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editorial
	 Editorial

Altersvorsorge vor kurzfristigen und 
längerfristigen Herausforderungen

Blitz und Donner sind über die Finanzmärkte hinweg­
gefegt. Der Einbruch 2008 war gewaltig und erfasste alle 
Märkte auf dem ganzen Globus und alle Anlagekatego­
rien. Schliesslich geriet auch die reale Wirtschaft ins Stru­
deln. Defensive Formulierungen, wie beispielsweise Ab­
schwächung der Wirtschaftsentwicklung, haben längst 
der Erkenntnis Platz gemacht, dass wir in einer weltwei­
ten Wirtschaftskrise stecken. Deren Dauer und Ausmass 
kann aber niemand zuverlässig voraussagen.

Ein solches Gewitter bleibt nicht ohne Folgen für die 
finanzielle Situation unserer Sozialwerke. Eine erste 
Analyse hat das Bundesamt für Sozialversicherungen 
bereits im November 2008 erstellt. In dieser Ausgabe der 
CHSS sind nun die Auswirkungen auf die Altersvorsorge 
dargestellt, soweit sie bei Redaktionsschluss bereits be­
kannt waren. 

Die Finanzkrise hat die Pensionskassen mit voller 
Wucht getroffen und einen grossen Teil der in guten Zei­
ten vorausschauend angesammelten Wertschwankungs­
reserven zunichte gemacht. Rund 57 Prozent aller Vor­
sorgeeinrichtungen – dies zeigen Umfrageergebnisse und 

auf Kennzahlen beruhende Schätzungen – dürften sich 
Ende März 2009 in Unterdeckung befunden haben. Die 
Liquidität der Vorsorgeeinrichtungen ist damit zwar 
nicht gefährdet. Eine grosse Anzahl von Kassen wird 
aber zu Sanierungsmassnahmen greifen müssen, um das 
Gleichgewicht mittelfristig wieder herzustellen. Das not­
wendige Instrumentarium ist im BVG vorgesehen. 

In der AHV ist das Anlagevermögen aufgrund des 
Umlageverfahrens rund 25-mal kleiner als in der 2. Säule. 
Die direkten Auswirkungen der Finanzmarktkrise sind 
deshalb viel geringer, die Verluste auf den Anlagen führ­
ten aber 2008 dazu, das positive Ergebnis der Versiche­
rungstätigkeit in ein deutlich negatives Betriebsergebnis 
zu verwandeln. Während die Finanzmarktergebnisse als 
punktuelle Ausschläge in positiver oder negativer Rich­
tung nicht überbewertet werden dürfen, steht in der AHV 
die Frage im Raum, wie stark die Wirtschaftskrise in den 
nächsten Jahren auf die Löhne und damit auf die Bei­
tragseinnahmen drückt. 

Bei all den verständlichen Sorgen um die nächste Zu­
kunft unserer Sozialwerke dürfen wir die grundsätzli­
chen längerfristigen Aspekte nicht aus den Augen verlie­
ren. Strukturell vorhandene oder infolge der demografi­
schen Alterung drohende Defizite müssen mit rechtzeiti­
gen Reformen beseitigt werden. Blindes Vertrauen auf 
hohes Wirtschaftswachstum oder auf Traumrenditen an 
den Finanzmärkten ist keine valable Alternative. Eine 
erste Gelegenheit zum Handeln bietet sich in der 1. Säule 
mit einem Ja zur Zusatzfinanzierung in der IV und mit 
einem Reformschritt in der 11. AHV-Revision. In der  
2. Säule können die Leistungen mit einer schrittweise 
umgesetzten Senkung des Umwandlungssatzes länger­
fristig gesichert werden. All dies lohnt sich, denn unsere 
Altersvorsorge steht fest verankert auf drei Säulen und 
kann auf Werte zurückgreifen, die sich während Jahr­
zehnten bewährt haben.
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Publikation: Familien- und 
schulergänzende Kinderbetreuung. 
Eine Bestandesaufnahme der EKFF

In der Schweiz fehlen gemäss Schätzungen 
Betreuungsangebote für rund 120 000 Kinder. 
Die Eidgenössische Koordinationskommis­
sion für Familienfragen (EKFF) fordert des­
halb in ihrer neuen Publikation einen massi­
ven Ausbau der familien- und schulergänzen­
den Betreuungsangebote. Gleichzeitig wehrt 
sich die EKFF dagegen, dass bei der Qualität 
Abstriche gemacht werden. Die EKFF setzt 
sich dafür ein, dass die Koordination zwischen 
Bund, Kantonen und Gemeinden verbessert 
und die Kindertagesstätten zu Bildungsinsti­
tutionen weiter entwickelt werden. Die Publi­
kation liefert erstmals eine Bestandesaufnah­
me zum Thema «Familien- und schulergän­
zende Kinderbetreuung» in der Schweiz und 
enthält abschliessend Empfehlungen der 
EKFF an die politischen Behörden.

Aktualisierte Finanzperspektiven für 
die AHV

Der Bundesrat hat den Bericht «Aktualisie­
rung der Berechnungsgrundlagen zur Erstel­
lung von Perspektivrechnungen in der AHV» 
verabschiedet. Damit erfüllt er ein Postulat 
von Nationalrat Louis Schelbert aus dem Jahr 
2007. Die neuen AHV-Perspektiven basieren 
auf einem verfeinerten Berechnungsmodell, 
das die Erfahrungen der letzten Jahre berück­
sichtigt und auf den neuesten Annahmen zur 
Entwicklung der Wirtschaft. Sie bestätigen: 
Auch im optimistischeren von drei Szenarien 
ändert sich nichts daran, dass die mittel- und 
langfristige Finanzierung der AHV nicht gesi­
chert ist. (Vgl. dazu den Artikel auf Seite 79)

Ein Jahr 5. IV-Revision: Strukturelle 
Reform auf gutem Weg, Zusatzfinan
zierung dringend nötig

Die Zahl der Neurenten in der Invaliden­
versicherung hat 2008 nochmals um rund 6 
Prozent abgenommen. Die IV gewährt heute 
fast 40 Prozent weniger neue Renten als im 
Jahr 2003, dem Jahr, bevor die positive Trend­

wende eingeleitet wurde. Als Folge 
dieser Entwicklung hat auch der 
Rentenbestand weiter abgenommen. 
Gleichzeitig haben sich die neuen 
Massnahmen der 5. Revision im ers­
ten Jahr bewährt. Trotz dieser erfreu­
lichen Entwicklung musste die IV 
2008 ein Defizit von etwas mehr als 
1,3 Milliarden Franken hinnehmen, 
ihre Schulden bei der AHV stiegen 
auf rund 13 Milliarden. AHV und IV 
sind demnach weiterhin dringend 
auf die vorübergehende Zusatzfi­
nanzierung angewiesen.

Anhörung zum Familien
zulagenregister

Mit einem Familienzulagenregis­
ter will der Bund dafür sorgen, dass 
für das gleiche Kind Zulagen nicht 
mehrfach bezogen werden können 
und dass der administrative Auf­
wand bei der Abklärung des An­
spruchs auf die Zulagen vermindert 
wird. Das Register soll am 1. Januar 
2011 in Betrieb genommen werden. 
Das Eidgenössische Departement 
des Innern hat die Anhörung zur 
entsprechenden Gesetzesänderung 
eröffnet. Sie dauert bis zum 8. Mai 
2009.

Substanzielle Rabatte auf die 
Hörgerätepreise in Aussicht 
gestellt

Ein neuer Tarifvertrag zwischen 
IV/AHV und der Hörgerätebranche 
soll den Sozialversicherungen auf 
den Hörgerätepreisen einen Rabatt 
von 40 Prozent gewähren. Darauf 
haben sich die Hörgerätebranche 
und das Bundesamt für Sozialversi­
cherungen BSV geeinigt. In einer 
Absichtserklärung haben die Partei­
en vereinbart, den neuen Tarifver­
trag bis Ende April abzuschliessen, 
damit er 2010 in Kraft gesetzt wer­
den kann.

Negatives Anlageresultat 
zieht das Jahresergebnis der 
AHV in die roten Zahlen

Die AHV schliesst das Jahr 2008 
mit einem Betriebsverlust von 2286 
Millionen Franken ab. Das Umla­
geergebnis, welches die Versiche­
rungstätigkeit widerspiegelt, war 
mit 2046 Millionen besser als im 
Vorjahr. Das im Vergleich zum Vor­
jahr stark negative Anlageergebnis 
verursachte den Betriebsverlust 
und ist auf die schwierigen Markt­
verhältnisse zurückzuführen. Das 
Umlageergebnis der IV ist mit 
–1017 Millionen deutlich negativ, al­
lerdings kann wiederum eine Ver­
besserung verzeichnet werden. Die 
höheren Zinsen auf den Verlustvor­
trag verringern diesen Effekt im or­
dentlichen Betriebsergebnis der IV. 
Die EO weist ein schlechteres Um­
lageergebnis aus. Ihr Anteil am An­
lageresultat erhöht den Betriebs­
verlust markant. (Vgl. dazu den Ar­
tikel auf Seite 100)

Erste Erkenntnisse zu den 
Übergängen in den 
Sozialversicherungssystemen

Arbeitslosenversicherung, Invali­
denversicherung und Sozialhilfe 
bieten ein soziales Auffangnetz für 
eine sehr breite Bevölkerungs­
schicht: In einem Beobachtungszeit­
raum von drei Jahren bezogen nicht 
weniger als 20 Prozent der Wohnbe­
völkerung im erwerbsfähigen Alter 
eine Leistung eines dieser Sozial­
werke. Die Behauptung, viele Hilfe­
suchende würden zwischen diesen 
Sozialwerken hin und her gescho­
ben, ist falsch. Das zeigt eine Studie 
im Rahmen des Forschungspro­
gramms zur Invalidenversicherung 
(FoP-IV), mit der erstmals die Wech­
selbeziehungen zwischen IV, ALV 
und Sozialhilfe beschrieben und ge­
messen wurden. 

chronik
	 Chronik	 Februar/März 2009
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Schweizerischen Gesundheitsbefra­
gung 2007 des Bundesamtes für Sta­
tistik (BFS) hervor. Im Vergleich zu 
früheren Befragungen ist der Wert 
angestiegen. 1992 lag er noch bei 38 
Prozent. Lang dauernde gesundheit­
liche Probleme und Krankheiten 
zeigen sich überwiegend bei älteren 
Menschen. 48 Prozent der Befragten 
ab einem Alter von 75 Jahren sind 
davon betroffen. Das zeigt sich auch 
in einer stärkeren Nutzung der Ge­
sundheitsdienste durch diese Alters­
gruppe.

menbereichen: Dies bieten umfas­
send das Statistische Jahrbuch der 
Schweiz 2009 und in knappem Über­
blick die gleichzeitig neu aufgelegte 
Taschenstatistik der Schweiz 2009 
des Bundesamtes für Statistik (BFS). 
Beide Publikationen weisen mit zahl­
reichen Hinweisen ins Webportal 
«Statistik Schweiz» mit seinen lau­
fend aktualisierten Informationen.

Steigender Medikamenten
konsum der Schweizer 
Bevölkerung

Fast jede oder jeder Zweite in der 
Schweiz nimmt über einen Zeitraum 
von sieben Tagen mindestens ein 
Medikament ein. Dies geht aus der 

Rekordwachstum der 
Bevölkerung im Jahr 2008

Ende 2008 belief sich die Zahl der 
ständigen Wohnbevölkerung der 
Schweiz auf 7 700 200 Personen. Ge­
mäss den vorläufigen Ergebnissen 
des Bundesamtes für Statistik (BFS) 
bedeutet dies eine Zunahme um 
106 700 Personen oder 1,4 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr. Damit wur­
de der stärkste jährliche Bevölke­
rungsanstieg seit 1963 verzeichnet.

Das statistische Referenz
werk in neuer Ausgabe

Unsere Lebenswelt statistisch er­
schlossen und dargestellt in 21 The­

#

CHSS-Einbinde-Aktion: Lassen Sie Ihre «Soziale Sicherheit» einbinden!

Das Atelier du livre in Bern führt erneut eine Einbindeaktion für die CHSS zu günstigen Konditionen durch 
(Einband in rotem Leinen mit schwarzer Rückenprägung). 

Die Preise
•	 Einband für Jahrgänge 2007/2008	 	 • Einbinden älterer Jahrgänge
	 (Doppelband) inkl. Einbinden	 Fr. 29.70	    (1 oder 2 Jahrgänge) pro Einband	 Fr. 31.35
•	 Einband für 1 Jahrgang (2007, 2008)	 	 • Einbanddecke ohne Binden
	 inkl. Einbinden	 Fr. 27.60	    für 1 oder 2 Jahrgänge	 Fr. 16.80

Die Preise verstehen sich ohne MWST, Porto und Verpackung. Für die Einbindeaktion sollten die kompletten Jahrgänge der Zeit
schrift bis Ende Mai 2009 an die Buchbinderei gesandt werden. Die gebundenen Hefte werden Ende Juli 2009 zurückgeschickt.
Verwenden Sie bitte für Ihren Auftrag eine Kopie dieses Talons.

Wir senden Ihnen die Hefte folgender Jahrgänge

Ältere Jahrgänge			    c 2006   c 2007   c 2008

Wir wünschen	 Wir bestellen
c Einbinden in Zweijahresband für Jahrgänge     c Einbinden in Einjahresband für Jahrgänge	 c Einbanddecken für die Jahrgänge

Adresse
Name	 Vorname

Strasse	 PLZ/Ort

Datum/Unterschrift

Einsenden an: Schumacher AG, Atelier du livre, Dorngasse 12, 3007 Bern, Telefon 031 371 44 44
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Wohin geht die Reise unserer Altersvorsorge?

Auf drei Säulen steht unsere Altersvorsorge: auf der AHV mit dem Ziel der Existenzsicherung, auf 
der beruflichen Vorsorge, um den gewohnten Lebensstandard beizubehalten und auf der gebun-
denen Selbstvorsorge, die auf die individuelle Eigenverantwortung abstellt. Anpassungen an die 
Realität, an sich ändernde Arbeits- und Lebensgewohnheiten und Anpassungen an die demo
grafische Alterung der Bevölkerung erfordern Handlungsbedarf. Unter welchen Voraussetzungen 
und mit welchem Instrumentarium sich die 1. und 2. Säule weiterentwickeln, lesen Sie im 
Schwerpunkt.

Foto: Christoph Wider
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Wo stehen wir heute in der Altersvorsorge?

Unsere Altersvorsorge beruht auf drei Säulen und ist in 
unserer Gesellschaft fest verankert. Die AHV dient der 
Existenzsicherung und baut als generelle Volksversiche-
rung auf Solidarität. Die berufliche Vorsorge mit der 
Zielsetzung der Fortführung der gewohnten Lebenshal-
tung ist obligatorisch für Arbeitnehmende und über-
lässt den Sozialpartnern einen riesigen Gestaltungs-
spielraum. Ergänzt wird das System durch die gebunde-
ne Selbstvorsorge, die auf die individuelle Eigenverant-
wortung abstellt. Als Handlungsbedarf werden in der 
AHV die Anpassung der Leistungen an Änderungen der 
Gesellschaft, die finanzielle Sicherung im Hinblick auf 
die Herausforderung der demografischen Alterung der 
Bevölkerung und das Prüfen von stabilisierenden, 
selbstregulierenden Massnahmen genannt. In der  
2. Säule besitzt die Bewältigung der Folge der Finanz-
krise und die Festsetzung realistischer Leistungspara-
meter insbesondere des Umwandlungssatzes erste 
Priorität, und auch die Stärkung der Reputation der  
2. Säule (Massnahmen betreffend Corporate Gover-
nance) und immer mehr auch internationale Fragestel-
lungen sind weitere Themen der nächsten Zukunft. 

Entstehung und Entwicklung der Altersvorsorge

Wir leben heute in einem Sozialstaat und haben uns 
daran gewöhnt, Beiträge für die Altersvorsorge zu be­
zahlen. Wir haben keine Bedenken, nach der Pensionie­
rung Leistungen zu beziehen. Dies war nicht immer so. 

Die Fabrikarbeiter des 19. Jahrhunderts arbeiteten, bis es nicht 
mehr ging, und trotzdem drohte im Alter das Armenhaus. Die 
Altersvorsorge ist eine segensreiche Erfindung der modernen 
Geschichte. Der Aufbau erfolgte nicht auf einmal, im Gegenteil: 
Die Entwicklung hat sich in unserem Land langsam vollzogen. 
Das Bundesrecht wurde nicht in den luftleeren Raum gebaut. Es 
galt, auf die bestehenden Einrichtungen Rücksicht zu nehmen, 
hatten doch fortschrittliche Arbeitgeber und innovative Arbeit­
nehmende das Heft in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts in die 
Hand genommen und Unterstützungskassen errichtet, die sich im 
Verlauf der Zeit zu modernen, versicherungstechnisch geführten 
Vorsorgeeinrichtungen entwickelten. 

Im Bundesrecht verankert wurde die Altersvorsorge 1925. Da­
mals stimmte das Volk dem Verfassungsgrundsatz für die Errich­
tung einer Alters- und Hinterlassenenversicherung zu und gab 
dem Bund auch die Befugnis, auf einen späteren Zeitpunkt eine 
Invalidenversicherung einzuführen. Der Weg zur Umsetzung er­
wies sich als dornenvoller Weg: 1931 scheiterte ein Gesetzesent­
wurf an der Volksabstimmung. Erst 23 Jahre nach der Verfassung, 
1948, konnte der Grundsatz der bundesrechtlichen Altersvorsor­
ge mit dem Inkrafttreten des AHV-Gesetzes realisiert werden. 
Ein gutes weiteres Jahrzehnt dauerte es, bis 1960 die Invaliden­
versicherung eingeführt wurde. 

Das 3-Säulenprinzip wurde im Bundesrecht erst viel später «sa­
lonfähig». Vorgestellt wurde diese Idee vor grossem Publikum an 
der nationalen Landesausstellung 1964 in Lausanne. 1972 wurde 
das 3-Säulenprinzip in der Verfassung verankert. Auch hier benö­
tigte die gesetzliche Umsetzung viel Zeit. 1985, also 13 Jahre nach 
der Verfassungsbestimmung, wurde das Obligatorium der 2. Säu­
le eingeführt und damit wichtige Lücken in der bis anhin freiwil­
ligen beruflichen Vorsorge geschlossen. Seit diesem Zeitpunkt 
wird auch die 3. Säule, die gebundene Selbstvorsorge 3a, steuer­
lich begünstigt.

Wo stehen wir heute?

Unsere Standortbestimmung nahmen wir schrittweise vor. Auf 
die Analyse der drei Säulen im Einzelnen erfolgt eine Gesamtbe­
trachtung über das 3-Säulenprinzip. 

Fixpunkte der AHV

Volksversicherung für alle
Die AHV ist eine Volksversicherung, jeder Erwachsene trägt 

seinen Teil zur Finanzierung der AHV bei. Nicht nur die Arbeit­
nehmenden entrichten zusammen mit den Arbeitgebern Beiträ­
ge, auch die Selbstständigerwerbenden leisten ihren Obolus (wo­

Anton Streit
Bundesamt für Sozialversicherungen
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eine alleinstehende Person heute bei vollständiger 
Versicherungsdauer 1140 Franken pro Monat beträgt, 
auch wenn nur bescheidene Beiträge geleistet werden 
konnten.
Das Versicherungsprinzip wird auch sonst mit kräfti­•	
gen Korrekturen durch das Prinzip der Solidarität 
ergänzt. So werden z.B. während der Ehejahre die 
Einkommensgutschriften je zur Hälfte den beiden 
Ehegatten zugeteilt (wir nennen diesen Vorgang 
Splitting), unabhängig davon, wer wie viele Beiträge 
geleistet hat. Und Erziehungs- und Betreuungsgut­
schriften erhöhen die angerechneten Einkommen.

Auch hier ist vor einer Kehrtwendung zu warnen:
Die Forderung, wonach die Einkommensobergrenze, •	
ab der die Beiträge nicht mehr rentenbildend sei, 
abgeschafft werden soll, würde zwar die Koppelung 
zwischen Beiträgen und Leistungen (Stichwort Ver­
sicherungsprinzip) stärken, aber den Grundgedanken 
der solidarischen AHV erschüttern.
Andererseits würde der Ruf nach einer Einheitsrente •	
in der AHV das Versicherungsprinzip völlig negieren 
(der Charakter von Versicherungsbeiträgen ginge 
verloren) und dabei z.B. Personen, die sich freiwillig 
auf eine Teilzeitarbeit beschränken, unverhältnismäs­
sig bevorzugen. 

Die AHV wird mit einer gut funktionierenden 
Infrastruktur von Ausgleichskassen umgesetzt

Ohne die zuverlässige Arbeit der Ausgleichskassen 
wäre das grosse Sozialwerk der AHV nicht zu realisieren 
gewesen. Heute verlassen wir uns auf die Leute an der 
Front, die für eine reibungslose Durchführung besorgt 
sind und z.B. mit einer rechtzeitigen und richtigen Aus­
zahlung der Leistungen für viel Goodwill für die AHV 
sorgen. Es ist dann auch nicht erstaunlich, dass das Know-
how der Ausgleichskassen für zahlreiche weitere übertra­
gene Aufgaben ausserhalb der AHV genutzt wird.

Dies verpflichtet den Gesetzgeber bei Reformen auch •	
immer auf die Umsetzbarkeit der vorgesehenen Neu­
erungen zu achten.

Handlungsbedarf in der AHV

Zehn Revisionen der AHV haben bewiesen, dass 
Umstellungen, Reformen möglich sind. Während die 
ersten acht Revisionen hauptsächlich Aufbau- und Aus­
bauschritte waren, standen in der 9. Revision die Konso­
lidierung (Einführung des Mischindexes, Wiedereinfüh­
rung der Beitragspflicht für Personen im Rentenalter) 
und in der 10. Revision Anpassungen an den gesell­
schaftlichen Wandel (Splitting, Angleich des Rentenal­
ters der Frau an dasjenige des Mannes, Einführung der 
Witwerrente usw.) im Vordergrund.

bei mit der sinkenden Beitragsskala Rücksicht auf die 
finanziellen Möglichkeiten genommen wird). 

Besonders erwähnenswert ist aber der Umstand, dass 
Arbeitslose auf den Taggeldern der Arbeitslosenver­
sicherung Beiträge entrichten (wobei Arbeitslose und 
Arbeitslosenversicherung je die Hälfte des Beitrages 
bezahlen) und auch Nichterwerbstätige in Abhängig­
keit von ihren sozialen Verhältnissen (Renteneinkom­
men und Vermögen) nicht von Beiträgen verschont 
werden. Aber auch damit ist der Erfindungsreichtum, 
Gelder einzukassieren, noch nicht gestillt: Auch Alters­
rentnerInnen mit Erwerbseinkommen entrichten wei­
ter ihren Beitrag (wobei heute noch ein Freibetrag ge­
währt wird).

Mit anderen Worten, wir haben in der AHV eine sehr 
umfassende Beitragspflicht, es gibt auch nicht wie in vie­
len ausländischen Systemen Schichten oder Berufsgrup­
pen, die Privilegien geniessen oder einer Versicherungs­
unterstellung mit der Mitgliedschaft in einem Sonder­
regime ausweichen können. Dies ermöglicht dann im 
Gegenzug auch eine umfassende Leistungsgewährung.

Wir tun gut daran, auch in Zukunft keine Einbrüche 
in dieses System zuzulassen. Insbesondere ist der Idee, 
auf Taggeldern der Arbeitslosenversicherung künftig 
keine Beiträge mehr zu erheben, um so den Arbeitslo­
sen (wegen der damit verbundenen drohenden Renten­
kürzung) den Anreiz auf Jobsuche zu erhöhen, dringend 
eine Absage zu erteilen.

Ebenso ist der Tendenz Einhalt zu gebieten, immer 
mehr Bezüge, die wirtschaftlich mit dem Arbeitsver­
hältnis zusammenhängen, vom massgebenden Lohn 
auszunehmen und darauf keine Beträge mehr zu erhe­
ben. Insbesondere entspricht die Folgerung, wonach 
kein Beitrag zu erheben sei, wenn der Lohn nicht durch 
den Arbeitgeber selbst, sondern durch einen Dritten 
ausbezahlt wird, nicht der Logik der AHV.

Der Solidarität verpflichtet
Die Solidarität in der AHV ist äusserst vielfältig.
Wie bei jedem System, das im Umlageverfahren fi­•	
nanziert wird, steht die Solidarität zwischen den Ge­
nerationen im Vordergrund.
Äusserst ausgeprägt ist auch die Solidarität zwischen •	
den Einkommen, eine starke Solidarität der höheren 
Einkommen zugunsten der tieferen Einkommen. Wer 
erwerbsfähig ist, zahlt auf dem ganzen Erwerbsein­
kommen seine Beiträge an die AHV, eine obere Be­
grenzung gibt es nicht, selbst wenn das Erwerbsein­
kommen ein Mehrfaches dessen beträgt, was für das 
Erreichen der Maximalrente nötig wäre. Wenn heute 
über unverhältnismässige Lohnbezüge geklagt wird 
(sei es nun über variable Lohnteile oder über Boni), 
verbleibt der Bevölkerung immerhin der Trost, dass 
dann das Volkswerk AHV auch etwas profitiert. Eine 
Minimalrente wird andererseits garantiert, die für 
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Prüfen von stabilisierenden, selbstregulierenden 
Massnahmen

Bereits in der 11. AHV-Revision schlägt der Bundes­
rat als stabilisierende Massnahme vor, dass die Erhö­
hung der Rente vom Vermögensstand des AHV-Fonds 
abhängt. Weitergehende selbstregulierende Mechanis­
men, wie sie schon im mehreren Ländern, z.B. auch in 
Schweden, zur Anwendung gelangen, sind näher anzu­
sehen. Dort hängt die Leistungshöhe von der wirtschaft­
lichen und demografischen Entwicklung ab; in einem 
solchen System würde die heutige Diskussion um zu op­
timistische oder zu pessimistische Szenarien an Bedeu­
tung verlieren.

Fixpunkte der 2. Säule

Bundesobligatorium und kollektive Gestaltung des 
Überobligatoriums

Die berufliche Vorsorge ist für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer obligatorisch. Vom Obligatorium 
ausgenommen sind im Grundsatz einzig Personen, die 
einen Mindestjahreslohn von Fr. 20 520 nicht erreichen. 
Das Bundesrecht setzt als Rahmen einen minimalen 
Beitrags- und Leistungsstandard und schreibt auch vor, 
dass der Beitrag des Arbeitgebers mindestens gleich 
hoch ausfällt, wie die gesamten Beiträge seiner Arbeit­
nehmenden. 

Jeder Arbeitgeber errichtet mit seinen Arbeitneh­
menden eine Vorsorgeeinrichtung oder schliesst sich, 
insbesondere als Klein- oder Mittelunternehmer, einer 
Vorsorgeeinrichtung an. Der Versicherungsplan, der 
weit über das obligatorische Minimum hinaus gehen 
kann, wird vom obersten Organ jeder Vorsorgeeinrich­
tung festgelegt, ist dann aber im Rahmen des Versicher­
tenkollektivs für alle verbindlich. Das Bundesobligato­
rium wird so ergänzt durch ein Obligatorium auf der 
Ebene der Vorsorgeeinrichtung unter paritätischer Füh­
rung der Sozialpartner.

Es ist zu hoffen, dass der Trend zur stärkeren Indi­
vidualisierung, der Trend, die Risiken voll auf das Indi­
viduum zu übertragen, rechtzeitig gebremst werden 
kann, und dass die Stärken der kollektiven Finanzie­
rung (das Kollektiv besitzt grössere Risikofähigkeit 
und bessere Möglichkeit als der Einzelne) gewahrt 
bleiben können. Nur so behält die 2. Säule ihren Stel­
lenwert und wird nicht zwischen der 1. und 3. Säule 
aufgerieben.

Das vor einigen Jahren stark diskutierte Modell der •	
freien Pensionskassenwahl gäbe dem ohnehin schon 
vorhandenen Trend zur stärkeren Individualisierung 
einen zusätzlichen Schub und würde die Risiken voll 
auf die Individuen übertragen. Eine über das vorge­
schriebene Minimum hinausgehende Solidarität zwi­
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmenden würde ent­

Betreffend dem künftigen Handlungsbedarf ist daran 
zu erinnern, dass die befristete Zusatzfinanzierung in 
der IV erste Priorität hat, weil die Stabilität der gesam­
ten ersten Säule nicht gefährdet werden darf.

Anpassung an die Realität, an sich ändernde Arbeits- 
und Lebensgewohnheiten

Vor dem Hintergrund der sich ändernden Lebens- 
und Arbeitsgewohnheiten, aber auch vor dem Hinter­
grund der engeren Ressourcen, die der AHV in Zukunft 
zur Verfügung stehen werden, müssen Leistungen län­
gerfristig hinterfragt und optimiert werden. Mittelfristig 
wird man deshalb kaum darum herum kommen, die 
heutigen Anspruchsvoraussetzungen für die Hinterlas­
senenleistungen zu hinterfragen. Die heutige Gesetz­
gebung beruht noch auf der traditionellen Aufgaben­
verteilung mit dem Mann als «Ernährer der Familie», 
während die Frau ihre Berufstätigkeit stark einschränkt 
oder sie aufgibt und sich hauptsächlich um Kinder und 
Haushalt kümmert. Der sich durch den gesellschaftli­
chen Wandel ergebende Erneuerungsbedarf soll hier in 
nächster Zeit mit einem Forschungsprojekt näher ana­
lysiert werden. Dieses soll näher Aufschluss geben, in 
welcher wirtschaftlichen Situation sich Witwen, Witwer 
und Waisen befinden. Es werden dazu umfangreiche 
Steuer- und Rentendaten ausgewertet.

Wir können davon ausgehen, dass heute viele Perso­
nen bei guter Gesundheit und voller Energie 65-jährig 
werden. Der Trend zu einem immer früheren Rentenbe­
ginn muss gebrochen werden. Mit der Flexibilisierung 
des Rentenaufschubs und der Möglichkeit zur Renten­
aufbesserung für über 65-jährige Erwerbstätige macht 
die neuere Fassung der 11. AHV-Revision, die das Par­
lament derzeit prüft, bereits einen ersten Schritt in diese 
Richtung. 

Anpassungen an die demografische Alterung der 
Bevölkerung

Die demografische Entwicklung ist gekennzeichnet 
durch eine zunehmende Lebenserwartung und durch 
eine Abnahme oder Stagnation der Geburten. Mit 
einer starken Veränderung des Altersaufbaus der Be­
völkerung ist deshalb zu rechnen. Während man 1970 
noch 4,3 Beitragszahlende für eine rentenbeziehende 
Person zählte, ist diese Zahl heute auf 3,7 gefallen. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach müssten im Jahre 2035 
2,1 Beitragszahlende für die Finanzierung einer Rente 
aufkommen. 

Es gilt, sich auf diese grosse Herausforderung einzu­
stellen. Um das finanzielle Gleichgewicht zu erhalten, 
ist nachhaltiges Planen verlangt. Gilt es doch, die fi­
nanziellen Folgen gerecht zu verteilen und diese nicht 
einseitig der jungen Generation aufzubürden und nicht 
alles auf die Schultern der Beitragszahlenden abzu­
wälzen. 
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der Kassen. Zudem wurde durch eine Herabsetzung der 
Eintrittsschwelle der Versichertenkreis nochmals er­
weitert.

Bewältigung der Folgen der Finanzkrise
In den nächsten Jahren ist es von zentraler Bedeu­

tung, dass die notwendigen Schritte zur Sanierung der 
zahlreichen unterdeckten Vorsorgeeinrichtungen mit 
Augenmass und situationsgerecht aber zielgerichtet an 
die Hand genommen werden. Das Instrumentarium 
möglicher Sanierungsmassnahmen ist vorhanden, es ist 
– falls nötig – davon Gebrauch zu machen. Ohne eine 
entsprechende Bereitschaft zur Sanierung im Krisenfall 
kann ein kollektives System letztlich nicht langfristig 
existieren.

Festsetzung realistischer Leistungsparameter 
Die Leistungsparameter bieten im vom Staat vorge­

schriebenen Zwangssparen einen wichtigen Mindest­
schutz, sie müssen aber realistisch festgesetzt werden. 
Während der Mindestzins kurzfristig immer wieder der 
Entwicklung am Finanzmarkt angepasst werden kann, 
ist der Umwandlungssatz langfristiger Natur, gilt doch 
der Satz für die ganze Laufdauer der Rente. Die vorge­
sehene und mit einem Referendum bekämpfte schritt­
weise Senkung des Mindestumwandlungssatzes auf  
6,4 Prozent ist notwendig, weil

sie die Leistungen der zweiten Säule langfristig si­•	
chert;
sie dazu beiträgt, eine unerwünschte zusätzliche Um­•	
verteilung von den Jungen zu den Alten zu verhin­
dern;
sie die Kassen nicht zu einer allzu risikoreichen Anla­•	
gestrategie zwingt.

Stärkung der Reputation der 2. Säule
Während das Vertrauen der Versicherten in die Leis­

tungen der eigenen Kasse meistens relativ hoch ist, ist 
das Vertrauen der breiten Öffentlichkeit in das Gesamt­
system der 2. Säule geringer. Die Reputation der 2. Säu­
le kann gestärkt werden, wenn

Interessenkonflikte (Geschäfte mit Nahestehenden) •	
konsequent vermieden werden;
die Selbstregulierung mittels verpflichtender Charten •	
zum Thema Corporate Governance ihren positiven 
Beitrag leisten;
einige wenige Leitplanken zu diesem Thema in Bun­•	
desgesetz und Verordnung verankert werden.

Weiterentwicklung auf internationaler Ebene
Die berufliche Vorsorge in der Schweiz ist Vorreiter 

in der beruflichen Vorsorge und in der Realisierung der 
Freizügigkeit beim Wechsel der Vorsorgeeinrichtung. 
Wenn die berufliche Vorsorge international an Bedeu­
tung gewinnt, wird die Schweiz einen wichtigen Beitrag 

fallen, der Wettbewerb zwischen den Anbietern wür­
de die Werbekosten massiv steigen lassen. 
Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass in •	
Staaten, wo die Versicherten aufgrund fehlender Ga­
rantien grosse Verluste erlitten haben (z.B. in den 
USA), nun anders als in früheren Jahren weniger die 
Betonung des Individuums und die persönliche Ent­
scheidungsfreiheit im Zentrum der Überlegungen 
steht, sondern vielmehr, wie Risiken kollektiv getra­
gen und das einzelne Individuum besser geschützt 
werden kann.

Grosser Spielraum für das oberste Organ
Der Gestaltungsspielraum in der beruflichen Vorsor­

ge ist enorm. Es gibt freistehende Einfamilienhäuser 
(Kassen für die Versicherten einer Unternehmung), Ge­
meinschaftssiedlungen (Gemeinschaftseinrichtungen 
für die Versicherten eines Verbandes, Konzernstiftun­
gen) und Wohnblocks (Sammeleinrichtungen mit ver­
schiedenen Vorsorgewerken), vgl. Grafik G1. Die Art 
der Risikodeckung reicht von autonomen Pensionskas­
sen ohne Rückversicherung, die die gesamten Risiken 
selbst tragen, bis zu Kollektivversicherungen, die alle 
Risiken durch eine Lebensversicherungsgesellschaft 
abdecken. Es gibt Leistungs- und Beitragsprimatkassen 
und bezüglich Leistungsniveau Fertighäuser, Mittel­
standshäuser und Luxusvillen. Immer aber haben die 
Versicherten ein Dach über dem Kopf, Absicherungen 
verschiedenster Art (Mindestzinssatz und Mindestum­
wandlungssatz im Obligatorium, Prinzip der vollen 
Freizügigkeit und das Fangnetz des Sicherheitsfonds) 
lassen die Versicherten nicht schutzlos dastehen. 

Jede Regulierung hat auf die Vielfalt der Vorsorge­•	
welt Rücksicht zu nehmen.
Jede Vorsorgeform hat ihre Vor- und Nachteile ge­•	
nauso wie eine konservative Anlagestrategie gegen­
über einer risikoreicheren Strategie je nach Anlage­
situation an den Finanzmärkten kurzfristig bessere 
oder schlechtere Resultate bringt. Toleranz zwischen 
den verschiedenen Vorsorgewerken ist hier kein 
schlechter Ratgeber. Grabenkämpfe zwischen Kas­
sentypen (Leistungsprimat/Beitragsprimat), zwischen 
Pensionskassen und Lebensversicherern, zwischen 
autonomen Pensionskassen und vollversicherten 
Sammeleinrichtungen helfen uns hier nicht weiter.

Weiterentwicklung in der 2. Säule

Die bundesrechtliche Regulierung der 2. Säule ent­
wickelte sich in den letzten Jahren in beträchtlichem 
Ausmass. So wurde 1995 die volle Freizügigkeit beim 
Wechsel der Vorsorgeeinrichtung realisiert, und die  
1. BVG-Revision brachte eine Verbesserung der Trans­
parenz sowie eine Stärkung der paritätischen Führung 
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ein Pferd zu setzen, gilt im ausgeprägten Masse für das 
Schweizerische System der Altersvorsorge. 

Anton Streit, lic. phil. nat., Vizedirektor, Leiter Geschäftsfeld 
Alters- und Hinterlassenenvorsorge, BSV. 
E-Mail: anton.streit@bsv.admin.ch

in der Realisierung der Forderung nach einer integralen 
Freizügigkeit bei Übertritt zwischen Vorsorgeeinrich­
tungen verschiedener Länder leisten können, auch wenn 
auf dem Weg zu diesem Ziel noch viele Hindernisse zu 
überwinden sind.

Das 3-Säulenprinzip

Das 3-Säulenprinzip wird vervollständigt durch die 
Säule 3a, diese gebundene Vorsorge ist Teil der allge­
meinen Selbstvorsorge. Die einbezahlten Beiträge die­
nen aber ausschliesslich und unwiderruflich der berufli­
chen Vorsorge und können nur unter restriktiven Be­
dingungen vorbezogen werden. Dafür geniesst diese 
Sparte steuerliche Privilegien.

Wir können das Fazit ziehen, dass das 3-Säulenprinzip 
in unserer Gesellschaft fest verankert ist und im Grund­
satz kaum daran gerüttelt wird. Es gilt als:

Ausgleichend,•	  als ein idealer Mix von staatlicher, be­
trieblicher und privater Vorsorge. Dazu tragen die 
unterschiedlichen Träger, der Staat, die Pensionskas­
sen aber auch die Banken und Versicherungen bei. 
Umverteilung, kollektives Sparen und individuelle 
Eigenverantwortung ergänzen sich.
Als risikomindernd:•	  Wir haben eine sinnvolle Kombi­
nation von Kapitaldeckung und Umlage. Das Ge­
samtsystem ist so weniger empfindlich auf die demo­
grafische Entwicklung wie ein reines Umlageverfah­
ren, ist allerdings auch nicht über das ganze System 
den Launen des Finanzmarktes ausgesetzt.
Als erfolgreich:•	  Alt sein bedeutet nicht mehr arm 
sein. Gemäss der Studie von Prof. Philippe Wanner 
der Universität Genf sind rund 6 Prozent der Rent­
nerInnen als arm zu bezeichnen, während dieser Satz 
bei den Aktiven mit 9 Prozent höher ausfällt.

Die Finanzmarktkrise darf nicht dazu verleiten, nun 
mit langfristigen Systemänderungen zu liebäugeln. 
Die AHV und die 2. Säule haben ihre Vor- und Nach­
teile. Das Zauberwort Risikostreuung, nicht alles auf 

Vielfalt beweist den enormen Handlungsspielraum � G1

Quelle: BSV

Freistehende Einfamilienhäuser
(Kassen mit 1 Arbeitgeber)

Gemeinschaftssiedlungen
(Gemeinschaftseinrichtungen, Verbandskassen, 
Konzernstiftungen)

Wohnblocks
(Sammeleinrichtungen mit Vorsorgewerken)

Unterschiede bezüglich Leistungsniveau:
Fertighäuser – Mittelstandhäuser – Luxusvillen

Aber immer ein Dach über dem Kopf!

Mix von drei unterschiedlichen Vorsorgeformen � G2

Quelle: BSV

AHV  1

Selbstvorsorge  3

BV  2

Freiwillig/Individuell
Steuerbegünstigt

Kapitaldeckung    Komfortpaket

Arbeitnehmer  Kollektive Vorsorge
Kapitaldeckung  Fortführung gewohnte  
 Lebenshaltung

Volksversicherung Solidarität
Umlagesystem  Existenzsicherung inkl.
  Ergänzungsleistungen
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Rezession – Perspektiven für den Arbeitsmarkt 
und die Arbeitsmarktpolitik

Nach fünf Jahren mit guter Konjunktur steht die 
Schweizer Volkswirtschaft vor einer Rezession. Erste 
negative Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt wurden 
Ende 2008 sichtbar. Im laufenden Jahr wird die Beschäf-
tigung voraussichtlich schrumpfen, und die Arbeits
losigkeit wird deutlich ansteigen. Ziel der Arbeitsmarkt-
politik der nächsten Jahre wird es sein, die guten 
Ergebnisse, welche auf dem Arbeitsmarkt in den letzten 
Jahren erreicht werden konnten, zu wahren und zu 
verhindern, dass in der Rezession zu viele Menschen 
unfreiwillig und dauerhaft aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden.

Von der Hochkonjunktur in die Rezession

Die Schweizer Volkswirtschaft durchlief ab Mitte 
2003 eine Phase von fünf Jahren mit äusserst guter Kon­
junktur und wuchs pro Jahr mit durchschnittlich 2,8 Pro­
zent. Zwischen dem 3. Quartal 2005 und dem 3. Quartal 
2008 stieg die vollzeitäquivalente Beschäftigung um 
jährlich durchschnittlich 2,4 Prozent und insgesamt um 
230 000 Vollzeitstellen. Die Summe von Voll- und Teil­
zeitstellen wuchs sogar um 257 000. Im Verlauf 2008 zo­
gen dann über dem Konjunkturhimmel Europas zuneh­
mend dunklere Wolken auf. Rechneten die Prognostiker 
in der ersten Jahreshälfte 2008 lediglich mit einer deut­
lichen Abschwächung der europäischen Wirtschaftsent­
wicklung, wurden im Herbst 2008 die negativen Auswir­
kungen der weltweiten Finanzkrise auf die Realwirt­
schaft immer deutlicher. Ende 2008 befanden sich so­
wohl die USA als auch die meisten EU-Länder sowie 

Japan in oder am Rande einer Rezession. Auch in der 
Schweiz ist das BIP-Wachstum im dritten Quartal 2008 
zum Stillstand gekommen, und im vierten Quartal wird 
mit einer rückläufigen BIP-Entwicklung gerechnet.

Erste Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt

Während das Beschäftigungswachstum im dritten 
Quartal 2008 noch robust war, mehrten sich im vierten 
Quartal die negativen Tendenzen. Eine Zunahme der 
Arbeitslosigkeit war zuerst bei Temporärarbeitskräften 
festzustellen, welche offensichtlich als erste von Stel­
lenabbaumassnahmen und Einstellungsstopps betrof­
fen waren. Daneben war in den letzten Monaten auch in 
einigen anderen Branchen eine Zurückhaltung bei Neu­
einstellungen und damit – ausgehend von einem zu­
meist sehr tiefen Niveau – eine Zunahme der Arbeitslo­
sigkeit zu beobachten. Am deutlichsten war dies in der 
Metall-, Maschinen-, Elektro-, Kunststoff- und in der 
Uhrenindustrie der Fall. Ebenfalls leicht überdurch­
schnittlich fiel der Anstieg im Baugewerbe sowie bei 
den Banken aus. 

Prognosen zur Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktentwicklung

Die Expertengruppe Konjunkturprognosen des Bun­
des rechnet damit, dass die Schweizer Wirtschaft im 
vierten Quartal 2008 und in der ersten Jahreshälfte 2009 
eine Rezession durchlaufen wird. Ab Mitte 2009 wird – 
parallel zu einer allmählichen Erholung der Weltwirt­
schaft – auch für die Schweiz mit einem leichten Auf­
schwung gerechnet, welcher sich 2010 sukzessive ver­
stärkt. Das reale Bruttoinlandprodukt würde sich unter 
diesem Szenario 2009 um 0,8 Prozent zurückbilden und 
2010 wieder moderat um 1 Prozent wachsen. 

Der Konjunkturrückgang dürfte sich im Verlauf 2009 
in einer deutlichen Verschlechterung der Arbeitsmarkt­
lage niederschlagen. Bei der Beschäftigung wäre in die­
sem Jahr mit einem Rückgang von 0,3 Prozent und im 
nächsten Jahr mit einem solchen von 0,8 Prozent zu 
rechnen. 

Spiegelbildlich dazu ist bei der Arbeitslosigkeit in 
diesem und im nächsten Jahr ein deutlicher Anstieg zu 
erwarten. Konkret prognostiziert die Expertengruppe 
einen Anstieg der Arbeitslosigkeit von 2,6 Prozent 
(102 000 Personen) im Jahr 2008 auf 3,3 Prozent (130 000 

Bernhard Weber 
Staatssekretariat für Wirtschaft SECO
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Unabhängig vom genauen Verlauf der weiteren Wirt­
schaftsentwicklung, werden wir uns in den kommenden 
Jahren auf einen Rückgang der Beschäftigung und 
einen deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit einstel­
len müssen. Dabei stellt sich die Frage, wie die Arbeits­
marktpolitik dieser Entwicklung begegnen kann und 
soll.

Langfristige Ausrichtung der 
Arbeitsmarktpolitik

Die Zielsetzung der Arbeitsmarktpolitik besteht da­
rin, möglichst vielen Menschen eine Beschäftigung zu 
ermöglichen, welche ein selbstständiges Leben erlaubt 
und die Gesundheit nicht gefährdet. Die OECD bringt 
diese Zielsetzung mit der Kurzformel «More and Bet­
ter Jobs» zum Ausdruck, welche sie über ihre sog. «Jobs 
Strategy» stellt. Wichtige Zielgrössen der Arbeits­
marktpolitik sind eine hohe Erwerbsbeteiligung, eine 
tiefe strukturelle Arbeitslosigkeit, ein hohes Lohn­
niveau und gute Arbeitsbedingungen. Die Arbeits­
marktpolitik richtet sich dabei an langfristigen Ent­
wicklungen aus. 

In den vergangenen Jahren lag der Fokus der Wirt­
schafts- und Arbeitsmarktpolitik primär darauf, dass die 
Unternehmen in der Schweiz den Schwung aus der 
Weltwirtschaft nutzen und ihre Produktion ausdehnen 
konnten. Von entscheidender Bedeutung war dabei, 
dass den Unternehmen die geeigneten Arbeitskräfte 
zur Verfügung standen. Parallel dazu wurden die Be­
strebungen intensiviert, die Bevölkerung im Erwerbsal­
ter vermehrt in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Eine permanente Herausforderung stellte dabei der 
rasant fortschreitende Strukturwandel dar, welcher sich 
anhand der Entwicklung der Erwerbstätigkeit nach 
Qualifikationsniveau illustrieren lässt. Im Zeitraum 
1996 – 2008 stieg die Erwerbstätigkeit von Personen mit 
einem tertiären Bildungsabschluss um jährlich 4,4 Pro­
zent oder insgesamt 545 000.1 Die Zahl der Erwerbstäti­
gen mit Abschluss auf Sekundarstufe II ging mit – 0,2 
Prozent jährlich leicht zurück (– 66 000) und die Be­
schäftigung von Personen ohne Berufsabschluss redu­
zierte sich sogar um 0,4 Prozent pro Jahr (– 32 000). Mit 
anderen Worten entfiel das gesamte Beschäftigungs­
wachstum der letzten zwölf Jahre auf Personen mit hö­
herer Ausbildung.

Verschiedene Elemente der Schweizer Arbeitsmarkt­
politik halfen den Unternehmen in der Schweiz dabei, 
diesen beeindruckenden Strukturwandel erfolgreich zu 
bewältigen. 

Der Bildungsstand der ansässigen Bevölkerung stieg 
in den letzten Jahren stark an. Die neu eingetretenen 
jungen Arbeitskräfte wiesen ein deutlich höheres Bil­
dungsniveau auf als die austretende Generation. Diese 

Personen) im Jahr 2009. Ende Jahr würde die Arbeitslo­
sigkeit damit knapp 4,0 Prozent erreichen (ca. 150 000 
Personen). Im Jahresverlauf 2010 wird mit einer Abfla­
chung des Anstiegs gerechnet, womit die Arbeitslosen­
quote im Jahresdurchschnitt auf 4,3 Prozent (170 000) 
zu liegen käme. 

Natürlich hängt die Arbeitsmarktentwicklung sehr di­
rekt von der Wirtschaftsentwicklung ab, und die Prog­
noserisiken der Wirtschaftsentwicklung übertragen sich 
entsprechend auf die Arbeitsmarktprognose. Während 
der Eintritt in eine Rezession im vierten Quartal prak­
tisch als gesichert gilt, ist die Abschätzung der Tiefe und 
Dauer der Rezession in der Schweiz heute noch sehr 
schwierig. Die für die Schweiz prognostizierte leichte 
Konjunkturerholung ab dem zweiten Halbjahr 2009 
hängt entscheidend von einer Stabilisierung des welt­
wirtschaftlichen Umfelds ab. Das grösste Risiko besteht 
hier darin, dass dieser Prozess auch länger dauern könn­
te. Tatsächlich fehlen bislang klare Anzeichen für eine 
nachhaltige Entspannung der Probleme an den Finanz­
märkten und bei den Banken. Ebenfalls unklar ist, wie 
lange die Bewältigung der Immobilienkrisen in den 
USA, Grossbritannien oder Spanien in Anspruch neh­
men wird. 

Trotz diesem schwierigen Umfeld hält die Experten­
gruppe die Gefahr einer längeren und tieferen Weltre­
zession für begrenzt. Insbesondere wird auch damit ge­
rechnet, dass die expansive Geld- und Fiskalpolitik zu­
nehmend Wirkung entfalten wird. Sollte der Sanierungs­
prozess bei den Banken zudem schneller als heute erwar­
tet vorankommen, könnte die weltwirtschaftliche Erho­
lung 2010 auch stärker als heute angenommen ausfallen. 

Prognose des Bundes zur Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-� T1 
entwicklung (Veränderung gegenüber dem Vorjahr,  
Arbeitslosenquote Niveau)

2007* 2008 2009 2010

BIP 3,3 % 1,9 % –0,8 % 1,0 %

Vollzeitäquivalente  
Beschäftigung

2,8 % 2,7 % –0,3 % –0,8 %

Arbeitslosenquote (Niveau) 2,8 % 2,6 % 3,3 % 4,3 %

* definitive Werte

Quelle: Expertengruppe des Bundes für Konjunkturprognosen,  
Dezember 2008

1	 Tertiärstufe: Höhere Berufsausbildung, (Fach-)Hochschule, Universität. 
Sekundarstufe II: Berufsausbildung, Matura.
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Neue Akzente in der Arbeitsmarktpolitik

Der Umschwung am Arbeitsmarkt trifft den Schwei­
zer Arbeitsmarkt unverhofft und inmitten einer Phase 
mit starkem Beschäftigungswachstum. Die Ziele der 
Arbeitsmarktpolitik bleiben darob jedoch unverändert, 
und die Elemente einer erfolgreichen Arbeitsmarktpo­
litik bleiben ebenfalls die gleichen. Allerdings werden 
sich die Akzente der Arbeitsmarktpolitik in den nächs­
ten Jahren verschieben.

Genügend Ausbildungsplätze

Ein Aus- und Berufsbildungssystem, welches der Ju­
gend den Anschluss an die Arbeitswelt ermöglicht, ge­
hört unbestritten zu den Erfolgsfaktoren einer guten 
Arbeitsmarktpolitik. In der Schweiz schliessen heute 
rund 90 Prozent der Jugendlichen eine Ausbildung auf 
der Sekundarstufe II ab. Mittelfristig sollen es 95 Pro­
zent sein. Leider ist zu befürchten, dass der bevorstehen­
de Beschäftigungsrückgang nicht ohne Folgen für das 
Lehrstellenangebot bleiben wird, womit das gesteckte 
Ziel schwieriger zu erreichen sein wird. Allerdings hat 
die Vergangenheit auch gezeigt, dass mit gezielten Ge­
genmassnahmen eine Stützung des Lehrstellenangebots 
möglich ist. Zudem sind die Kantone daran, die Betreu­
ung der jugendlichen SchulabgängerInnen ohne An­
schlusslösung im Rahmen des sog. «Case-Management» 
systematisch zu verbessern. Der Bedarf für diese Art 
von Massnahmen wird in den kommenden beiden Jah­
ren aller Voraussicht nach wieder deutlich steigen.

Entwicklung entsprach der Verschiebung der Arbeits­
kräftenachfrage sehr gut. 

Darüber hinaus unterstützte die Zuwanderung von 
Arbeitskräften den strukturellen Wandel in den letzten 
Jahren wesentlich. Wichtig ist diesbezüglich die Feststel­
lung, dass sich die Qualifikationsstruktur der zugewan­
derten Bevölkerung im Verlauf der 90er Jahre deutlich 
in Richtung höherer Qualifikationen verschob. Diese 
Tendenz wurde durch das Personenfreizügigkeitsab­
kommen mit der EU zusätzlich unterstützt. Da die Zu­
wanderung unter der Personenfreizügigkeit auch in 
quantitativer Hinsicht begünstigt wurde und es sich bei 
den Zuwanderern überwiegend um relativ junge Perso­
nen im Erwerbsalter handelte, wirkte diese auch der 
Alterung der Bevölkerung entgegen. Dieser Aspekt ist 
für die Sicherung unserer Altersvorsorgesysteme ein 
Pluspunkt. 

Drittens gelang es in den letzten Jahren, die Arbeits-
marktpartizipation der ständigen Wohnbevölkerung in 
der Schweiz weiter zu erhöhen. Dies ist darum beson­
ders bemerkenswert, weil die Arbeitsmarktbeteiligung 
in der Schweiz im internationalen Vergleich bereits sehr 
hoch ist. Die Erwerbstätigenquote der 15- bis 64-jähri­
gen Bevölkerung erreichte im zweiten Quartal 2008 mit 
79,5 Prozent, jene der Schweizerinnen und Schweizer 
mit 80,6 Prozent den höchsten je erreichten Stand (BFS, 
SAKE 2008).

Eine Rolle spielte dabei auch die schrittweise Erhö­
hung des Rentenalters der Frauen von 62 auf 64 Jahre. 
Zwischen dem zweiten Quartal 2000 und dem zweiten 
Quartal 2008 stieg die Erwerbstätigenquote von Frauen 
im Alter von 55 bis 64 Jahren von 50,1 Prozent auf 60,0 
Prozent. Da sich die Tendenz zu einem frühzeitigen Al­
tersrücktritt bei den Männern in den letzten Jahren 
gleichzeitig etwas abschwächte, stieg die Erwerbstäti­
genquote von 55- bis 64-jährigen Männern und Frauen 
von 63,3 Prozent auf 68,4 Prozent oder um gut 5 Pro­
zentpunkte.

Wie die Indikatoren zeigen, ist es über den letzten 
Konjunkturzyklus hinweg gelungen, die bereits hohe 
Arbeitsmarktbeteiligung gerade auch in der Gruppe 
der älteren Arbeitnehmenden zu steigern und die im in­
ternationalen Vergleich hohe Arbeitsmarktpartizipa­
tion insgesamt zu halten. 

Trotz raschem Strukturwandel gelang es darüber hin­
aus, die Arbeitslosigkeit im internationalen Vergleich auf 
tiefem Niveau zu halten. Die Schweiz gehört in Europa 
– zusammen mit Ländern wie Norwegen, den Niederlan­
den, Dänemark oder Österreich – zu den Ländern mit 
ausgesprochen tiefer Erwerbslosenquote. Wie ein Blick 
auf die längerfristige Entwicklung der Arbeitslosenquote 
zeigt, ist das mittlere Niveau der Arbeitslosigkeit Anfang 
der 90er Jahre deutlich angestiegen (Grafik G1). Seither 
ist jedoch kein weiterer Anstieg im langfristigen Mittel 
der Arbeitslosenquote mehr zu verzeichnen.2

2	 Bei dieser Betrachtung ist der prognostizierte Anstieg der Arbeitslosig-
keit in diesem und im nächsten Jahr berücksichtigt. 

3	 2009 und 2010: Prognosen vom Dezember 2008.

Langfristige Entwicklung der Arbeitslosenquote3 � G1

Quelle: Expertengruppe des Bundes für Konjunkturprognosen, Dezember 
2008�
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Augen zu verlieren, welche für eine nachhaltige Finan­
zierung der Altersvorsorge entscheidend ist. Eine gene­
relle Reduktion des Rentenalters wäre hierbei sicher 
kontraproduktiv. 

Eine stabilitätsorientierte Makropolitik

Eine das Wirtschaftswachstum stabilisierende Finanz- 
und Geldpolitik gehört ebenfalls zu den Voraussetzun­
gen für eine erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik. Sie wirkt 
darauf hin, dass Rezessionen nicht zu lange dauern und 
es in einem Abschwung nicht zu einer Ausgrenzung von 
10 000-en von Personen aus der Erwerbswelt kommt. 

In einer kleinen offenen Volkswirtschaft mit einer 
eigenständigen Währung ist die Geldpolitik das wich­
tigste Instrument der Konjunkturstabilisierung. Ent­
sprechend hat die Schweizer Nationalbank rasch und 
stark auf die drohende Krise reagiert und ihren Spiel­
raum für Zinssenkungen genutzt. Daneben kommt je­
doch auch der Fiskalpolitik eine Rolle zu, wobei die 
Schweiz hier vor allem auf so genannte automatische 
Stabilisatoren setzt. Auf Bundesebene wurde bspw. die 
Schuldenbremse so ausgestaltet, dass eine antizyklische 
Ausgabenpolitik möglich ist. Mit den im November 
2008 und Februar 2009 beschlossenen Stabilisierungs­
massnahmen nutzt der Bundesrat diesen Spielraum 
maximal aus. 

Neben der Fiskalpolitik wirkt auch die ALV stabili­
sierend auf die Konjunktur, indem sich die Ausgaben 
bei steigender Arbeitslosigkeit stark erhöhen, während 
die Einnahmen leicht sinken. Die ALV wirkt damit wie 
eine fiskalpolitische Stabilisierungsmassnahme, wobei 
Zeitpunkt und Dosierung direkt vom Ausmass der kon­
junkturellen Schwankung bzw. deren Auswirkungen auf 
die Arbeitslosigkeit abhängen.

Wie schon erwähnt, dürfte die Arbeitslosigkeit von 
2,6 Prozent im letzten Jahr auf 3,3 Prozent (2009) und 
4,3 Prozent (2010) ansteigen. Während 2008 in der ALV 
ein Überschuss von 600 Mio. Franken resultiert, ist 2009 
mit einem Defizit von knapp 1,1 Mia. Franken und 2010 
mit einem solchen von 2,7 Mia. Franken zu rechnen. Ge­
genüber dem jeweiligen Vorjahr gehen von der ALV 
somit 2009 und 2010 positive fiskalische Impulse von 
1,7 Mia. Franken und 1,6 Mia. Franken aus, was je rund 
0,3 BIP-Prozentpunkten entspricht. Sollte sich die Ar­
beitsmarktentwicklung deutlicher verschlechtern, als 
dies die aktuellen Prognosen besagen, würden auch die 
fiskalischen Impulse entsprechend stärker ausfallen. 

Fazit

Die bevorstehende Wirtschaftskrise wird in diesem 
und im nächsten Jahr zu einem Rückgang der Beschäf­

Soziale Absicherung und Arbeitsanreize

Ein weiterer Erfolgsfaktor der Arbeitsmarktpolitik 
sind Sozialversicherungen, welche einen guten Schutz 
gegen Einkommensausfall gewähren und gleichzeitig 
verhindern, dass Personen länger als nötig erwerbslos 
bleiben. Permanent ist diese Abwägung in der Arbeits­
losenversicherung (ALV) zu machen. Die Versiche­
rungsleistungen der Schweizer ALV sind – auch im in­
ternationalen Vergleich – gut. Dafür ist der Umgang mit 
den Stellensuchenden verbindlich und streng. Die Be­
mühungen der Stellensuchenden, eine neue Stelle zu 
finden, werden durch die Regionalen Arbeitsvermitt­
lungszentren (RAV) gefördert und kontrolliert, und die 
Arbeit der RAV wird anhand von Wirkungsindikatoren 
überprüft. 

Einerseits wird der bevorstehende Abschwung die 
Zielsetzung der raschen Reintegration von Stellensu­
chenden erschweren. Andererseits darf der Aspekt der 
Aktivierung auch in einer konjunkturellen Baisse nicht 
vernachlässigt werden, da die Folgen einer passiven Po­
litik langfristiger Natur sind. Hauptziel der ALV und 
der RAV besteht also auch in Rezessionszeiten darin, 
die Perioden von Arbeitslosigkeit möglichst kurz zu hal­
ten. Ausbildungsprogramme wie auch Programme zur 
vorübergehenden Beschäftigung müssen weiterhin dar­
auf abzielen, den Einstieg in den regulären Arbeits­
markt zu erleichtern und damit das Risiko einer dauer­
haften Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt zu begrenzen. 
In diese Richtung wirkt auch die Verlängerung der 
Kurzarbeitsentschädigung von 12 auf 18 Monate sowie 
die Reduktion der Kosten, welche Unternehmen bei 
Kurzarbeit zu übernehmen haben. Beide Massnahmen 
sollen verhindern, dass Unternehmen wegen befristeten 
Auftragsmängeln Personal abbauen. 

Die Aktivierungspolitik, welche in der ALV seit mehr 
als zehn Jahren etabliert ist, hat in den letzten Jahren 
auch in anderen Bereichen der Sozialversicherungen – 
bspw. der Invalidenversicherung – Fuss gefasst. Die Ar­
beitsmarktintegration soll nach dem Motto «Arbeit statt 
Rente» stärker gefördert werden. Erfolge werden in den 
nächsten Monaten auch in diesem Bereich schwieriger 
zu erreichen sein. Gleichwohl sind sie konsequent fort­
zusetzen. Noch stärker als im Falle der ALV gilt hier, 
dass die Folgen einer ungenügenden Aktivierung lang­
fristig fast nicht mehr rückgängig zu machen sind. 

Ähnliche Herausforderungen könnten sich im Be­
reich der Altersvorsorge stellen. Durch die schwierige 
Beschäftigungslage dürfte die Forderung nach einem 
früheren Altersrücktritt Auftrieb erhalten. Es ist auch 
nicht auszuschliessen, dass Frühpensionierungen wieder 
ein Mittel sein werden, um Abbaumassnahmen sozial­
verträglich zu gestalten. Im Lichte einer langfristig ori­
entierten Arbeitsmarktpolitik ist dabei das langfristige 
Ziel einer hohen Arbeitsmarktbeteiligung nicht aus den 
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neben auch die Frage der Aktivierung in den Sozialver­
sicherungen bleiben. Auch wenn hier Erfolge in Krisen­
zeiten schwieriger zu erreichen sind, bleibt das Ziel 
einer möglichst raschen und nachhaltigen Eingliede­
rung in den Arbeitsmarkt vordringlich, will man einen 
dauerhaften Ausschluss grosser Bevölkerungsgruppen 
vom Arbeitsmarkt verhindern. Genau dies ist entschei­
dend, damit die Arbeitsmarktpolitik ihren Beitrag zur 
Sicherung der Altersvorsorge leisten kann. 

Bernhard Weber, lic. rer. pol., stv. Ressortleiter Arbeitsmarkt
analyse und Sozialpolitik, SECO, Direktion für Wirtschaftspolitik, 
EVD.  
E-Mail: bernhard.weber@seco.admin.ch

tigung und einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosig­
keit führen. Niemand ist heute in der Lage, das Ausmass 
und die Dauer der Rezession zuverlässig vorherzusa­
gen, womit auch eine Prognose der Arbeitsmarktwir­
kungen sehr unsicher ist. 

Auf jeden Fall wird sich mit der Wende auf dem Ar­
beitsmarkt der Fokus der Arbeitsmarktpolitik verschie­
ben. Aktuell gewinnen Massnahmen zur Stabilisierung 
der Konjunktur an Gewicht. Die ALV spielt dabei als 
bedeutender automatischer Stabilisator eine wichtige 
Rolle. Des Weiteren wird mittelfristig voraussichtlich 
die Lehrstellenproblematik wieder zum Thema werden. 
Hier wird es darum gehen, das bestehende und in den 
letzten Jahren optimierte Instrumentarium konsequent 
einzusetzen, um das Ziel einer langfristig höheren Bil­
dungsbeteiligung erreichen zu können. Aktuell wird da­
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Mittel- und langfristige Finanzierung  
der AHV nicht gesichert

In Erfüllung eines Postulats von Nationalrat Louis 
Schelbert wurden die Perspektivrechnungen für die 
AHV überprüft und aktualisiert.1 Die neuen AHV-Pers-
pektiven basieren auf einem verfeinerten Berech-
nungsmodell, das die Erfahrungen der letzten Jahre 
und die neusten Annahmen zur künftigen Entwicklung 
der Wirtschaft berücksichtigt. Es zeigt sich: Bis ins Jahr 
2025 führt die Modellverfeinerung zu einem um  
1,5 Milliarden Franken höheren Umlageergebnis. Doch 
auch im optimistischeren von 3 Szenarien ändert sich 
nichts daran, dass die mittel- und langfristige Finan-
zierung der AHV nicht gesichert ist.

Das Postulat Schelbert und die 
Perspektivrechnungen der AHV

Am 20. Juni 2007 reichte Nationalrat Louis Schelbert 
ein Postulat ein, das den Bundesrat beauftragt, den Eid­
genössischen Räten zu den hängigen bzw. laufenden 
AHV-Geschäften Zusatzberichte abzugeben, die die 
geänderten objektiven Bedingungen der AHV-Finan­
zierung berücksichtigen und plausiblere Prognosen ma­
chen als im Rahmen der 11. AHV-Revision.

In der Begründung des Postulats wird darauf hinge­
wiesen, dass per Ende 2006 ein AHV-Fondsbestand von 
rund 32,1 Milliarden Franken ausgewiesen wurde. Dies 

sind rund 20 Milliarden Franken mehr, als in der Bot­
schaft zur 11. AHV-Revision vom 2. Februar 2000 ge­
schätzt wurde. 

Die Abweichungen sind vor allem auf die Einschät­
zung der Beitragseinnahmen zurückzuführen. Diese ha­
ben sich als Folge der sehr guten Wirtschaftslage der 
letzten Jahre deutlich besser entwickelt als angenom­
men. Die Wohnbevölkerung ist stärker gestiegen als in 
den damals verwendeten Bevölkerungsszenarien des 
Bundesamtes für Statistik aus dem Jahre 19952 erwartet 
wurde. Im Grundszenario wurde per 1.1.2008 mit einer 
Bevölkerungszahl von 7,4 Millionen EinwohnerInnen 
gerechnet, in Wirklichkeit waren es 7,6 Millionen Perso­
nen. Dies ist insbesondere auf den Wanderungssaldo zu­
rückzuführen. Konkret wurde im Grundszenario für das 
Jahr 2000 ein Wanderungssaldo von 27 300 Personen ge­
rechnet, der dann bis 2007 auf 900 Personen zurückge­
hen sollte. Effektiv betrug der Wanderungssaldo im Jah­
re 2000 20 200 Personen, stieg im Folgejahr auf 41 800 
Personen und blieb bis 2006 auf diesem Niveau. Im Jahr 
2007 ergab sich nochmals ein markanter Anstieg auf 
75 500 Personen. Die bilateralen Verträge und die gute 
Wirtschaftslage der letzten Jahre wirkten sich somit 
deutlicher auf die Wanderungen aus als angenommen.

Das BSV hat dieses Postulat zum Anlass genommen, 
das Modell nicht nur auf die aktuellsten statistischen 
Daten zu justieren, sondern zusätzlich die bisher ver­
wendeten Modellannahmen zu überprüfen und das Mo­
dell aufgrund dieser Erkenntnisse zu verfeinern.

Bisherige Annahmen

Aufbau des Modells für Perspektivrechnungen in der 
AHV

Das Modell zur Durchführung von Perspektivrech­
nungen simuliert die verschiedenen Einnahme- und 
Ausgabeströme, die für die AHV relevant sind. 

Die Ausgaben bestehen zu 97,5 Prozent aus Renten­
leistungen. Die Entwicklung der Rentensumme ist von 
der Zahl der rentenberechtigten Personen und dem für 
die Minimalrente massgebenden Mischindex abhängig. 
Der Mischindex wird aus dem Schweizerischen Lohn­
index (SLI) und dem Landesindex für Konsumenten­
preise (LIK) errechnet, die beide vom Bundesamt für 
Statistik bestimmt werden. 

Im Modell wird angenommen, dass sich die restlichen 
Ausgaben, die im Wesentlichen aus den Hilflosenent­
schädigungen, Hilfsmitteln, Beiträgen an Institutionen 

Kurt Schluep
Bundesamt für Sozialversicherungen

1	 Der Bericht des Bundesrats vom 28.1.2009 «Aktualisierung der Berech-
nungsgrundlagen in der AHV» ist auf www.bsv.admin.ch publiziert.

2	 «Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung der Schweiz 1995 – 2050» 
(BFS, 1996).
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Jahre 2050 zwischen 1,9 Millionen und 2,6 Millionen 
Personen.

Ein sehr aufschlussreicher Indikator zur Einschät­
zung der finanziellen Lage eines Umlagesystems ist der 
Altersquotient. Er misst das Verhältnis der Anzahl der 
über 64-jährigen Personen zur Anzahl der Personen im 
erwerbsfähigen Alter, d.h. Personen im Alter zwischen 
20 und 64 Jahren. In allen Szenarien verdoppelt sich je­
doch der Altersquotient bis 2040 gegenüber dem Ni­
veau aus dem Jahr 2005, was bedeutet, dass im Vergleich 
zur heutigen Situation jedem AHV-Rentner, jeder 
AHV-Rentnerin nur noch halb so viele erwerbsfähige 
Personen gegenüber stehen, um dessen/deren Rente zu 
finanzieren.

 Bezüglich wirtschaftlicher Parameter werden Annah­
men zur Lohn- und Preisentwicklung sowie zur Er­
werbsquote getroffen. Für das aktuelle Jahr und für die 
Periode der Finanzplanung gelten für das mittlere Sze­
nario die Lohn- und Preisannahmen gemäss den Vor­
gaben des Bundesrats (Tabelle T1):

Im Gegensatz zu den Anlageverlusten wirken sich die 
Folgen der Finanzmarktkrise verzögert auf die allge­
meine Lohnentwicklung aus, da die Entwicklung des 
allgemeinen Lohnniveaus unter den Sozialpartnern je­
weils bereits im Vorjahr ausgehandelt wird.

Ferner wird angenommen, dass die Zahl der Beschäf­
tigten in Vollzeitäquivalenten im Jahr 2009 um 0,3 Pro­
zent und im Jahr 2010 um 0,8 Prozent zurückgehen wird.

 Für die späteren Jahre gelten bezüglich Lohn und 
Teuerung die Werte aus Tabelle T2.

sowie Verwaltungs- und Durchführungskosten beste­
hen, wie die Rentenleistungen entwickeln.

Die wichtigsten Einnahmeposten sind die Beiträge 
der Versicherten und der Arbeitgeber, der Anteil der 
öffentlichen Hand und die Erträge aus der Mehrwert­
steuer. Dazu kommen noch die Erträge aus der Spiel­
bankenabgabe und die Regresseinnahmen. Die Beiträ­
ge der Versicherten und der Arbeitgeber entwickeln 
sich entsprechend der Anzahl beitragspflichtiger Perso­
nen und dem durchschnittlichen AHV-Beitrag. Der An­
teil der öffentlichen Hand beträgt seit 2008 19,55 Pro­
zent der totalen Ausgaben und wird vollumfänglich vom 
Bund finanziert. Seit 1999 wird ein Mehrwertsteuerpro­
zent zur Finanzierung der AHV erhoben. Davon flies­
sen 83 Prozent direkt in die AHV und 17 Prozent an den 
Bund. Im Modell wird unterstellt, dass sich diese Ein­
nahmen wie die AHV-Beitragssumme entwickeln. 
Schliesslich sind die Erträge des AHV-Fonds eine wei­
tere Einnahmequelle. Sie dienen dazu, die Substanz des 
Fonds zu erhalten.

Zugrunde liegende Modellannahmen

Zur Erstellung von Perspektivrechnungen in der 
AHV liegen Modellannahmen zugrunde, die sich in  
drei Teilgebiete aufteilen lassen:

Demografische Parameter•	
Wirtschaftliche Parameter•	
Politische Parameter•	

Die demografischen Parameter ergeben sich aus der 
Bevölkerungsentwicklung. Diese hängt ab von den Ge­
burten, der Sterblichkeit sowie den Ein- und Auswande­
rungen. Das Bundesamt für Statistik erarbeitet in regel­
mässigen Abständen Bevölkerungsszenarien, die sich 
aus den beobachteten Bevölkerungsbeständen und den 
getroffenen Hypothesen zur zukünftigen Bevölkerungs­
entwicklung ergeben. Wie bereits in der Einleitung ge­
sehen, ist es besonders schwierig, die Entwicklung der 
Ein- und Auswanderungen zu simulieren, hängen diese 
doch massiv von der kurzfristigen wirtschaftlichen Lage 
ab und können von Jahr zu Jahr stark variieren. 

Gemäss den vom BFS im Jahre 2006 publizierten Be­
völkerungsszenarien3 steigt die Gruppe im Alter zwi­
schen 20 und 64 Jahren gemäss dem mittleren Szenario 
von 4,6 Millionen Personen im Jahre 2004 bis ins Jahr 
2018 auf 4,9 Millionen Personen und geht bis 2050 auf 
4,4 Millionen Personen zurück. Zwischen dem tiefen 
und dem hohen Szenario variiert die Spannweite im 
Jahre 2050 von 3,6 Millionen bis 5,2 Millionen Perso­
nen. Die Altersgruppe ab 65 Jahren nimmt im mittleren 
Szenario von 1,2 Millionen Personen im Jahre 2004 bis 
2050 auf 2,2 Millionen Personen zu. Zwischen dem tie­
fen und dem hohen Szenario variiert diese Zahl im 

3	 «Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung der Schweiz 2005 – 2050» 
(BFS, 2006).

Wirtschaftliche Annahmen im Kurzfristbereich, � T1 
mittleres Szenario

Jahr 2009 2010 ab 2011

Nominallohn 2,0 % 1,5 % 2,5 %

Preise 0,7 % 0,8 % 1,5 %

Reallohn 1,3 % 0,7 % 1,0 %

Mittelfristige Annahmen des BSV für � T2 
die Rechnungsgrundlagen 

Szenario Reallohn Teuerung Nominallohn

Mittleres 1,0 % 1,5 % 2,5 %

Hohes 1,5 % 1,5 % 3,0 %

Tiefes 0,5 % 1,5 % 2,0 %
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Prozentpunkten, wobei sie auch stärker variieren kön­
nen. Die durchschnittliche Differenz über die gesamte 
Beobachtungsperiode hinweg (1980 – 2006) beträgt 0,36 
Prozentpunkte. Unterteilt man die Beobachtungsperio­
de in unterschiedlich lange Zeitabschnitte, so zeigt sich, 
dass längere Zeitabschnitte tendenziell einen ähnlichen 
Durchschnittswert der Differenz, um 0,4 Prozentpunk­

te, aufweisen (Periodengruppe 3), während in kürzeren 
Phasen auch grössere Schwankungen auftreten können 
(Periodengruppe 2). 

Diese Zusammenstellung macht deutlich, dass die 
beitragspflichtigen Durchschnittslöhne im Allgemeinen 
stärker wachsen als die Löhne, die im SLI erfasst wer­
den. Wir gehen davon aus, dass sich die Differenz haupt­
sächlich aus Veränderungen im Beschäftigungsgrad und 
der Arbeitnehmerstruktur ergibt, die beide in der Ent­
wicklung des SLI nicht abgebildet sind. 

Entwicklung der Erwerbsquoten 
(Beschäftigungsgrad) und Schätzung  
des Strukturwandels

Die von den Versicherten und den Arbeitgebern ge­
leisteten AHV-Beiträge ergeben sich im Wesentlichen 
aus den aus Erwerbstätigkeit erzielten Einkommen. Die 
Erwerbsquote misst den Anteil der Erwerbspersonen 
an der Wohnbevölkerung im erwerbsfähigen Alter. Ver­
ändert eine erwerbstätige Person ihren Beschäftigungs­
grad, beeinflusst dies die Lohnsumme, nicht aber die 
Höhe der Erwerbsquote. Demgegenüber variiert die 
vollzeitäquivalente Erwerbsquote mit dem durch­
schnittlichen Beschäftigungsgrad aller Erwerbstätigen. 

Bezüglich Teuerung soll der Landesindex der Konsu­
mentenpreise jährlich um 1,5 Prozent wachsen, während 
für den Nominallohn Werte von 2,5 Prozent im mittle­
ren Szenario, 3,0 Prozent im hohen Szenario und 2,0 
Prozent im tiefen Szenario angenommen werden. Dies 
ergibt je nach Szenario eine reale Lohnzuwachsrate von 
1,0 Prozent, 1,5 Prozent beziehungsweise 0,5 Prozent. 
Mit den politischen Parametern ist die konkrete Ausge­
staltung der AHV gemeint. In den Modellen werden die 
gesetzlichen Bestimmungen der geltenden Ordnung 
dargestellt sowie die Auswirkungen von vorgeschlage­
nen Gesetzesänderungen simuliert.

Verfeinerung des wirtschaftlichen  
Teils des Modells

Die Perspektivrechnungen der AHV aus der Vergan­
genheit wurden mit den vorliegenden Abrechnungs­
ergebnissen verglichen. Dabei wurde festgestellt, dass in 
den letzten Jahren die Entwicklung der AHV-Lohnsum­
me und damit die Beitragssumme tendenziell unter­
schätzt worden sind. Deshalb wurden die bisher getrof­
fenen Annahmen bezüglich Entwicklung des durch­
schnittlichen AHV-pflichtigen Einkommens überprüft.

Entwicklung des Lohnindexes und der 
durchschnittlichen Beiträge

Der durchschnittliche AHV-Beitrag ergibt sich aus 
dem durchschnittlichen AHV-pflichtigen Einkommen 
pro BeitragszahlerIn. Schätzt man die Entwicklung die­
ses durchschnittlichen Einkommens mit dem schweize­
rischen Lohnindex, dem SLI, bleiben strukturelle Ver­
änderungen auf dem Arbeitsmarkt unberücksichtigt. 
Insbesondere sind die im AHV-pflichtigen Einkommen 
enthaltenen Lohnerhöhungen durch Stellenwechsel in 
höher eingestufte Stellen sowie bessere Qualifikationen 
der Arbeitskräfte im SLI ausgeklammert. Schliesslich 
erfasst das AHV-pflichtige Einkommen auch Verände­
rungen des Beschäftigungsgrades, die im bestehenden 
Modell noch nicht berücksichtigt sind. 

Tabelle T3 weist für verschiedene Zeitperioden die 
durchschnittlichen realen Veränderungsraten der bei­
den Indexreihen aus. Folgende Zeitperioden werden 
betrachtet:

Gesamter Beobachtungszeitraum 1980 – 20061.	
Unterteilung des Beobachtungszeitraumes in 4 gleich 2.	
lange Zeitintervalle
Entwicklung der Differenz bis heute in 5-Jahresab­3.	
schnitten
10-Jahresperiode mit mehrheitlich negativen Diffe­4.	
renzen

Die Differenzen zwischen dem Durchschnittsbeitrag 
und dem SLI liegen in der Regel zwischen 0,0 und 0,5 

Durchschnittliche reale Veränderungsraten vom� T3 
durchschnittlichen Beitrag und SLI

Perioden- 
gruppe Periode Drchschnittl. 

Beitrag SLI Differenz

1 1980 – 2006 0,85 % 0,49 % 0,36 %

2 1982 – 1988 1,75 % 1,23 % 0,52 %

1988 –1994 0,42 % 0,42 % 0,00 %

1994 – 2000 0,52 % –0,03 % 0,55 %

2000 – 2006 0,98 % 0,57 % 0,41 %

3 1985 – 2006 0,97 % 0,52 % 0,45 %

1990 – 2006 0,50 % 0,38 % 0,12 %

1995 – 2006 0,77 % 0,33 % 0,44 %

4 1990 – 2000 0,21 % 0,26 % –0,05 %

Quellen: Entwicklung des durchschnittlichen Beitrags:  
BSV; Entwicklung des SLI: BFS
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ten Erwerbsquote bewirkt ein zusätzliches Wachstum 
der AHV-Lohnsumme und wird im Modell über Verän­
derungen im Bestand berücksichtigt. 

Die durchschnittlichen Beiträge inklusive Verände­
rung der vollzeitäquivalenten Erwerbsquote entwickeln 
sich somit im mittleren Szenario mit 1,18 Prozent um 
0,38 Prozentpunkte stärker als der geschätzte SLI. Im 
hohen Szenario beträgt diese Differenz 0,51 Prozent­
punkte und im tiefen Szenario 0,24 Prozentpunkte.

Anwendung der Verfeinerung auf die 
Perspektivrechnungen

Im Folgenden werden diese Annahmen auf die Pers­
pektivrechnungen der AHV angewendet. Ein umlagefi­
nanziertes Sozialversicherungssystem ist so aufgebaut, 
dass die laufenden Ausgaben von den laufenden Ein­
nahmen ohne Zinserträge gedeckt werden sollten. Die 
Differenz zwischen Einnahmen ohne Zinsen und den 
Ausgaben werden als Umlageergebnis bezeichnet.

Vergleicht man im mittleren Szenario das nach dem 
verfeinerten Modell resultierende Umlageergebnis mit 
dem Umlageergebnis vor der Verfeinerung, ergibt sich 
folgendes Bild (Grafik G1): 
Die differenzierte Berücksichtigung der vollzeitäquiva­
lenten Erwerbsquote und des Strukturwandels führen 
zu kleineren Defiziten in der AHV. 

Berücksichtigt man die oben beschriebenen Anpas­
sungen für alle 3 Szenarien, ergibt sich folgender Ver­
lauf der Umlageergebnisse (Grafik G2):

Im mittleren Szenario wird das Umlageergebnis im 
Jahr 2011, im tiefen Szenario bereits im Jahr 2010 nega­
tiv. Im hohen Szenario wird das Umlageergebnis im Jahr 
2016 noch einmal positiv, nachdem es in den Jahren 
2013 und 2015 bereits negativ war. Auch in diesem Sze­
nario ist die Finanzierung mittel- bis langfristig nicht 
mehr gesichert.

Die Bevölkerungsszenarien des BFS enthalten auch 
Angaben zu den Erwerbsquoten. In allen 3 Szenarien 
rechnet das Bundesamt für Statistik bei den Männern 
mit einer Reduktion der vollzeitäquivalenten Er­
werbsquote. Demgegenüber wird erwartet, dass die 
vollzeitäquivalente Erwerbsquote der Frauen in allen 
Szenarien in einem höheren Masse ansteigt. Die Er­
werbsquote in Vollzeitäquivalenten wächst bis ins Jahr 
2020 durchschnittlich um 0,18 Prozent im mittleren, um 
0,21 Prozent im hohen und um 0,14 Prozent im tiefen 
Szenario. 

Zusätzlich zur ansteigenden Erwerbstätigkeit ergibt 
sich ein Strukturwandel hin zu produktiveren und bes­
ser bezahlten Stellen. Der SLI misst die Entwicklung 
der Durchschnittslöhne von festen Arbeitsstellen, ohne 
diesem Strukturwandel Rechnung zu tragen. Deshalb 
soll sich im Modell das Wachstum des durchschnittli­
chen AHV-pflichtigen Einkommens um einen Faktor 
für Strukturwandel vom Wachstum des SLI unter­
scheiden. Die Höhe des Strukturwandels lässt sich aus 
der Differenz aus den beobachteten Abweichungen 
zwischen durchschnittlicher Beitragsentwicklung und 
dem SLI und den durchschnittlichen Zuwachsraten der 
vollzeitäquivalenten Erwerbsquoten herleiten und be­
trägt im mittleren Szenario 0,2 Prozent4, im hohen Sze­
nario 0,3 Prozent und im tiefen Szenario 0,1 Prozent. 
Mit dieser Korrektur kann die Unterschätzung der Ent­
wicklung des durchschnittlichen AHV-pflichtigen Ein­
kommens verringert werden, ohne dass die Berechnung 
des Mischindexes davon beeinflusst wird.

Die Berücksichtigung der Entwicklung der vollzeit­
äquivalenten Erwerbsquote (EQ) und des Struktur­
wandels zusammen ergeben im mittleren Szenario eine 
Korrektur von durchschnittlich 0,38 Prozent. Im hohen 
Szenario beträgt sie durchschnittlich 0,51 Prozent und 
im tiefen Szenario 0,25 Prozent. 

Daraus ergibt sich folgende Präzisierung der Hypo­
thesen zu Erwerbsverhalten und durchschnittlicher 
Lohnentwicklung (Tabelle T4):

Zusammen mit der vom BSV angenommenen Ent­
wicklung des SLI und der Hypothese für den Struktur­
wandel ergibt sich für das reale Wachstum des Durch­
schnittsbeitrags bei gleichbleibender Erwerbsquote die 
bisherige Annahme für die Lohnentwicklung. Die Be­
rücksichtigung der Veränderung der vollzeitäquivalen­

4	 Gemäss Tabelle 3 ergibt sich aus den durchschnittlichen Veränderungs-
raten für den durchschnittlichen Beitrag und für den SLI im Intervall 
zwischen 1980–2006 eine Differenz von 0,36 Prozentpunkten. Zieht 
man davon die durchschnittliche Wachstumsrate der vollzeitäquivalen-
ten Erwerbsquote von 0,18 Prozent ab, resultiert ein Restbetrag von 
0,18 Prozent, was der mittleren Hypothese von gerundeten 0,2 Prozent 
entspricht.

Präzisierung der Hypothesen zu Erwerbsverhalten und durchschnittlicher Lohnentwicklung� T4

Szenario
Vom BSV geschätzter  

SLI real
Strukturwandel

Durchschn., Beitrag  
(ohne EQ)

Erwerbsquote
2008 – 2020

Durchschn., Beitrag
(inkl., EQ)

Mittleres 0,80 % 0,20 % 1,00 % 0,18 % 1,18 %

Hohes 1,20 % 0,30 % 1,50 % 0,21 % 1,71 %

Tiefes 0,40 % 0,10 % 0,50 % 0,14 % 0,64 %
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Fazit

Im Bericht werden die bisherigen Annahmen bezüg­
lich Entwicklung der Beiträgerquoten und bezüglich 
der durchschnittlichen AHV-pflichtigen Einkommen 
überprüft. Die Beiträgerquoten dürften aufgrund der 
steigenden Erwerbstätigkeit der Frauen zunehmen. Die 
durchschnittlichen AHV-pflichtigen Einkommen entwi­
ckeln sich besonders in wirtschaftlich guten Zeiten stär­
ker als der SLI. 

Aus diesen Feststellungen wurde das für die AHV-
Perspektivrechnungen verwendete Modell verfeinert, 
indem der zu erwartende Anstieg der vollzeitäquivalen­
ten Erwerbsquoten mitberücksichtigt wird und indem 
die bis anhin gemachten Hypothesen zur Reallohnent­
wicklung als reale Entwicklung der durchschnittlichen 
AHV-pflichtigen Einkommen verstanden werden. 

Die um den Strukturfaktor korrigierte Schätzung des 
SLI führt zu tieferen Annahmen bezüglich der Lohn­
entwicklung. Dafür wird zusätzlich bei der Schätzung 
der Entwicklung der Beitragssumme der Strukturwan­
del und die Entwicklung der vollzeitäquivalenten Er­
werbsquote berücksichtigt. Die Auswirkungen dieser 

In Grafik G3 ist die Entwicklung der AHV-Lohnsum­
me wiedergegeben, die sich aus den neuen Perspektiv­
rechnungen für die drei Szenarien ergeben.

Die AHV-Lohnsumme wächst bis ins Jahr 2015 im 
Durchschnitt um 1,4 Prozent im mittleren Szenario, um 
2,2 Prozent im hohen Szenario und um 0,6 Prozent im 
tiefen Szenario. In der Folge verringert sich dieses 
Wachstum in allen Szenarien wegen der stagnierenden 
Anzahl der sich im erwerbsfähigen Alter befindenden 
Personen. Aufgrund der Folgen der Finanzmarktkrise 
wird das Lohnsummenwachstum in den nächsten zwei 
Jahren einbrechen und im mittleren und im tiefen Sze­
nario sogar negative Wachstumsraten annehmen.

Mittel- bis langfristig ist der Verlauf der AHV-Lohn­
summe im mittleren Szenario vergleichbar mit der Ent­
wicklung des realen Bruttoinlandproduktes.5 Im Kurz­
fristbereich ist ersichtlich, dass die AHV-Lohnsumme 
verzögert auf abrupte Veränderungen des Bruttoinland­
produktes reagiert.

Vergleich des Umlageergebnisses der AHV nach � G1 
Stand des Modells für geltende Ordnung, unter  
Berücksichtigung der Folgen der Finanzmarktkrise

� in Mio Franken, zu Preisen von 2008

Quelle: BSV, MAS
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Die Perspektivrechnungen werden laufend den neus­
ten zur Verfügung stehenden statistischen Grundlagen 
angepasst und auf die neuste zur Verfügung stehende 
Betriebsrechnung justiert.6 Auch die Hypothesen zur 
künftigen Entwicklung des SLI und zum Strukturfaktor 
müssen regelmässig überprüft und allenfalls angepasst 
werden.

Für die langfristige Entwicklung ist es sinnvoll, Pers­
pektivrechnungen in der AHV in einer Bandbreite von 
möglichen Finanzverläufen darzustellen. Damit können 
zufällige Konjunkturschwankungen und demografische 
Veränderungen insbesondere im Bereich der Wande­
rungen aufgefangen werden.

Das Modell erhebt allerdings nicht den Anspruch, die 
AHV-Finanzen der Zukunft punktgenau vorhersagen 
zu können. Abrupte Konjunkturveränderungen und 
Migrationsschocks können nicht in den Szenarien abge­
bildet werden. 

Insbesondere bezüglich Beitragsaufkommen für die 
AHV-Finanzierung sind die Wanderungen von grosser 
Wichtigkeit. Aufgrund der in der Vergangenheit beob­
achteten grossen Schwankungen gilt es bei der Erstel­
lung der nächsten Szenarien, die Hypothesen bezüglich 
Wanderungssaldo eingehend zu überprüfen.

Die differenzierte Berücksichtigung der Erwerbsquo­
te und des Strukturwandels führen zu kleineren Defizi­
ten in der AHV. Aufgrund der Folgen der Finanzmarkt­
krise ist mit den Annahmen des mittleren Szenarios 
bereits ab 2011 mit negativen Umlageergebnissen zu 
rechnen. Selbst im hohen Szenario ist die Finanzierung 
mittel- bis langfristig nicht mehr gesichert.

Kurt Schluep, dipl. Math. ETH, Bereich Mathematik der Abteilung 
Mathematik, Analysen und Statistik, BSV. 
E-Mail: kurt.schluep@bsv.admin.ch

Korrekturen führen beispielweise für die Perspektiv­
rechnung im Jahr 2020 zu tiefer geschätzten Ausgaben 
von rund 330 Millionen Franken und zu einem höher 
geschätzten Beitragsauskommen von 600 Millionen 
Franken. Zusammen mit den höher eingestuften Erträ­
gen aus der Mehrwertsteuer und den analog zu den 
Ausgaben tiefer geschätzten Beiträgen der öffentlichen 
Hand resultieren Mehreinnahmen von 570 Millionen 
Franken. Damit verbessert sich das Umlageergebnis um 
900 Millionen Franken (mittleres Szenario). Im Jahr 
2025 beträgt die Verbesserung des Umlageergebnisses 
1,5 Milliarden Franken.

6	 Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses stand das Abrechnungsergeb-
nis 2008 noch nicht zur Verfügung. Das Modell ist somit auf das Be-
triebsergebnis 2007 und auf Schätzungen Stand Dezember 2008 jus-
tiert.

Jährliche Entwicklung der AHV-Lohnsumme � G3 
nach Szenario

Quelle: BSV, MAS
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Krise der Finanzmärkte – Auswirkungen auf  
die finanzielle Lage der Vorsorgeeinrichtungen

Im folgenden Artikel werden die Ursachen der Finanz
krise wie auch die Auswirkungen auf die finanzielle 
Situation der Vorsorgeeinrichtungen dargestellt. Als 
Konsequenz der aktuellen Krise und der entsprechen
den Verluste an den Finanzmärkten dürfte sich der 
durchschnittliche Deckungsgrad Ende 2008 nur noch 
bis knapp über 100 Prozent befinden. Viele Vorsorge-
einrichtungen weisen demnach eine Unterdeckung  
auf oder verfügen kaum noch über Wertschwankungs
reserven.

Ursachen der Krise

Die nachfolgenden Ausführungen haben keinen An­
spruch auf Vollständigkeit oder korrekter Gewichtung. 
Das Ziel ist, den bisherigen Ablauf der Krise zu skizzie­
ren und die Auswirkungen auf die finanzielle Lage der 
Vorsorgeeinrichtungen zu schätzen. Erst die Analyse 
der Finanzkrise in den nächsten Jahren dürfte ein voll­
ständiges Bild ergeben. 

Die Entwicklung der US-Immobilienpreise gemessen 
am Case Shiller Index zeigt, dass seit der Asien- und 
Russlandkrise 1997/98 die Immobilienpreise stark ge­
stiegen sind. Um eine Rezession zu verhindern, wurden 
in der «Dotcom-Krise» von 2001/2002 von der US-No­
tenbank (Federal Reserve) die Zinsen in bedeutendem 
Ausmass gesenkt. Diese Strategie war zwar grundsätz­
lich erfolgreich, doch die sinkenden Zinsen im Verlaufe 
der Krise 2001/2002 unterstützten die Hausse an den 
Immobilienmärkten. Die tiefen Zinsen ermöglichten 

vielen Leuten, sich in einem höheren Ausmass zu ver­
schulden. Im Juni 2006 wurde der Höhepunkt an den 
Immobilienmärkten erreicht. Zu diesem Zeitpunkt wa­
ren die Preise innert 9 Jahren um 182 Prozent gestiegen. 
Seit Ende 2000 haben sich die Preise verdoppelt. Diese 
Preisentwicklung ist im Licht der vorangegangenen Jah­
re unüblich. Als das Federal Reserve die Zinsen auf­
grund von drohender Inflation wieder erhöhte, platzte 
diese Immobilienblase. Die Immobilien haben denn 
auch von Juni 2006 bis Dezember 2008 rund 28,3 Pro­
zent verloren. Eine Stabilisierung des Marktes ist bisher 
trotz stark gesunkenen Zinsen nicht absehbar. 

Um zu erklären, wie aus der Abschwächung der US-
Immobilienpreise eine weltweite Krise entstanden ist, 
müssen die Mechanismen der Finanzierung dieser Ob­
jekte näher betrachtet werden. 

In erster Linie scheint es, dass die «Underwriting 
Standards» beim Abschluss von Hypothekarverträgen 
mit dem Schuldner mangelhaft waren oder sogar fehl­
ten. Anforderungen an das Eigenkapital des Schuldners, 
Tragbarkeitsberechnungen oder realistische Schätzun­
gen des Objekts fehlten oder wurden nur teilweise er­

Joseph Steiger
Bundesamt für Sozialversicherungen Zinsen (Treasury Bills 3 Monate) / Immobilienpreis USA � G1 

(Case Shiller 01.1987 = 1)

Quelle: eigene Darstellung
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Zweckgesellschaften erworben wurden, welche mit der 
Bank eng verbunden waren, und/oder die Weitergabe 
der Papiere an Drittinvestoren scheiterte. Die entspre­
chenden Papiere brachten im Vergleich zu anderen An­
lagen mit demselben Rating eine höhere Rendite. Der 
grundlegende Zusammenhang zwischen Risiko und 
Rendite aber war nur scheinbar durch die Verbriefung 
und mit der Mischung verschiedener Schuldnerqualitä­
ten ausser Kraft gesetzt, wie die Entwicklung aufzeigte. 
Letztlich untersuchten die Investoren nur ungenügend 
das Underlying (das Immobilienportfolio / die Schuld­
nerqualität) der strukturierten Investments. 

Krise der Banken
Mit dem Platzen der Immobilienblase im Verlauf des 

Jahres 2007 akzentuierten sich rasch die Probleme der 
Finanzinstitute. Die Zinszahlungen der hypothekenba­
sierten Wertpapiere blieben aus. Die Verwertung der 
Objekte brauchte viel Zeit, und dies bei fallenden Im­
mobilienmärkten. Der inhärente Wert der entsprechen­
den Papiere konnte kaum ermittelt werden. Der Markt 
für hypothekenbasierte Wertpapiere brach zusammen, 
die Papiere wurden illiquid oder konnten nur noch mit 
massiven Abschlägen verkauft werden. Die Banken 
mussten erhebliche Abschreibungen auf den Papieren 
vornehmen. Dies schmälerte ihre Eigenkapitalbasis in 
bedrohlicher Art und Weise. Die Banken waren gezwun­
gen, entweder eine Eigenkapitalerhöhung vorzunehmen 
(vgl. UBS AG), oder aber sie schränkten die Kreditver­
gabe ein, da diese mit Eigenmitteln zu unterlegen ist. 
Dies wiederum führte zur Kreditverknappung in der ge­
samten Wirtschaft. Den Banken drohte jedoch nicht nur 
das Problem der sich vermindernden Eigenkapitalbasis. 
Die langfristigen Investitionen in die hypothekenbasier­
ten Wertpapiere waren oft mit kurzfristigen Geldern fi­
nanziert worden. Vor allem der Interbankenmarkt spielt 
für die Geldversorgung der Institute eine entscheidende 
Rolle. Darin leihen Banken mit überschüssiger Liquidi­
tät anderen Banken Geld. Da üblicherweise die kurzfris­
tigen Zinsen des Interbankenmarktes tiefer als die lang­
fristigen Zinsen der hypothekenbasierten Wertpapiere 
waren, waren diese Zinsdifferenzgeschäfte eine interes­
sante Anlagemöglichkeit für (Investment-)Banken (und 
darauf spezialisierte Hedge Funds). Mit den Problemen 
bei den hypothekenbasierten Wertpapieren und den Ab­
schreibungen der Banken versiegte jedoch der Interban­
kenmarkt für gewisse Marktteilnehmer, oder die Kredi­
te wurden immer kurzfristiger (letztlich nur noch «over­
night») und mit massiven Zinsaufschlägen gewährt. Den 
betroffenen Banken drohte die Illiquidität, und nur welt­
weite und erhebliche Interventionen der Regierungen 
und Notenbanken bewirkten, dass die Zahl der Konkur­
se limitiert blieb. 

Mit der Krise der Banken und der entstehenden Unsi­
cherheit kollabierten auch die Aktienmärkte. Die Banken 

stellt. Die Hypothekarfinanzierer hatten in erster Linie 
ein Interesse daran, möglichst viele und hohe Hypothe­
ken zu verkaufen. Die Anreizsysteme beim Abschluss 
förderten demnach den Aufbau eines risikobehafteten 
Portfolios. Dem schnell wachsenden Geschäftsvolumen 
folgte keine Anpassung der Infrastrukturen für Kont­
rolle und Dokumentation. Ebenso wurden grosszügig 
Erleichterungen gewährt, zum Beispiel wurde die Zins­
zahlung aufgeschoben oder auf ein Eigenkapital des 
Schuldners verzichtet. Da es oft übliche Praxis ist, wenn 
man die Hypothek nicht mehr bezahlen kann, einfach 
den Schlüssel an die Bank zurückzuschicken («Jingle 
Mail») und wegzuziehen, ging der Schuldner kein allzu 
grosses Risiko ein, wenn er wenig oder kein Eigenkapi­
tal einbringen musste. Im besten Fall stieg der Wert sei­
nes Hauses massiv an, im schlimmsten Fall schickte er 
einfach die Schlüssel an seinen Gläubiger. Auch war es 
dem Schuldner möglich, mit den steigenden Immobi­
lienpreisen weitere Hypotheken aufzunehmen, bei­
spielsweise um die Zinszahlungen auszusetzen oder um 
seinen Konsum zu finanzieren. 

Verbriefte Hypotheken
Die Underwriting Standards wären wahrscheinlich 

besser gewesen, hätten die Hypothekarfinanzierer die 
Hypotheken in den eigenen Büchern halten müssen. 
Die Hypotheken wurden jedoch verbrieft. Dies bedeu­
tet, dass aus den Hypothekarforderungen handelbare 
Wertpapiere geschaffen wurden. Oft wurde dafür eigens 
eine Zweckgesellschaft (SPV, Special Purpose Vehicle) 
gegründet. Diese sind, anders als Banken, kaum regu­
liert. Danach wurden diese hypothekargesicherten 
Wertpapiere an Investoren in aller Welt verkauft. Da 
die Papiere hypothekargesichert waren, und den nicht 
erstklassigen Papieren (Subprime) auch bessere Schuld­
nerqualitäten beigemischt wurden, erhielten die Papie­
re vielfach ein gutes Rating. Die Ratingagenturen spiel­
ten dabei eine Doppelrolle als Berater bei der Verbrie­
fungsaktion wie als Ratinggeber. Aufgrund von metho­
dologischen Schwächen, ungenügender «Due Dili­
gence» der Qualität der Sicherheit, ungenügender 
Transparenz über die Berechnung der Risiken wie auch 
potenzieller Interessenkonflikte aufgrund ihrer Dop­
pelfunktion versagten die Ratingagenturen bei der kor­
rekten Einschätzung der Risiken. 

Die entsprechenden Modelle zur Berechnung der 
Risiken aus diesen Wertpapieren waren unvollständig, 
verlässliche statistische Zahlen oder eine entsprechen­
de Historie fehlten. Die Ausfallrisiken, Konzentrations­
risiken, Marktrisiken und Liquiditätsrisiken der ent­
sprechenden Produkte wurden unterschätzt. Problema­
tisch war, dass führende Finanzinstitute massiv in sol­
che hypothekargesicherten Produkte investierten. Ein 
Teil des Risikos verblieb auch deshalb bei den Banken, 
weil die Papiere von «inhouse» Hedge Funds oder von 
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Auswirkungen auf die finanzielle Lage der 
Vorsorgeeinrichtungen

Situation 2007
Ende 2007 ist aufgrund der Zahlen der Pensionskassen­

statistik2 von einem durchschnittlichen Deckungsgrad 
von 117 Prozent auszugehen. Dies bedeutet demnach, 
dass Ende 2007 Wertschwankungsreserven von 17 Pro­
zent vorhanden waren. 

Das Bundesamt für Sozialversicherungen führt jähr­
lich eine Umfrage bei den Aufsichtsbehörden über die 
Zahl der Kassen in Unterdeckung durch. Ende 2007 be­
trug der Anteil der registrierten3 Vorsorgeeinrichtungen 
mit einer Unterdeckung an der Gesamtzahl der Vorsor­

waren nicht mehr in der Lage oder willens, Kredite (an 
Private und Unternehmen) zu vergeben, die Privatperso­
nen waren konfrontiert mit fallenden Häusern- und 
Aktienpreisen. Auch forderten die Banken Rückzahlun­
gen auf zuvor grosszügig gewährten Krediten. Der ent­
sprechende Rückgang des Konsums und der Investitio­
nen führte nicht nur in den USA, sondern auch weltweit 
zu Abschwung und Rezession.1 

Marktentwicklung

Die Entwicklung der finanziellen Situation der Vor­
sorgeeinrichtungen lässt sich naturgemäss vor allem auf 
die Situation an den Finanzmärkten zurückführen. 

Nach zwei erfreulichen Jahren (2005 und 2006) hat 
sich die Lage an den Aktienmärkten im Jahr 2007 und 
insbesondere im Jahre 2008 deutlich verschlechtert  
(Tabelle T1).

Die Kassazinssätze der Bundesobligationen sind 2008 
aufgrund der Interventionen der Notenbanken deutlich 
gefallen (Tabelle T2).

Der Swiss Bond Invest Domestic Total Return (bis 
BBB Rating), welcher sowohl Unternehmensanleihen 
als auch Regierungsanleihen der Schweizer Börse ent­
hält, konnte aufgrund der gesunkenen Zinsen 2008 eine 
Rendite von rund 8% erzielen. Diese Performance ist 
insbesondere auf die positive Entwicklung bei den Re­
gierungsanleihen zurückzuführen. Diese dienten vielen 
Anlegern als «sicherer Hafen». Bei den Unternehmens­
anleihen, welche kein erstklassiges Rating aufwiesen, 
war die Performance ungünstiger, Tabelle T3).

Die wichtigsten Anlagekategorien der Vorsorgeein­
richtungen sind Aktien und Obligationen. In Tabelle T4 
werden deshalb gemischte Portfolios betrachtet. Als 
Benchmark für die Portfolios der beruflichen Vorsorge 
werden häufig die Pictet BVG-Indizes 2000 herangezo­
gen. Der Pictet BVG-25 enthält 25 Prozent Aktien, der 
Pictet-40 entsprechend 40 Prozent und der Pictet BVG-
60 60 Prozent, wobei letzterer die zulässige Quote für 
Aktien überschreitet. Die Renditen aller BVG-Port­
folios sind 2008 erheblich eingebrochen. Dies spiegelt 
die negative Entwicklung bei den Aktien (und den Un­
ternehmensanleihen). 

Auch der CS Schweizer Pensionskassen Index, wel­
cher auf effektiven Portfolios der Pensionskassen (im 
Rahmen des Global Custody bei der CS) beruht, wies 
2008 einen Rückgang von 13,25 Prozent aus. 

� T1 

  SMI %
SPI  

(Total Return)
%

MSCI World 
(CHF)

%

31.12.2001 6417.8 	–21,1 4382.9 	–22,0 	 1688.8 	–14,7

31.12.2002 4630.8 	–27,8 3245.5 	–26,0 	 1095.3 	–35,1

31.12.2003 5487.8 	 18,5 3961.6 	 22,1 	 1283.0 	 17,1

30.12.2004 5693.2 	 3,7 4234.6 	 6,9 	 1327.0 	 3,4

31.12.2005 7583.9 	 33,2 5742.4 	 35,6 	 1653.7 	 24,6

31.12.2006 8785.7 	 15,8 6929.2 	 20,7 	 1809.2 	 9,4

31.12.2007 8484.5 	 –3,4 6925.4 	 –0,1 	 1780.0 	 –1,6

30.12.2008 5534.5 	–34,8 4567.6 	–34,0 	 982.2 	–45,4

� T2 
Kassazinssatz 
Bundesobligationen

 in % in % in % 

Laufzeit  2 Jahre 7 Jahre 10 Jahre

12.2001 2,45 3,33 3,56

12.2002 0,79 1,94 2,40

12.2003 0,94 2,41 2,78

12.2004 1,14 2,05 2,38

12.2005 1,55 1,87 1,96

12.2006 2,41 2,48 2,49

12.2007 2,43 2,97 3,11

12.2008 0,69 1,87 2,15

� T3 

SBI Dom AAA-BBB T (Total Return)

12.2006 100.00  

12.2007 99.73 –0,27 % 3,56

12.2008 107.79 8,08 % 2,40

1	 Ebenso ist festzuhalten, dass neben den hypothekargesicherten Papie-
ren auch weitere Papiere existieren, welche z.B. auf Kreditkartenforde-
rungen oder Autofinanzierungen lauten. Mit dem konjunkturellen Ab-
schwung ergeben sich hier ebenfalls Ausfallrisiken. 

2	 Es ist von registrierten, autonomen und teilautonomen Vorsorgeein-
richtungen die Rede.
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BSV bekannt sind. Daraus wurde anhand des Verlaufs 
der relevanten Kapitalmarkt-Indizes und der techni­
schen Zinssätze die wahrscheinliche gegenwärtige finan­
zielle Situation der einzelnen Vorsorgeeinrichtungen 
errechnet.

Allerdings muss dazu angemerkt werden, dass diese 
Zahlen mit gewissen Unsicherheiten4 behaftet sind. 
Auch nimmt die Zahl der Kassen in Unterdeckung sehr 
schnell zu respektive ab, wenn sich der durchschnittli­
che Deckungsgrad 100 Prozent nähert. 

Joseph Steiger, lic. phil.I, Finanzierung und Systementwicklung BV, 
Geschäftsfeld Alter und Hinterlassene, BSV.  
E-Mail: joseph.steiger@bsv.admin.ch

geeinrichtungen (inkl. öffentlich-rechtliche mit Staats­
garantie; ohne Sammeleinrichtungen) 4,2 Prozent. 

Situation 2008 / Anfang 2009
2008 ist von einem erheblichen Rückgang des De­

ckungsgrades auszugehen. Modellschätzungen des Bun­
desamts für Sozialversicherungen (BSV) auf Basis der 
Pensionskassenstatistik ergeben per Ende 2008 für alle 
registrierten Vorsorgeeinrichtungen einen durchschnitt­
lichen ungewichteten Deckungsgrad von rund 102,6 
Prozent. Dieser Wert ist per Ende März 2009 auf 101,1 
Prozent gefallen. Trotz dem weltweiten Absturz der 
Börsen im Jahr 2008 und zu Beginn dieses Jahres wiesen 
Ende März rund 43 Prozent der Pensionskassen einen 
Deckungsgrad von 100 oder mehr Prozent auf, rund  
57 Prozent lagen darunter. Per Ende 2008 waren es rund 
50 Prozent (Tabelle 5). Das zeigen Berechnungen auf­
grund der tatsächlichen Vermögensverteilung von rund 
1900 Vorsorgeeinrichtungen.

Basis der Berechnungen sind der reale Deckungsgrad 
und die tatsächliche Vermögensverteilung von rund 
1900 Vorsorgeeinrichtungen per Ende 2007, die dem 

3	 Eine Vorsorgeeinrichtung ist dann registriert, wenn sie mindestens das 
Obligatorium versichert. Rein überobligatorische Kassen (sogenannte 
Kaderkassen) sind hier nicht enthalten. 

4	 Auch sind die Berechnungen in den folgenden Jahren zu verifizieren 
und allfällige Anpassungen am Modell vorzunehmen. Die bisherige 
Datenbasis der Jahre 2004 bis 2006 ist dafür nicht ausreichend.

� T4 

BVG-25 BVG-40 BVG-60

Index % Index % Index %

31,12,2000 101,79 	 1,79 100,52 	 0,52 	 98,37 	 –1,63

31.12.2001 100.26 	 –1,51 95.92 	 –4,58 	 89.99 	 -8,52

31.12.2002 98.10 	 –2,15 87.87 	 –8,39 	 75.20 	–16,44

31.12.2003 105.75 	 7,80 97.23 	 10,66 	 86.07 	 14,46

31.12.2004 110.92 	 4,89 102.35 	 5,26 	 91.00 	 5,74

31.12.2005 122.48 	 10,42 117.21 	 14,52 	 109.27 	 20,07

31.12.2006 127.47 	 4,07 124.65 	 6,35 	 119.42 	 9,29

31.12.2007 128.67 	 0,94 126.47 	 1,46 	 122.00 	 2,16

31.12.2008 115.96 	 –9,88 104.62 	–17,28 	 89,51 	–26,63

� T5 
Ende 2008

Registrierte VE
Ende März 2009
Registrierte VE

Deckungsgrad

< 90% 13,5% 17,8%

90–100% 36,6% 38,9%

Total in Unterdeckung 50,1% 56,7%

100–110% 31,9% 27,3%

> 110% 18,0% 16,0%

Total ohne Unterdeckung 49,9% 43,3%

� T6 

Anteil VE mit Unterdeckung an Gesamtzahl der VE

Rechtsform Ende 2003 Ende 2004 Ende 2005 Ende 2006 Ende 2007

Registrierte
VE inkl, Einrichtungen öff, Rechts ohne 
Staatsgarantie

15,6 % 13,3 % 3,1 % 2,2 % 2,4 %

Einrichtungen öff. Rechts mit Staatsgarantie 56,3 % 61,2 % 46,8 % 38,7 % 46,6 %

Total registrierte VE 17,0 % 15,1 % 4,8 % 3,6 % 4,2 %

Nicht registrierte
VE inkl. Einrichtungen öff. Rechts mit und 
ohne Staatsgarantie

3,0 % 3,4 % 1,2 % 1,2 % 0,7 %

Total Total alle VE 11,2 % 10,6 % 3,4 % 2,8 % 3,0 %
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Alessandra Prinz
Bundesamt für Sozialversicherungen

Sanierungsmassnahmen von Pensionskassen  
in Unterdeckung

Die Vorsorgeeinrichtungen werden bald ihre Bericht
erstattungen für das Jahr 2008 veröffentlichen. Laut 
Schätzungen befinden sich über 50 Prozent der 
Pensionskassen in Unterdeckung. Es zeichnet sich eine 
noch schlechtere Lage ab als während der Krise von 
2000 bis 2002.

Wie reagieren die Beteiligten? Gewerkschaften und Ar­
beitgeber sind sich einig, dass keine einschneidenden 
Sanierungsmassnahmen ergriffen werden müssen, wenn 
auch mit verschiedenen Begründungen: Die Gewerk­
schaften führen an, dass man die Versicherten nicht zur 
Kasse bitten darf, denn diese haben bereits die Folgen 
eines immer unsichereren Arbeitsmarktes zu tragen 
und müssen allgemein einen tieferen Lebensstandard 
hinnehmen. Eine von der SP-Parlamentarierin Anita 
Fetz eingereichte Motion (08.4044) schlug sogar ein ein­
jähriges Moratorium für Sanierungsmassnahmen vor. 
Ein Teil der Arbeitgeberschaft vertritt eher die Ansicht, 
dass die Krise der Finanzmärkte von selber wieder ab­
klingen wird, so dass auch die aufgrund der Finanz­
marktkrise entstandenen Unterdeckungen in der beruf­
lichen Vorsorge mittel- und langfristig wieder korrigiert 
werden. 

Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben sind die Vorsor­
geeinrichtungen verpflichtet, das finanzielle Gleichge­
wicht der Kasse sicherzustellen. Das Vermögen muss 
genügen, um die eingegangenen Verpflichtungen zu de­
cken. Ist dieses Gleichgewicht nicht mehr gegeben, muss 
der Stiftungsrat eine Sanierung zur Wiederherstellung 
des Gleichgewichts in die Wege leiten und ein Sanie­
rungskonzept erarbeiten. Bis zum Abschluss der Sanie­
rung verstreicht eine gewisse Zeit, in der sich die Ein­
richtung zwangsläufig in Unterdeckung befindet. Das 

Gesetz akzeptiert diese vorübergehende Unterdeckung, 
verlangt aber, dass die fälligen Leistungen jederzeit aus­
bezahlt werden können, die Liquidität also gegeben 
sein muss.

Über die Opportunität von Sanierungsmassnahmen 
und deren Ausgestaltung dreht sich im Moment die Dis­
kussion in der Branche. In einer so gravierenden Lage 
ist es wichtig, sich folgende Fragen zu stellen: 

Welche Gründe haben zur Unterdeckung geführt?•	
Wann muss die Einrichtung sanieren?•	
Welche Massnahmen müssen ergriffen werden?•	

Ursachen der Unterdeckung

Die Ursachen der Unterdeckung müssen klar ge­
trennt werden: 
a)	Hat die Kasse bestimmte strukturelle Probleme wie 

zum Beispiel eine ungünstige Altersstruktur oder un­
genügende Berechnungsgrundlagen für die Vorsorge­
pläne, muss der Stiftungsrat mit einem ausgewogenen 
Sanierungskonzept intervenieren. Die Verluste aus 
der Finanzmarktkrise verschlechtern die an sich schon 
nicht ordnungsgemässe Situation noch. Der Experte 
für die berufliche Vorsorge muss einen versicherungs­
technischen Bericht erstellen, aus welchem unter an­
derem hervorgeht, ob die getroffenen Massnahmen 
wirksam sind. Wenn nicht, muss er die Aufsichtsbe­
hörde darüber informieren (Art. 41a BVV 2). 

b)	Befindet sich die Kasse hingegen in einer strukturell 
gesunden Lage, bedeutet dies, dass sie ausschliesslich 
infolge der Finanzmarktkrise in Unterdeckung «ge­
fallen» ist. In dieser Situation muss die Vorsorgeein­
richtung auch sanieren, sonst geht sie das Risiko ein, 
dass eine spätere Sanierung noch schmerzhafter sein 
wird. Der in jedem Fall zu erstellende versicherungs­
technische Bericht des Experten muss die Position 
des Stiftungsrates bestätigen. Die Vorsorgeeinrich­
tung muss ihre Lage immer wieder analysieren, weil 
die Entwicklung der Finanzmärkte auch für erfahre­
ne Anlagespezialisten nicht voraussehbar ist. 

Rolle der Aufsichtsbehörde

Das Gesetz sieht keine präventive Kontrolle durch 
die Aufsichtsbehörde vor. Die Vorsorgeeinrichtung 
muss eine Unterdeckung und ergriffene Massnahmen 
spätestens melden, wenn die Unterdeckung in der Jah­
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von fünf bis sieben Jahren wieder herzustellen. Die Wei­
sungen des Bundesrats über Massnahmen zur Behe­
bung von Unterdeckungen in der beruflichen Vorsorge 
sehen vor, dass in schwerwiegenden Fällen diese Frist 
bis auf zehn Jahre erstreckt wird. Der Experte muss 
während dieser Zeit regelmässig (mindestens jährlich) 
einen versicherungstechnischen Bericht erstellen. So 
kann der Stiftungsrat überprüfen, ob die eingeleiteten 
Massnahmen ausreichend sind oder ob das Sanierungs­
konzept angepasst werden muss. Dies ist in der aktuel­
len Krisenlage umso wichtiger, da niemand in der Lage 
ist, vorauszusehen, wie sich die Lage der Finanzmärkte 
entwickeln wird. Auch diese Periode muss die Aufsichts­
behörde begleiten, indem sie überprüft, ob der Stif­
tungsrat seinen Pflichten nachgeht und nicht handelnde 
Stiftungsräte auffordert, aktiv zu werden.

Mögliche Sanierungsmassnahmen

Es steht eine relativ breite Palette von Massnahmen 
zur Verfügung. Einige sind im Gesetz erwähnt, andere 
nicht. Alle Massnahmen, die der Stiftungsrat beschliesst, 
müssen aber eine Grundlage im Reglement der Vorsor­
geeinrichtung haben. Das Gesetz schreibt vor, dass Sa­
nierungskonzepte ausgewogen sein müssen. Leider wird 
diese Vorgabe auf Verordnungsebene nicht weiter kon­
kretisiert und ist daher in der Praxis wenig hilfreich.

Einige Einrichtungen haben bereits angefangen, leis­
tungsseitige Massnahmen zu treffen. Nullzinsrunden 
sind einfach durchzuführen und wirken sich daher rela­
tiv schnell aus. Eine weitere Massnahme ist die Herab­
setzung des überobligatorischen Umwandlungssatzes, 
die von vielen Einrichtungen in Betracht gezogen und 
auch nächstens umgesetzt wird. Diese beiden Massnah­
men sind im Gesetz nicht erwähnt, betreffen aber nur 
den überobligatorischen Teil der Vorsorgekapitalien. 
(Nullzinsrunden führen bei umhüllenden Kassen zu 
einer Negativverzinsung des überobligatorischen Teils.) 
Als Nachteil gilt es zu bemerken, dass solche Massnah­
men nur versichertenlastig sind, also den Arbeitgeber 
nicht einbeziehen. Unter den Versicherten ist wiederum 
die Interessenlage je nach Alter verschieden. Eine Null­
zinsrunde trifft die älteren Versicherten mehr, weil sie 
ein höheres Altersguthaben angespart haben als die 
jüngeren. Die Wahl der Sanierungsmassnahmen wird 
daher unter den Beteiligten immer wieder zu Diskus­
sionen führen.

Das Gesetz erwähnt ausdrücklich die Möglichkeit der 
Erhebung paritätischer Sanierungsbeiträge. Man stellt 
fest, dass diese subsidiär zu den oben erwähnten Mass­
nahmen in Betracht gezogen werden. Hier wird von den 
Versicherten eine aktive Teilnahme verlangt, indem die 
Löhne gekürzt werden. Der Arbeitgeber muss hierbei 
mindestens gleich hohe Beiträge leisten. Das Gesetz 

resrechnung ausgewiesen ist. Die Aufsichtsbehörde wird 
also erst informiert, wenn die Unterdeckung bereits ein­
getreten ist. Ausserdem ändern sich die Lage der Fi­
nanzmärkte und deren Auswirkungen auf die Pensions­
kassen so schnell, dass auch rechtzeitig erfolgte Mel­
dungen in der Praxis schnell überholt sind. Die Aufsicht 
hat keine Befugnis, in die Geschäftsführung der Ein­
richtung einzugreifen. Der Stiftungsrat muss die Sanie­
rungspolitik mit der technischen Unterstützung des Ex­
perten für die berufliche Vorsorge entscheiden. 

Massnahmen der direkten Aufsicht des Bundes 
(ABV)

Die direkte Aufsicht des Bundes hat folgende Mass­
nahmen ergriffen: Als Erstes wurde eine Umfrage unter 
den von ihr beaufsichtigten autonomen und teilautono­
men Einrichtungen durchgeführt, um deren Deckungs­
grad per Ende 2008 zu ermitteln. Die Resultate dieser 
Umfrage sind im Artikel von C. Golliard, Seite 92, auf­
geführt.

Um die Tragweite der Unterdeckung der einzelnen 
Einrichtungen zu eruieren, wurde ein internes Risiko­
tool entwickelt, das ein Bild über die strukturelle Lage 
der jeweiligen Einrichtung gibt. Dieses Tool basiert auf 
vier Komponenten, denen eine bestimmte Gewichtung 
gegeben wird. Die Sollrendite und die prozentuale Ab­
weichung zwischen Soll- und Wertschwankungsreserve 
werden am stärksten gewichtet. Dem Anteil Vorsorge­
kapital Aktive bzw. Rentner und der Wertschwankungs­
reserve in Prozent des Vorsorgekapitals wurde eine tie­
fere Gewichtung zugeteilt. Aufgrund dieser vier Kom­
ponenten erhalten wir mittels einer bestimmten Formel 
eine Wertung, die uns Auskunft über die Gefährdung 
der Kasse gibt. Erfahrungen müssen noch gesammelt 
und ausgewertet werden.

Einrichtungen mit einer geringen Unterdeckung müs­
sen sanieren, aber benötigen im Moment keine spezielle 
Begleitung der Aufsichtsbehörde, wenn die Wertung aus 
dem Risikotool tief ist und der Bericht des Experten für 
die berufliche Vorsorge keine umfangreichen Massnah­
men als nötig erachtet.

Einrichtungen, die eine mittlere oder erhebliche Un­
terdeckung ausweisen, müssen zusammen mit dem Ex­
perten ein umfangreicheres Sanierungskonzept erarbei­
ten. Wenn solche Einrichtungen eine hohe Wertung aus 
dem Aufsichtstool ausweisen, ist es Aufgabe der Auf­
sicht, sie besonders nahe zu begleiten.

Dauer der Unterdeckung

Sanierungskonzepte müssen es der Einrichtung er­
lauben, das finanzielle Gleichgewicht innert einer Frist 
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Dies ist ausdrücklich die Aufgabe und vor allem die 
Verantwortung des paritätisch besetzten Stiftungsrats, 
in welchem die Versicherten wie der Arbeitgeber ver­
treten sind. Die Aufsichtsbehörde kann einzig überprü­
fen, ob die gesetzlichen Rahmenbedingungen eingehal­
ten werden.

Alessandra Prinz, Juristin, Co-Leiterin Kompetenzzentrum Aufsicht 
berufliche Vorsorge, BSV.  
E-Mail: alessandra.prinz@bsv.admin.ch

sieht auch die Möglichkeit vor, Rentnerbeiträge zu er­
heben, wobei die gesetzlichen Schranken so stark sind, 
dass der Einfluss auf die Sanierung praktisch irrelevant 
ist. Als letzte ausdrückliche Massnahme ist auch eine 
Herabsetzung des Mindestzinses im obligatorischen Teil 
des Sparguthabens vorgesehen. Die Herabsetzung darf 
höchstens 0,5 Prozent betragen und maximal fünf Jahre 
dauern. 

Die Aufsichtsbehörde hat keine Befugnis zu bestim­
men, wie ein Sanierungskonzept strukturiert sein muss 
bzw. welche Massnahmen beschlossen werden müssen. 
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Die Vorsorgeeinrichtungen im Angesicht  
der Krise

Die Krise, welche die Schweizer Wirtschaft und im 
Besonderen die Kapitalmärkte Ende 2008 unversehens 
erfasst hat, liess zum Jahresabschluss 2008 eine 
massive Zunahme der Vorsorgeeinrichtungen (VE) in 
Unterdeckung befürchten. Aber in welchem Ausmass 
genau? Um das herauszufinden, führte die direkte 
Bundesaufsicht über die berufliche Vorsorge (ABV) 
eine Erhebung bei allen dem BSV unterstehenden 
autonomen oder teilweise rückversicherten Vorsorge-
einrichtungen durch. Die Studie macht folglich keine 
Angaben zu den vollständig rückversicherten Vorsor-
geeinrichtungen, denn diese haben kein Unterde-
ckungsrisiko. 

Die ABV wollte hauptsächlich zwei Informationen 
einholen: Einerseits ging es um eine Schätzung des 
Deckungsgrades der Vorsorgeeinrichtungen per 31.
Dezember 2008, und andererseits wollte man fest­
stellen, ob die Einrichtungen in Unterdeckung die 
Umsetzung von Sanierungsmassnahmen beschlossen 
haben.

Die Studie sollte Gelegenheit zu proaktivem Vorge­
hen bieten. Gemäss Artikel 44 BVV 2 muss die Auf­
sichtsbehörde über das Ausmass und die Ursachen der 
Unterdeckung sowie über die Sanierungsmassnahmen 
informiert werden, sobald die Jahresrechnung erstellt 
ist. Aufgrund der Wirtschaftslage zog es die Aufsichtsbe­
hörde vor, den Vorsorgeeinrichtungen zuvorzukommen, 
sich möglichst rasch über deren finanzielle Verhältnisse 

zu informieren und zu kontrollieren, ob der Stiftungsrat 
im Bedarfsfall handelt.

Die Erhebung ergab Folgendes:
72 Prozent der befragten Vorsorgeeinrichtungen be­
finden sich per 31. Dezember 2008 in Unterdeckung  
(51 Prozent der VE haben einen Deckungsgrad zwi­
schen 99 Prozent und 90 Prozent, und 21 Prozent der 
VE haben einen Deckungsgrad von unter 90 Prozent).

Die Ergebnisse der Studie weichen je nach Art der 
Stiftung stark voneinander ab. Über 50 Prozent der Un­
ternehmensstiftungen befinden sich per 31. Dezember 
2008 noch in Überdeckung. Dies ist den Wertschwan­
kungsreserven zu verdanken, die zur Bewältigung der 
Volatilität der Märkte aufgelöst wurden.

Von den Pensionskassen in Unterdeckung haben 3/4 
einen Deckungsgrad von über 90 Prozent. Mit entspre­
chend angepassten Sanierungsmassnahmen können 
diese Vorsorgeeinrichtungen in einigen Jahren wieder 
schwarze Zahlen schreiben.

Eine Auswertung der Antworten der Vorsorgeein­
richtungen ergab die in der Tabelle T1 aufgeführten 
Prozentsätze.

Wichtig ist, dass Unterdeckung nicht bedeutet, dass 
die betroffene Vorsorgeeinrichtung zahlungsunfähig ist 
und ihre Leistungen nicht mehr ausrichten kann. Unter­
deckung bedeutet lediglich, dass die Einrichtung nicht 
alle ihre Verpflichtungen auf einen Schlag erfüllen 
könnte (Freizügigkeitsleistungen und andere Leistun­
gen), was rein hypothetisch ist.

Auswertung der Antworten der Vorsorgeeinrichtungen� T1

Deckungs-
grad

> 100 % 

Deckungs-
grad

99–90 %

Deckungs-
grad

< 90 % 

Total

Firmeneigene 
Stiftung

50 % 32 % 18 % 100 %

Sammelstiftung 18 % 71 % 11 % 100 %

Gemeinschafts-
stiftung

24 % 38 % 38 % 100 %

Alle vom Bund 
beaufsichtigten  
VE1

51 % 34 % 15 % 100 %

1	 Diese Zahlen umfassen auch die vollständig rückversicherten Vorsorge-
einrichtungen.
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Bei der Erhebung wurden die Vorsorgeeinrichtungen 
auch zu ihren Absichten bezüglich Sanierungsmass­
nahmen befragt. 50 Prozent der Einrichtungen in Un­
terdeckung haben beschlossen, einen Sanierungsplan zu 
verabschieden, oder wenden bereits Massnahmen in 
diesem Sinne an.

Noch vor einigen Monaten ging alles gut. Die Pen­
sionskassen bildeten ihre Wertschwankungsreserven 
und einige sogar freie Mittel. Heute sind die freien Mit­
tel und die Wertschwankungsreserven aufgelöst, und 
viele Vorsorgeeinrichtungen befinden sich in Unterde­
ckung. Die Situation ist zwar besorgniserregend, aber 
nicht ausweglos. Man muss Geduld haben, denn die 
heute getroffenen Massnahmen entfalten ihre Wirkung 
erst mittelfristig, und die Auswirkungen dieser Krise 
werden auch in den kommenden Jahren noch spürbar 
sein.

Die Aufgabe der Aufsicht besteht darin, die Sanie­
rungskonzepte von Fall zu Fall auf ihre langfristige 
Wirksamkeit zu prüfen und die Umsetzung der Sanie­
rungsmassnahmen zu überwachen. Die Krise von 2001 
zeigte die Notwendigkeit, Unterdeckungen zu beheben. 
In diesem Sinn wurden das Gesetz über die berufliche 
Vorsorge abgeändert und angemessene Instrumente 
entwickelt. Diese sind auch geeignet, um die heutige 
Krise zu bewältigen.

Cindy Golliard, Fachmitarbeiterin, Kompetenzzentrum Aufsicht 
berufliche Vorsorge, BSV.  
E-Mail: cindy.golliard@bsv.admin.ch

Auch wenn die Zahlen beunruhigend scheinen mö­
gen, sind sie nicht katastrophal. Man darf nicht verges­
sen, dass die Anlagen zum Jahresabschluss 2008 gene­
rell über 14 Prozent ihres Werts verloren haben. Seit der 
Einführung des BVG im Jahr 1984 erlebten die Märkte 
noch nie einen derart heftigen Crash. Die Vorsorgeein­
richtungen waren aufgrund der Rechnungslegungsnorm 
FER 26 zwar verpflichtet, Wertschwankungsreserven zu 
bilden, um Kursschwankungen aufzufangen, aber unter 
den derzeitigen Umständen konnten diese Reserven die 
Unterdeckung nur begrenzen.

Die Krise und die verschiedenen Finanzskandale 
wirkten sich stark auf die Finanzlage der Pensionskas­
sen aus. Dieses Jahr werden die Auswirkungen wegen 
der zwischenzeitlichen Einführung der Norm FER 26 
noch sichtbarer als 2001 sein. Da stille Reserven nicht 
mehr zulässig sind, ist es nicht mehr möglich, die Rech­
nung zu glätten.

Sanierungskonzepte

Aufgrund der gemeldeten Zahlen werden viele Stif­
tungsräte der Aufsichtsbehörde Sanierungskonzepte 
zur Wiederherstellung des finanziellen Gleichgewichts 
vorlegen müssen. Die Stiftungsräte müssen Sanierungs­
massnahmen vorschlagen und umsetzen. Sie haben viel 
Freiheit bei der Wahl der Massnahmen, solange der 
Vorsorgeexperte mit ihren Vorschlägen einverstanden 
ist. Es ist Sache der Aufsichtsbehörde, die Situation je­
der einzelnen Vorsorgeeinrichtung zu analysieren. Da­
bei ist daran zu denken, dass die Finanzierung langfris­
tig ausgerichtet ist.
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Stabilität der beruflichen Vorsorge in Gefahr?

Die gegenwärtige Finanzkrise hat zu verschiedensten 
Befürchtungen bezüglich der Stabilität der beruflichen 
Vorsorge geführt. Tatsächlich sind die Deckungsgrade 
infolge der massiven Anlageverluste stark gesunken. 
Das muss aber nicht bedeuten, dass die Stabilität des 
Systems generell gefährdet ist. Man muss unterschei-
den zwischen strukturellen und kurzfristigen Defiziten, 
selbst wenn diese Unterscheidung nicht immer einfach 
ist. Die Stabilität wird letztlich vor allem durch struk-
turelle Defizite gefährdet.

Grundsätzliche Überlegungen

Um die Stabilität der beruflichen Vorsorge beurteilen 
zu können, muss vorab ein Referenzzustand definiert 
werden, gegen den das System im Idealfall mittel- bis 
langfristig tendieren sollte. Sowohl aus ökonomischer 
als auch aus sozialpolitischer Sicht entspricht dieser Zu­
stand dem globalen aktuariellen Gleichgewicht, in wel­
chem Finanzierung und Leistung äquivalent sind.

Führt man nun den Deckungsgrad1 als Quotient aus 
dem Vorsorgevermögen und dem Vorsorgekapital ein, 
dann erhält man ein Mass, das eine konkrete Beurtei­
lung verschiedener Zustände erlaubt. Offensichtlich 
wäre ein Deckungsgrad von 100 Prozent identisch mit 
dem gleichgewichtigen Zustand, zumindest bei Annah­
me vollständiger Information. In der Praxis geht man 
aus verschiedenen Gründen davon aus, dass der gleich­
gewichtige Zustand mit einem anderen, vorläufig unbe­
stimmten Deckungsgrad erreicht wird. Das liegt im We­
sentlichen an potenziellen Schätzfehlern in Bezug auf 

die Anlagerträge2 bzw. der Tatsache, dass der Planungs­
horizont zwar langfristig, aber eben nicht unendlich ist. 
Hinzu kommen eine später noch thematisierte Verlust­
aversion und praktische Probleme, z.B. im Zusammen­
hang mit Teilliquidationen. Die konkrete Höhe des De­
ckungsgrades zu einem bestimmten Zeitpunkt ist für 
die Beurteilung der Stabilität ohnehin nicht von grosser 
Relevanz. Von Bedeutung ist vielmehr, ob die vor dem 
Hintergrund des allgemeinen Leistungsziels festgeleg­
ten Finanzierungs- und Leistungsparameter die mittel- 
bis langfristige Entwicklung des Systems gegen den 
Gleichgewichtszustand überhaupt zulassen. Ist das nicht 
der Fall, so stellt dies eine hinreichende Bedingung für 
das Zustandekommen einer Stabilitätskrise dar.

Eine institutionelle Problematik, die eine allgemeine 
Gleichgewichtsbetrachtung erschwert, ist im Kontext 
der beruflichen Vorsorge immer hervorzuheben. Im Ge­
gensatz zur AHV existiert eine Fülle von Versicherten­
kollektiven, die sich in ihrer Zusammensetzung zum 
Teil erheblich unterscheiden. Folglich sind Ungleich­
wichte auf Stufe der einzelnen Vorsorgeeinrichtungen 
auch dann möglich, wenn sich das Gesamtsystem im 
Gleichgewicht befindet. In einem System mit allgemein 
verbindlichen Leistungsparametern müssen ebendiese 
letztlich immer ausgehend von einem fiktiven Gesamt­
kollektiv festgelegt werden. Die Gleichgewichtsbedin­
gung, also die Äquivalenz von Finanzierung und Leis­
tung, gilt aber selbstredend auch auf Stufe der einzelnen 
Vorsorgeeinrichtung, wobei die gleichgewichtigen De­
ckungsgrade je nach einrichtungsspezifischen Ertrags­
unsicherheiten unterschiedlich sein können. Diese 
Überlegungen zeigen auch, weshalb statische Deckungs­
gradbetrachtungen auf Stufe der einzelnen Einrichtun­
gen ohne Berücksichtigung struktureller Unterschiede 
im Allgemeinen zu kurz greifen. Aus Gründen der Ein­
fachheit wird von dieser Problematik im vorliegenden 
Artikel allerdings weitestgehend abstrahiert. Die Über­
legungen basieren also grundsätzlich auf dem fiktiven 
Gesamtkollektiv.

Nicht zuletzt um das System der beruflichen Vorsorge 
organisatorisch einigermassen praktikabel zu gestalten, 
werden die Leistungsparameter (für das BVG-Obliga­
torium) vom Gesetzgeber allgemein verbindlich fest­

1	 Vgl. Art. 44 Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen und 
Invalidenvorsorge.

2	 Unsicherheiten bzw. Risiken bezüglich Leistungen werden im Gegen-
satz zu Ertragsunsicherheiten im Allgemeinen innerhalb des Vorsorge-
kapitals berücksichtigt. Sie führen folglich nicht zu einer Abweichung 
des gleichgewichtigen Deckungsgrades von 100 Prozent.
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Strukturelle Defizite und Risiken

Der Mindestumwandlungssatz eignet sich für die 
Skizzierung eines strukturellen Defizits besonders gut, 
da dieser Leistungsparameter mittel- bis langfristiger 
Natur ist und sich dessen Bestimmungsfaktoren relativ 
gut isolieren lassen. Die für den «fairen» Umwandlungs­
satz primär relevanten exogenen Variablen sind die 
langfristige Anlagerendite und die Lebenserwartung. 
Der faire Umwandlungssatz sinkt mit zunehmender 
Lebenserwartung bzw. sinkender Anlagerendite.

Die langfristige Entwicklung der Lebenserwartung 
ist empirisch gut erklärt. Die Schätzung der «langfristi­
gen» Anlagerendite, also der Grundlage der technischen 
Verzinsung, ist etwas schwieriger. Neben Zinskompo­
nenten sind auch Aktienmarkt-, Immobilien- oder 
Fremdwährungskomponenten zu berücksichtigen. Un­
abhängig von einzelnen methodischen Problemen in 
Zusammenhang mit den Schätzverfahren hat man fest­
gestellt, dass die Anlagerenditen aufgrund der stabil tie­
fen Teuerung seit Mitte der Neunzigerjahre tendenziell 
sinken. Der «faire» Umwandlungssatz ist folglich eben­
falls im Sinken begriffen. Nun besteht aber kein Auto­
matismus bezüglich dem allgemein verbindlichen Min­
destumwandlungssatz, da dieser nicht regelgebunden 
festgelegt wird. Eine entsprechende Anpassung setzt 
immer auch einen sozialpolitischen Konsens voraus.

Was für Auswirkungen wären zu erwarten, wenn die 
Anpassung nun nicht vollzogen wird? Ein technisch 
zu hoher Umwandlungssatz impliziert, dass ein gewis­
ser Teil der Leistungen für die RentnerInnen nicht 
mehr durch die Anlageerträge finanziert werden kann. 
Die Leistungen für die aktiven Versicherten müssten 
folglich permanent auf oder zumindest nahe an das 
gesetzliche Minimum reduziert werden, um die Defizi­
te auszugleichen. Das bedeutet letztlich ein Abwei­
chen vom «individuellen» aktuariellen Gleichgewicht. 
Dies ist eine Form von intergenerationellen Umver­
teilungen3, die im System der beruflichen Vorsorge 
nicht vorgesehen ist. Aus sozialpolitischer Sicht sollten 
solche Abweichungen deshalb in jedem Fall vermie­
den werden, da sie einen permanenten und intranspa­
renten Leistungsabbau für die aktiven Versicherten 
darstellen. Geht man vom Vorsorgekapital der aktiven 
Versicherten per Ende 2006 aus4, so entspricht eine 
Zinsreduktion um einen Prozentpunkt rund 2,7 Mia. 
Franken nur für das Jahr 2007. Aus Sicht der System­
stabilität ist die Beurteilung etwas schwieriger. Es ist 
theoretisch denkbar, dass die Stabilität des Gesamt­
systems durch die Umverteilung nicht tangiert wird, 
nämlich dann, wenn der Umverteilungsbeitrag kleiner 
ist als die Differenz zwischen den Leistungen, die den 
aktiven Versicherten aus dem individuellen aktuariel­
len Gleichgewicht zustehen und dem gesetzlich defi­
nierten Minimum.

gelegt. Damit soll insbesondere auch verhindert werden, 
dass diese Parameter, die im Gegensatz zum Leistungs­
ziel versicherungstechnischer und nicht sozialpolitischer 
Natur sind, kurzfristig zu stark schwanken. Solche zufäl­
ligen Besser- oder Schlechterstellungen einzelner Ge­
nerationen wären sozialpolitisch unbefriedigend, wür­
den sich in einem System mit vollständig flexiblen Para­
metern aufgrund der Unsicherheiten allerdings nicht 
vermeiden lassen. Das heisst indessen nicht, dass die all­
gemein verbindlichen Parameter beliebig festgelegt 
werden können. Gerade vor dem Hintergrund der Sys­
temstabilität lassen sich bestimmte Effizienzerforder­
nisse durchaus formulieren. Um dies zu veranschauli­
chen, werden im Folgenden zwei verschiedene Arten 
von möglichen Defiziten diskutiert. Beide haben bei 
statischer Betrachtung die gleichen Auswirkungen auf 
den Deckungsgrad, sind jedoch im Hinblick auf die Ent­
wicklung des Systems unterschiedlich zu beurteilen. 

Ein strukturelles Defizit entsteht im Wesentlichen 
innerhalb des Systems der beruflichen Vorsorge selbst. 
Es ist in kontinuierlichen Abweichungen der Leistungs­
parameter von der langfristigen Entwicklung der zu­
grunde liegenden exogenen ökonomischen und demo­
grafischen Variablen begründet. Trotz immer vorhande­
nen Unsicherheiten sollten die langfristigen Entwick­
lungen mit den einschlägigen statistischen Methoden 
relativ gut erklärt werden können, was theoretisch auch 
die regulatorische Reaktion erleichtern würde. Ein 
strukturelles Defizit entsteht demzufolge nicht aufgrund 
der Entwicklung der exogenen Variablen, sondern weil 
sich das System nicht schnell genug an diese Entwick­
lungen anpasst. Ein kurzfristiges Defizit hingegen hat 
seinen Ursprung primär ausserhalb des Systems der be­
ruflichen Vorsorge und ist in zeitweiligen Abweichun­
gen der exogenen Variablen von ihrer langfristigen Ent­
wicklung begründet.

Im Folgenden wird, vermutlich etwas idealisierend, 
davon ausgegangen, dass sich die verschiedenen Er­
trags- und Leistungsunsicherheiten quantifizieren las­
sen. Es ist darauf hinzuweisen, dass sowohl das Erwar­
tungswertprinzip an sich, das im Finanzmarktkontext 
oft für die Schätzung der langfristigen Entwicklung ver­
wendet wird, als auch die häufig unterstellten Prozes­
sannahmen eine nicht unerhebliche Fehlerquelle dar­
stellen können. Diese und andere Probleme führen in 
der Praxis zur Bildung von Schwankungsreserven.	

3	 vgl. Kommission für Konjunkturfragen (2005), Jahresbericht 2005, Wirt-
schaftliche Auswirkungen einer alternden Bevölkerung, Bern, oder 
Brunner-Pathey, O. und R. Wirz (2005), Vergleich zwischen der AHV und 
der beruflichen Vorsorge (BV) aus wirtschaftlicher Sicht, Forschungsbe-
richt des BSV Nr. 5/05, Bern.

4	 Bundesamt für Statistik (2008), Pensionskassenstatistik, Neuenburg
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Defizit letztlich ausschliesslich über Sanierungsmass­
nahmen behoben werden kann, werden diese trotz ei­
ner allfälligen Aufschiebung antizipiert. Die sozialpoli­
tisch unerwünschten Effekte treten sofort ein. Es ist 
auch zu erwähnen, dass die Systemstabilität durch Sa­
nierungsmassnahmen nicht verbessert wird. Eine nach­
haltige Stabilisierung kann nur über eine Anpassung 
der Leistungsparameter erreicht werden. Eine Erhö­
hung der «ordentlichen» Beitragssätze könnte zwar al­
lenfalls die Systemstabilität wiederherstellen, hätte aber 
ebenfalls die oben beschriebenen Umverteilungseffek­
te zur Folge, da sie nur von den aktiven Versicherten 
bzw. den Arbeitgebern entrichtet werden müssen.

Es stellt sich nun noch die Frage, wie in der Praxis mit 
den bereits angesprochenen Problemen in Zusammen­
hang mit möglichen Schätzfehlern umgegangen werden 
kann. Schätzfehler könnten ebenfalls dazu führen, dass 
die Leistungsparameter vom versicherungstechnisch 
«fairen» Wert abweichen (wobei man das erst ex-post 
definitiv feststellen kann). Aus Gründen der System­
stabilität ist es nun sinnvoll, ausreichend hohe Risiko­
margen einzurechnen (vgl. Grafik G2). Die paritätische 
Zusammensetzung der Stiftungsräte garantiert, dass 
die Entwicklung hin zum Gleichgewicht trotzdem statt­
findet und keine «Hortung» von überschüssiger Finan­
zierung erwartet werden muss. Die Entscheidung über 
die Verwendung von freien Mitteln liegt ausschliesslich 
in der Verantwortung des Stiftungsrates. Man kann da­
von ausgehen, dass das aktuarielle Gleichgewicht in 
einem stiftungsratsinternen Verhandlungsprozess die 
dominante Verteilungslösung darstellt. Risikomargen 

In der Realität muss man aber davon ausgehen, dass 
diese Differenz nicht ausreicht, um die Umverteilungs­
beiträge zu finanzieren. In einem solchen Fall ist denn 
auch die Stabilität des Gesamtsystems nicht mehr ge­
währleistet. Es kommt zu einem in der Tendenz sinken­
den Deckungsgrad, also einer ceteris paribus unum­
kehrbaren Bewegung weg vom aktuariellen Gleichge­
wicht. Letztlich stellt ein solches strukturelles Defizit 
nichts anderes dar als eine stetig wachsende Verschul­
dung der beruflichen Vorsorge (vgl. Grafik G1), die frü­
her oder später in Sanierungsmassnahmen mündet. 
Diese Massnahmen müssen wiederum als intergenerati­
onelle Umverteilungen interpretiert werden, haben 
aber noch zusätzliche negative Folgen. Sanierungsmass­
nahmen können aus Sicht der aktiven Versicherten bzw. 
der Arbeitgeber grundsätzlich als Steuern interpretiert 
werden, da sie nicht mit einer konkreten Gegenleistung 
verbunden sind. Sie stellen im Übrigen auch kein Umla­
geelement dar, wie oft argumentiert wird, wobei Umla­
geelemente in der beruflichen Vorsorge ohnehin nicht 
vorgesehen sind. Ein Umlagesystem würde nämlich zu­
mindest einen Anspruch auf eine zukünftige Leistung 
begründen. Diese zusätzlichen und intransparenten 
Steuern wirken sich nun sowohl auf das Arbeitsangebot 
wie auch auf die Arbeitsnachfrage negativ aus, sind also 
auch sozialpolitisch nicht legitimierbar. Hinzu kommt 
die Problematik, dass für Arbeitgeber mit stark defizi­
tären Vorsorgeeinrichtungen die Personalrekrutierung 
zunehmend schwieriger wird. Dabei ist es im Übrigen 
unerheblich, ob die Sanierungsmassnahmen sofort er­
griffen oder aufgeschoben werden. Da ein strukturelles 

System ohne strukturelles Defizit und Verschuldung� G2

Quelle: eigene Darstellung
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Strukturelles Defizit und Verschuldung des Systems� G1

Quelle: eigene Darstellung
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liegen, selbst wenn die langfristige Entwicklung als be­
kannt vorausgesetzt wird. Diese Schwankungen schla­
gen sich definitionsgemäss auch im Deckungsgrad nie­
der, da die Anlagerendite ein bedeutender Finanzie­
rungsparameter darstellt. Besondere Beachtung muss 
hierbei den Ausschlägen gegen unten geschenkt wer­
den. Obwohl sie sich, wenn kein strukturelles Defizit 
vorliegt, im Zeitablauf theoretisch mit den Ausschlägen 
gegen oben ausgleichen, werden sie dennoch oft anders 
wahrgenommen. Diese Art der Verlustaversion ist in 
der beruflichen Vorsorge, wo ein sehr langfristiger Anla­
gehorizont besteht, mit gewissen Gefahren verbunden. 
Sie kommt vermutlich daher, dass das System vor allem 
statisch betrachtet wird und führt dann gelegentlich zu 
der Forderung, die Anlagerisiken vollständig zu mini­
mieren. Bei einer dynamischen Betrachtung muss ein 
kurzfristiger Ausschlag gegen unten jedoch keinesfalls 
zwingend dazu führen, dass das System tendenziell vom 
Gleichgewichtspfad abweicht. Es gibt ferner auch ge­
wichtige sozialpolitische Gründe, die gegen eine Mini­
mierung der Anlagerisiken sprechen. Die Überlegungen 
zum strukturellen Defizit haben gezeigt, dass bei einer 
Minimierung der Anlagerisiken auch die Zinskompo­
nenten in den Leistungsparametern massiv gesenkt 
werden müssten, da es ansonsten zwingend zu einer Sta­
bilitätskrise kommen würde. Es ist schlicht unmöglich, 
einen Umwandlungssatz in der gegenwärtigen Höhe 
ohne die Inkaufnahme gewisser Anlagerisiken zu finan­
zieren. Der empirisch sehr gut untermauerte Zusam­
menhang zwischen Rendite und Risiko kann nicht 
durchbrochen werden, was im Übrigen gerade die aktu­
elle Finanzkrise anschaulich gezeigt hat. 

Es ist ferner auch nicht davon auszugehen, dass die 
Versicherten bzw. die Arbeitgeber unendlich risikoavers 
sind. Die Vollversicherungslösung, die eine jederzeitige 
hundertprozentige Deckung der Leistungen garantiert 
und dafür in der Regel tiefere Leistungen generiert 
(insb. im überobligatorischen Bereich), müsste ansons­
ten die dominante Vorsorgeform darstellen. Einschrän­
kend muss erwähnt werden, dass die Argumentation 
über die Risikoaversion etwas heikel ist, denn für die 
Versicherten sind die Minimalleistungen garantiert, wo­
bei Defizite nicht zu äquivalenten individuellen Verlus­
ten führen6. Durch die Leistungsgarantien entsteht folg­
lich eine gewisse Asymmetrie, die vermutlich Teil der 
Begründung sein sollte, warum eine Senkung von nomi­
nalen Leistungsparametern in der Praxis so schwierig 
ist.

Die Inkaufnahme von Anlagerisiken hat sich in der 
Vergangenheit auch sozialpolitisch bewährt. Das lässt 
sich gut zeigen, wenn man annimmt, die berufliche Vor­
sorge bestehe nur aus aktiven Versicherten. Die Sollren­
dite entspricht dann dem Mindestzinssatz, und die Pro­
blematik von Umverteilungseffekten kann umgangen 
werden. Die «goldene Regel» – die zentrale Rechenan­

sind folglich aus sozialpolitischer Sicht nicht per se 
illegitim.

Kurzfristige Defizite und Risiken

Kurzfristige Defizite entstehen, wie einleitend bereits 
erwähnt, primär durch exogene Schocks bzw. temporäre 
Abweichungen der exogenen Variablen von ihrer lang­
fristigen Entwicklung. Es sei an dieser Stelle der Ein­
fachheit halber angenommen, dass die langfristige Ent­
wicklung selbst dadurch nicht tangiert wird.

Um die Auswirkungen dieser Abweichungen besser 
aufzeigen zu können, sei vorab der Begriff der «Soll­
rendite» kurz erörtert. Die Sollrendite ist jene Rendite, 
welche mindestens erzielt werden muss, um den De­
ckungsgrad konstant zu halten und beträgt gegenwärtig 
im Durchschnitt rund 4,2 Prozent5 p.a. Sie setzt sich im 
Beitragsprimat etwas vereinfachend dargestellt aus dem 
Mindestzinssatz und der technischen Verzinsung zu­
sammen, jeweils gewichtet mit den jeweiligen De­
ckungskapitalien. Das Deckungskapital der aktiven 
Versicherten wird für die Gewichtung des Mindestzins­
satzes, jenes der Rentner für die Gewichtung des techni­
schen Zinssatzes verwendet. Der Mindestzinssatz ist 
wie der Umwandlungssatz ein bedeutender Leistungs­
parameter. Faktisch wird er seit seiner «Flexibilisie­
rung» im Rahmen der 1. BVG-Revision jährlich vom 
Bundesrat festgelegt, wobei die Höhe nicht explizit  
regelgebunden bestimmt wird. Im Allgemeinen ist der 
Mindestzinssatz tiefer als die technische Verzinsung. 
Darin liegt im Übrigen auch eine mögliche Quelle von 
Differenzen, die im vorherigen Kapitel beschrieben 
wurden und es ermöglichen, Umverteilungen ohne  
Auswirkung auf den Deckungsgrad vorzunehmen. Die  
Frage, wie hoch die Differenz zwischen der Mindest­
verzinsung und der technischen Verzinsung sein darf,  
ohne dass es zu «ungewollten» Umverteilungseffekten 
kommt, ist nicht einfach zu beantworten. Darauf wird 
im vorliegenden Artikel auch nicht weiter eingegangen, 
wobei man aber festhalten kann, dass in diesem Bereich 
noch erheblicher Forschungsbestand bestehen würde. 
Gegenwärtig beträgt die Zinsdifferenz noch immer 
rund 2 Prozentpunkte. Konzentriert man sich aus­
schliesslich auf die Systemstabilität, so ist die langfris­
tige Sicherstellung der Sollrendite offensichtlich die 
zentrale Bedingung. Ist sie nicht erfüllt, so entspricht 
dies einem strukturellen Defizit.

Nun liegt es in der Natur von Finanzmarktvariablen, 
dass diese starken kurzfristigen Schwankungen unter­

5	 Vgl. Swisscanto (2008), Schweizer Pensionskassen, Bern.
6	 Im Falle einer Teilliquidation (vgl. Weirmeille F., Keller T. und P. Payot 

[2004], Gleichbehandlung von Teilliquidation und Freizügigkeit, For-
schungsbericht des BSV Nr. 04/05, Bern) stellt sich dieser Sachverhalt 
unter Umständen anders dar.
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unten drückt. Dieses Dilemma zu lösen, wird eine der 
grossen Herausforderungen im Hinblick auf die Zeit 
nach der Krise sein.

Mögliche Gefahren durch die aktuelle 
Finanzkrise

Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass die aktuelle 
Finanzkrise im Gegensatz zu den bisherigen, eher par­
tiellen Krisen, sehr wohl einen Einfluss auf die langfris­
tige Entwicklung der exogenen Variablen haben könnte. 
Das gilt sowohl für die Entwicklung der Anlagerendite 
als auch für die mittelfristige Entwicklung der Teuerung. 
Aus heutiger Sicht drängen sich aber dennoch keine 
kurzfristigen regulatorischen Eingriffe ins System der 
beruflichen Vorsorge auf. Dafür sprechen vor allem zwei 
Gründe:

Die der beruflichen Vorsorge durch die Krise erwach­1.	
senden Risiken sind nicht systemischer Natur. Anders 
als im Bankbereich, wo die staatlichen Stabilisie­
rungsmassnahmen letztlich ohne Alternative waren, 
wären ähnliche Interventionen (Garantien, Darlehen 
usw.) in der beruflichen Vorsorge mit dem ökonomi­
schen Effizienzverständnis nicht vereinbar. Die Vor­
sorgeeinrichtungen vergeben gegenseitig keine kurz­

nahme bei der ursprünglichen Ausgestaltung der beruf­
lichen Vorsorge – verlangt, dass die Verzinsung der 
Sparkapitalien mindestens dem Nominallohnwachstum 
entsprechen muss. Nur so kann ein ex-ante definiertes 
Leistungsziel bzw. eine bestimmte Erwerbsersatzquote 
erreicht werden. Entspricht die Verzinsung zusätzlich 
auch der Teuerung, so findet kein Kaufkraftverlust auf 
den Sparkapitalien statt. Die reale Mindestverzinsung 
bzw. die Differenz aus Mindestzins und Nominallohn­
wachstum sollte aus sozialpolitischer Sicht demnach 
nicht negativ sein. Konnte dieses Erfordernis trotz den 
erheblichen Schwankungen der Anlageerträge mittel- 
bis langfristig sichergestellt werden? Grafik G3 zeigt, 
dass es nicht nur sichergestellt, sondern mittel- bis lang­
fristig entschieden übertroffen wurde, trotz einer Phase 
mit hoher Teuerung und hohem Nominallohnwachstum 
zu Beginn der Neunzigerjahre. Nicht einbezogen sind 
reglementarisch oder freiwillig gewährte Verzinsungen, 
die über den Mindestzins hinausgehen. Diese «Über­
schussverzinsung» erhöht den Realertrag zusätzlich, ist 
vor dem Hintergrund des individuellen versicherungs­
ökonomischen Gleichgewichts aber grundsätzlich abso­
lut legitim. Keel und Frauendorfer (2003)7 zeigen, dass 
ein permanenter Realzins (unter der Annahme, dass die 
Teuerung dem Nominallohnwachstum entspricht) von  
1 Prozent p.a. die Erwerbsersatzquote bei einer Ver­
sicherungsdauer von 40 Jahren von 36 Prozent auf rund 
42 Prozent erhöht. Mit einer risikolosen Anlagestrate­
gie wäre ein derartiges Übertreffen des Leistungsziels 
nicht möglich. Zusammenfassend lässt sich also fest­
halten, dass Anlagerisiken und andere kurzfristigen 
Schwankungen nicht per se eine Gefahr für die System­
stabilität darstellen. Zudem haben sie bis heute zu 
einem sozialpolitischen Positivsummenspiel geführt.

Wie bereits verschiedentlich erwähnt, kann auch ein 
kurzzeitiger Ausschlag des Deckungsgrades unter 100 
Prozent trotz theoretischer Erholungsmöglichkeit ein 
Problem darstellen. Neben den bereits thematisierten 
Gründen besteht auch die Eventualität eines tatsäch­
lichen Trendbruchs. Das gilt vor allem für den Anlage­
kontext, wo die Entwicklungen im Allgemeinen weni­
ger stabil sind als beispielsweise im demografischen 
Kontext. Ausreichende Schwankungsreserven schützen 
das System in einem solchen Fall vor unangenehmen 
Sanierungsmassnahmen. Nun ist aber bei der Bildung 
von Schwankungsreserven ebenfalls ein Konflikt mit so­
zialpolitischen Aspekten vorhanden. Geht man davon 
aus, dass der gleichgewichtige Deckungsgrad bei rund 
115 bis 120 Prozent liegt, dann müssten über Vermö­
genserträge Reserven im Umfang von rund 87,5 Mrd. bis 
116 Mrd. Franken finanziert werden (Zahlen per Ende 
2006). Schwankungsreserven werden in der Regel aus­
schliesslich über die Anlageerträge geäufnet, was die 
Leistungen für die RentnerInnen und vor allem für die 
aktiven Versicherten während der Aufbauphase nach 

Mindestzinssatz, Differenz Mindestzinssatz � G3 
und Nominallohnwachstum	

Quelle: Bundesamt für Sozialversicherungen, SECO, Bundesamt für Statistik
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7	 Keel, A. und K. Frauendorfer (2003), Studie über die kurz- und mittel-
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unter besonderer Berücksichtigung des Einflusses der technischen Pa-
rameter, St.Gallen.
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le Straffung der «geldpolitischen Zügel» erschwert. 
Wenn es der Nationalbank aber gelingt, und dafür 
sprechen viele Argumente, die ins System gebrachte 
Liquidität rechtzeitig wieder zurückzuführen, muss 
das Inflationsszenario nicht zur Realität werden.

Fazit

Wichtig ist für eine stabile Zukunft der beruflichen 
Vorsorge primär, dass die noch vorhandenen strukturel­
len Defizite möglichst rasch beseitigt werden. Das gilt 
sowohl auf Stufe der einzelnen Einrichtungen, als auch 
auf Stufe des Gesamtsystems. Zudem sollten die ver­
schiedenen Finanzierungs- und Leistungsunsicherhei­
ten in Form von realistischen Rückstellungen und Re­
serven abgesichert werden. Gerade im Bereich der 
Wertschwankungsreserven waren die bisherigen An­
nahmen vermutlich etwas zu optimistisch. Ein Verlust 
von rund 10 Prozent auf dem Referenzportfolio (Pictet-
BVG-25 Index) sollte, selbst wenn man die Sollrendite 
mit einbezieht, nicht zwingend zu Sanierungsmassnah­
men führen müssen.

Philipp Rohrbach, M. sc. ec., Finanzierung und Systementwicklung 
BV, Geschäftsfeld Alter und Hinterlassene, BSV. 
E-Mail: philipp.rohrbach@bsv.admin.ch

fristigen Kredite, sondern führen ihr Liquiditäts­
management autonom durch. Sie sind auch nicht mit 
grossen, unerwarteten Abzügen von Sparkapitalien 
konfrontiert, die sie zur Realisierung von Buchverlus­
ten zwingen würden. Des Weiteren kommt den Vor­
sorgeeinrichtungen bezüglich des gesamtwirtschaft­
lichen Kreditangebots nur eine marginale Rolle zu.
Kurz- bis mittelfristig besteht das Hauptrisiko für 2.	
die berufliche Vorsorge in einer anhaltenden und 
starken Zunahme der Teuerung. Der Druck auf den 
Mindestzinssatz würde bei einem solchen Szenario 
stark zunehmen, ob er nun nominal finanzierbar ist 
oder nicht. Das lässt sich insbesondere mit der be­
reits erwähnten Asymmetrie zwischen individueller 
Rendite und individuellem Risiko begründen. 
Grundsätzlich kann man durchaus davon ausgehen, 
dass sich in einem Inflationsszenario auch die An­
lagerträge erhöhen würden. Kurzfristig müsste aber 
dennoch von erheblichen Abweichungen ausgegan­
gen werden, da die kurzfristige Korrelation von An­
lageerträgen (auf dem Benchmark-Portfolio) und 
der Teuerung nicht sehr stabil ist. Nun ist aber eine 
stark zunehmende Teuerung kein Automatismus, 
welcher der gegenwärtig expansiven Geldpolitik 
zwingend folgen muss. Zweifellos ist auch die 
Schweizerische Nationalbank gewissen Sachzwän­
gen unterworfen, welche in Konflikt mit dem «Infla­
tionsziel» stehen können. Zu erwähnen ist vor allem 
die Wechselkursproblematik, welche eine unilatera­
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Alters- und Hinterlassenen
versicherung (AHV) 

Ertrag
Die Einnahmen der AHV (Bei­

träge der Versicherten und der Ar­
beitgeber, Beiträge der öffentlichen 
Hand, Ertrag der Anlagen, Mehr­
wertsteuer und Besteuerung der 
Spielbankenerträge zugunsten der 
AHV, Regresseinnahmen) beliefen 
sich 2008 auf 31592 Mio. Franken 
und sind damit gegenüber dem Vor­
jahr um 9 Prozent gesunken. Dieser 

starke Rückgang ist auf die Anlage­
verluste der AHV in Höhe von 4658 
Mio. Franken zurückzuführen. Im 
Jahr 2007 betrug der Verlust 1,9 Mio. 
Franken. Die Zinsbelastung der IV 
hat um 12 Prozent von 292 Mio. 
Franken auf 326 Mio. Franken zuge­
nommen.

Die Versicherungseinnahmen (To­
tal der Einnahmen ohne Anlage­
ergebnis und Zinsbelastung IV) sind 
gegenüber dem Vorjahr um 4,1 Pro­
zent auf 35 923 Mio. Franken gestie­
gen. Dieses Wachstum erklärt sich 

im Wesentlichen durch die Erhö­
hung der Beiträge der Versicherten 
und der Arbeitgeber (5,3 Prozent bei 
den paritätischen Beiträgen), die 
26 459 Mio. Franken erreichten. Aus­
schlaggebend dafür waren die gute 
Konjunkturlage und die Arbeits­
marktbedingungen im Jahr 2008. Die 
Anzahl Stellen, umgerechnet in Voll­
zeitäquivalente, hat um 2,1 Prozent 
zugenommen (Quelle: BFS, Beschäf­
tigungsstatistik BESTA, 4.Quartal 
2008 im Vergleich zum 4. Quartal 
2007), und bestimmte Stellen wur­
den aufgrund von Lohnerhöhungen 
oder strukturellen Veränderungen 
besser bezahlt. Die Beitragseinnah­
men vermögen einen Anteil von 78 
Prozent des Aufwandes zu decken 
(2007: 76 Prozent). 

Der Beitrag der öffentlichen Hand 
(der bis 2007 für Kantone und Bund 
20 Prozent der AHV-Jahresausgaben 
ausmachte) besteht 2008 nur noch 
aus dem Bundesbeitrag. Infolge der 
Neugestaltung des Finanzausgleichs 
und der Aufgaben zwischen Bund 
und Kantonen (NFA) sind die Kan­
tone von ihrem Finanzierungsbeitrag 
an die jährlichen Ausgaben der AHV 
(und der IV) befreit. Unter der NFA, 
in Kraft seit 2008, beträgt der Bei­
trag des Bundes an die AHV-Jahres­
ausgaben gemäss Artikel 103 AHVG 
19,55 Prozent. Der Beitrag des Bun­
des an die AHV-Ausgaben betrug 
im Jahr 2008 6623 Mio. Franken 
(2007 belief sich der Finanzierungs­
beitrag der öffentlichen Hand – Bun­
des- und Kantonsanteil – auf 6661 
Mio. Franken). Der Beitrag der öf­
fentlichen Hand ist also um 1 Pro­
zent gesunken. Der Bund konnte 
seinen Finanzierungsanteil von 6623 
Mio. Franken zu 44 Prozent durch 
zweckgebundene Einnahmen de­
cken: 2431 Mio. Franken aus der 
Belastung von Tabak und Alkohol 
sowie 487 Mio. Franken aus dem 

Die Beitragseinnahmen der AHV, der IV und der Erwerbsersatzordnung 
sind 2008 dank der guten Konjunkturlage um rund 5 Prozent gestiegen. 
Sieht man von den (aufgrund der Finanzmarktlage negativen) Anlage
erträgen ab, verzeichnet die AHV mit Einnahmen von 35 923 Mio. Franken 
gegenüber Ausgaben von 33 878 Mio. Franken einen Überschuss von 
2045 Mio. Franken. Unter Berücksichtigung des Anlageverlustes in Höhe 
von 4658 Mio. Franken sowie der Zinsschulden der IV von 326 Mio. 
Franken schloss die AHV mit einem Defizit von 2286 Mio. Franken ab, 
und der Fondsstand ist um 5,6 Prozent auf 38 351 Mio. Franken gesun-
ken. Bei der IV resultierte ein Betriebsdefizit von 1362 Mio. Franken mit 
einer Erhöhung der Schuld beim AHV-Fonds um 11,9 Prozent auf 12 773 
Mio. Franken. Die Erwerbsersatzordnung schloss mit einem Fehlbetrag 
von 661 Mio. Franken ab (Anlageverluste eingeschlossen), und der 
Fondsstand reduzierte sich um 30,8 Prozent auf 1483 Mio. Franken.

Die Rechnungsergebnisse 2008 der AHV, IV und 
der Erwerbsersatzordnung

Laurence Capraro	 Anna Jost-Bosshardt	  
Bundesamt für Sozialversicherungen	 Bundesamt für Sozialversicherungen
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Bundesanteil (17 Prozent) des Mehr­
wertsteuerprozentes, welches aus 
Demografiegründen für die AHV 
zusätzlich erhoben wird. Den Rest­
betrag von 3705 Mio. Franken muss­
te er aus allgemeinen Bundesmitteln 
beitragen. Das sind 1112 Millionen 
mehr als im Vorjahr.

Die Mehrwertsteuererträge aus 
dem Demografieprozent (83 Prozent 
für die AHV, 17 Prozent für den 
Bund) sind um 12,1 Prozent auf 2377 
Mio. Franken angestiegen (2007: 
2121 Mio. Franken). Von dieser Er­
höhung sind nur 4,3 Prozentpunkte 
auf die Entwicklung der Mehrwert­
steuersätze zurückzuführen. Die 
restlichen (ausserordentlichen) Ein­
nahmen in Höhe von 164,6 Mio. 
Franken gehen aus der Einführung 
des neuen Rechnungsmodells des 
Bundes (NRM) hervor. 2008 belau­
fen sich die jährlichen Mehrwertsteu­
ereinnahmen zugunsten der AHV 
folglich auf insgesamt 2213 Mio. 
Franken (+4,3 Prozent gegenüber 
2007). 

Die Einnahmen aus der Besteue­
rung der Spielbankenerträge zu­
gunsten der AHV in Höhe von 455 
Mio. Franken sind gegenüber dem 
Vorjahr leicht angestiegen (+1,4 Pro­
zent). Es konnten Regresseinnah­
men von rund 9 Mio. Franken ver­
zeichnet werden.

Aufwand 
Die Ausgaben der AHV (AHV-

Renten, Hilflosenentschädigungen, 
Kosten für individuelle Massnah­
men, Beiträge an Institutionen, Ver­
waltungskosten) sind 2008 um 1,7 
Prozent von 33 303 Mio. Franken auf 
33 878 Mio. Franken gestiegen. 

Die Geldleistungen umfassen 
AHV-Renten, Hilflosenentschädigun­
gen, Rückvergütungen von Beiträ­
gen bei Ausländern und machen 99 
Prozent der gesamten AHV-Aus­
gaben aus. Sie sind um 2,4 Prozent 
auf 33 535 Mio. Franken gestiegen. 
Grund für den Zuwachs ist die Zu­
nahme des Rentenbestandes, da die 
AHV-Renten 2008 nicht angepasst 
worden sind. 

Betriebsrechnung der AHV 2008
Einnahmen Beträge 

in Fr.
Verände- 

rung in %

1.  Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber 26 459 151 642 4,7
2.  Beiträge der öffentlichen Hand 6 623 139 507 –0,6

Bund (19,55 Prozent AHV-Ausgaben mit NFA) 6 623 139 507 21,6
Kantone  0 –100,0

3.  Mehrwertsteuer 2 377 281 605 12,1
4.  Spielbanken  455 052 685 1,4

5. Ertrag der Anlagen und Zinsbelastung IV –4 331 354 162 –1594,9
Ertrag der Anlagen –4 657 616 012 251262,5
Zinsbelastung IV  326 261 851 11,9

6. Einnahmen aus Regress  8 702 687 13,8
Zahlungen haftpflichtiger Dritter  9 403 749 9,7
Regresskosten –701 062 –24,4

Total Einnahmen (ohne Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

35 923 328 126 4,1

Total Einnahmen (inkl. Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

31 591 973 964 –9,2

Ausgaben

1.  Geldleistungen 33 535 062 134 2,4
Ordentliche Renten 33 250 514 531 2,4
Ausserordentliche Renten  10 375 258 –1,0
Überweisung und Rückvergütung von Beiträgen
bei AusländerInnen  49 515 306 –13,5
Hilflosenentschädigungen  445 892 320 –0,4
Fürsorgeleistungen an SchweizerInnen im Ausland  203 554 6,9
Rückerstattungsforderungen –221 438 835 4,5

2.  Kosten für individuelle Massnahmen  106 924 829 11,0
Hilfsmittel  106 723 638 11,0
Reisekosten  201 192 16,7

3.  Beiträge an Institutionen und Organisationen  105 185 561 –64,1
Beiträge an Organisationen  89 485 561 –67,9
Beitrag an Pro Senectute (ELG)  14 000 000 10,5
Beitrag an Pro Juventute (ELG)  1 700 000 6,3

4.  Durchführungskosten  16 156 191 8,4
5.  Verwaltungskosten  84 597 307 –16,7

Posttaxen  25 455 037 0,4
Kosten AHVG (Art. 95)  40 196 424 –27,7
IV-Stellen  13 721 200 2,1
Zuschüsse an die AK  5 224 646 –27,3

6. Kosten AHV-Ausgleichsfonds  30 025 422 –13,0

Total Ausgaben 33 877 951 444 1,7

Umlageergebnis (ohne Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

2 045 376 682 69,2

Betriebsergebnis (inkl. Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

–2 285 977 480 –252,6

Kapitalkonto 38 350 660 165 –5,6
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Für die übrigen Bereiche (Kosten 
für individuelle Massnahmen, Bei­
träge an Institutionen und Organisa­
tionen, Durchführungs- und Verwal­
tungskosten) sind 343 Mio. Franken 
aufgewendet worden (2007: 541 Mio. 
Franken). Das sind 198 Mio. Franken 
weniger als im Vorjahr. Dieser Rück­
gang ist zur Hauptsache auf die mit 
der NFA eingetretenen Ausgaben­
entlastung der AHV im Bereich der 
kollektiven AHV-Leistungen zu­
rückzuführen (Beiträge an Organi­
sationen). 

Saldo AHV-Rechnung und 
Fondsstand

Es resultiert ein Umlageergebnis 
(Jahresergebnis ohne Ertrag der An­
lagen und Zinsbelastung IV) von 
2045 Mio. Franken. Unter Berück­
sichtigung des Anlageverlustes in 
Höhe von 4658 Mio. Franken und 
der Zinsbelastung der IV von 326 
Mio. Franken ergibt sich in der AHV-
Betriebsrechnung ein Defizit von 
2286 Mio. Franken. Das Kapital der 
AHV sinkt gegenüber dem Vorjahr 
um 5,6 Prozent von 40 637 Mio. Fran­
ken auf 38 351 Mio. Franken. 

2008 entspricht das Kapital der 
AHV 113,2 Prozent einer Jahresaus­
gabe (2007: 122 Prozent). Damit 
wird die Bedingung vom heute gülti­
gen Artikel 107 Absatz 3 AHVG, 
dass der Ausgleichsfonds in der Re­
gel nicht unter den Betrag einer Jah­
resausgabe sinken darf, wiederum 
erfüllt. Werden jedoch die der IV ge­
liehenen Gelder im Ausmass von 
12 773 Mio. Franken in Abzug ge­
bracht, verfügt die AHV über 25 577 
Mio. Franken, dies entspricht rund 
75,5 Prozent der Jahresausgaben 
(2007: 87,8 Prozent der Jahresaus­
gaben).

Invalidenversicherung (IV) 

Ertrag 
Die Einnahmen der IV haben ge­

genüber dem Vorjahr um 21 Prozent 
von 10 315 Millionen Franken (ohne 
ausserordentliche NFA-Einnahmen) 

Betriebsrechnung der IV 2008

Einnahmen Beträge Verände-

in Fr. rung in %

1.  Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber 4 437 843 042 4,6
2.  Beiträge der öffentlichen Hand 3 590 576 664 –39,7

Bund (37,7 Prozent IV-Ausgaben mit NFA) 3 590 576 664 –19,6

Kantone  0 –100,0

3.  Einnahmen aus Regress  133 327 475 11,1

Zahlungen von haftpflichtigen Dritten  142 158 156 10,2

Regresskosten –8 830 681 –2,0

Total Einnahmen 8 161 747 181 –20,9

Ausgaben

1.  Zinsen  344 606 715 10,1

2.  Geldleistungen 6 978 071 894 –4,9

Ordentliche Renten 5 695 456 174 –7,2

Ausserordentliche Renten  586 295 722 2,9

Taggelder  379 434 409 6,5

Hilflosenentschädigungen  430 089 686 5,5

Fürsorgeleistungen an SchweizerInnen im Ausland  1 361 608 –2,6

Rückerstattungsforderungen –137 378 369 –13,5

Beitragsanteil zu Lasten der IV  22 812 665 6,4

3.  Kosten für individuelle Massnahmen 1 514 275 074 –13,8

Medizinische Massnahmen  734 994 359 9,6

Frühinterventionsmassnahmen  2 809 872

Integrationsmassnahmen  2 869 178

Massnahmen beruflicher Art  362 302 891 –0,8

Beiträge Sonderschulung  107 208 704 –71,6

Hilfsmittel  242 271 347 4,3

Reisekosten  67 764 169 –41,5

Rückerstattungsforderungen –5 945 446 9,3

4.  Beiträge an Institutionen und Organisationen  149 600 150 –92,7

Baubeiträge   0 –100,0

Betriebsbeiträge   0 –100,0

Beiträge an Organisationen  136 150 150 –23,3

Beitrag an Pro Infirmis (ELG)  13 450 000 4,7

5.  Durchführungskosten  176 784 662 8,8

6.  Verwaltungsaufwand  360 737 540 23,0

Posttaxen  6 787 549 0,4

Verwaltungskosten  33 784 530 18,8

Abschreibung Immobilien IV-Stellen  1 865 405 0,0

IV-Stellen  318 574 979 24,2

Kostenrückerstattungen –274 923 12,4

Total Ausgaben 9 524 076 035 –20,0

Betriebsergebnis –1 362 328 854 –14,3

Kapitalkonto –12 773 227 854 11,9
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Ertrag und Aufwand 2008 der Sozialversicherungen (Zusammenfassung) 

Sieht man vom Anlageertrag und der IV-Zinsbelastung ab, verzeichneten die drei Sozialwerke AHV, IV und EO im 
Jahr 2008 Einnahmen von 45 035 Mio. Franken (Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber, Steueranteile, Fi­
nanzierungsanteil öffentliche Hand, Regress) und Ausgaben von 44 494 Mio. Franken. Das Umlageergebnis betrug 
541 Mio. Franken. In Anbetracht des Anlageergebnisses (hohe Verluste auf den Anlagen im Jahr 2008) und wegen 
der IV-Zinsschuld fällt das gesamte Betriebsergebnis mit –4309 Mio. Franken negativ aus. 2008 verzeichneten die 
Kapitalkonten der AHV und der EO einen starken Rückgang (–5,6 bzw. –30,8 Prozent). Die kumulierte IV-Schuld 
ist um 11,9 Prozent auf 12 773 Mio. Franken gestiegen. 

Ertrag und Aufwand 2008 der Sozialversicherungen, Umlageergebnis und Betriebsergebnis (in Mio. Fr.)

    AHV
Verände-

rung      IV
Verände-

rung      EO
Verände-

rung Total

Ertrag (ohne Anlageergebnis und 
ohne Zinsbelastung IV) 35 923 4,1% 8 162 –21% 950 4,7% 45 035

Aufwand (*IV: ohne Zins auf IV-
Schuld) 33 878 1,7% 9 180* –21% 1 437 7,5% 44 494

2008 2007 2008   2007  2008   2007 2008

Umlageergebnis ** 2 045 1 209 –1 018 –1 277 –487 –429 541

Anlageergebnis –4 658 –2 – – –193 10 –4 850

Zins auf IV-Schuld  326  292 –345 –313 18 21 0

Betriebsergebnis ** –2 286 1 499 –1 362 –1 590 –661 –397 –4 309

Kapitalkonto  38 351 40 637 –12 773 –11 411 1 483 2 143  27 060

** Die ausserordentlichen Einnahmen und Ausgaben der IV im Zusammenhang mit der NFA sind für das Jahr 2007 nicht im Umlage- und Betriebsergebnis 

der IV berücksichtigt.

Die Anlagen der AHV/IV/EO

Das Gesamtkapital (Eigenmittel von AHV und EO unter Berücksichtigung der IV Schuld) von 27 060 Mio. Fran­
ken ist einerseits aufgeteilt in Kapital, das permanent im Ausgleichssystem gebunden ist, und andererseits in verfüg­
bares Vermögen. Das gebundene Kapital belief sich auf 4101 Mio. Franken und das verfügbare Anlagevermögen 
betrug 22 959 Mio. Franken. Die Anlagen waren am 31. Dezember 2008 wie folgt gegliedert: 

		  Mio. Fr.	 Anteil in % 
Flüssige Mittel, Steuerforderungen, Marchzinsen	 2 441	 11
Direkte Darlehen	 1 636	 7
Obligationen Schweizer Franken	 6 380	 28
Obligationen Fremdwährungen	 5 877	 26
Aktien Schweiz	 408	 2
Aktien Ausland	 4 365	 19
Anlagefonds	 1 852	 8

Total		  22 959	 100

Quelle: Zentrale Ausgleichsstelle
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mühungen im Rahmen der 4. und 
5. IV-Revision gesunken ist. Ein wei­
terer Faktor ist die Aufhebung der 
Zusatzrenten für Ehepartner (Aus­
wirkungen der 5. IV-Revision).

Die Taggelder der IV haben sich 
um 6,5 Prozent von 356 auf 379 Mio. 
Franken erhöht. Gleichzeitig sind 
die Hilflosenentschädigungen um 
5,5 Prozent von 408 auf 430 Mio. 
Franken gestiegen. 

Die Kosten der individuellen 
Massnahmen (medizinische Mass­
nahmen, Massnahmen der Frühin­
tervention, Integrationsmassnahmen, 
Massnahmen beruflicher Art, Beiträ­
ge Sonderschulung, Hilfsmittel, Rei­
sekosten) sind um 14 Prozent gesun­
ken. Bei den Kosten für medizinische 

als im Vorjahr (2008: 136 Mio. Fran­
ken).

Neben der starken Reduktion der 
IV-Ausgaben bei den kollektiven 
Leistungen ist auch bei den Geld­
leistungen der IV (IV-Renten, Tag­
gelder, Hilflosenentschädigungen), 
auf die mit insgesamt 6978 Mio. 
Franken rund 73 Prozent der IV-
Ausgaben entfallen, ein Rückgang 
von 5 Prozent zu verzeichnen. Die­
ser Rückgang ist im Wesentlichen 
auf die um 6 Prozent tieferen Ren­
tenzahlungen zurückzuführen (diese 
machen 88 Prozent der Geldleistun­
gen aus). Die Rentenzahlungen wie­
derum sind rückläufig, weil die An­
zahl (neuer) IV-Rentenbezüger und 
-bezügerinnen aufgrund der Sparbe­

auf 8162 Mio. Franken abgenommen, 
während die Beiträge der Versicher­
ten und der Arbeitgeber um 4,6 Pro­
zent auf 4438 Mio. Franken zuge­
nommen haben. Der Beitrag der öf­
fentlichen Hand, der bis 2007 für 
Kantone und Bund 50 Prozent der 
IV-Jahresausgaben ausmachte, be­
steht 2008 nur noch aus dem Bun­
desbeitrag. Infolge der 2008 in Kraft 
gesetzten Neugestaltung des Finanz­
ausgleichs und der Aufgaben zwi­
schen Bund und Kantonen (NFA) 
sind die Kantone von ihrem Finan­
zierungsbeitrag an die jährlichen 
Ausgaben der IV befreit. Ausserdem 
gelten die kollektiven Leistungen 
(insbesondere die Beiträge an Insti­
tutionen und Organisationen) unter 
der NFA ausgabenseitig nicht mehr 
als IV-Leistungen, was zu einer Aus­
gabenreduktion in der IV führt. Ge­
mäss Artikel 78 IVG beläuft sich der 
Anteil des Bundes auf 37,7 Prozent 
der IV-Jahresausgaben. 2008 belief 
sich der Finanzierungsanteil des 
Bundes an den IV-Ausgaben somit 
auf 3591 Mio. Franken. Die Regress­
einnahmen betrugen 133 Mio. Fran­
ken. 

Aufwand
Die Ausgaben der IV sind gegen­

über dem Vorjahr um 2381 Mio. 
Franken (–20 Prozent) von 11905 
Mio. (ohne ausserordentliche NFA-
Ausgaben) auf 9524 Mio. Franken 
gesunken. Diese starke Ausgaben­
reduktion im Jahr 2008 ist darauf 
zurückzuführen, dass die kollekti­
ven Leistungen der IV mit der 2008 
in Kraft getretenen NFA nicht mehr 
in die Aufgaben- und Finanzzustän­
digkeit der IV fallen, da sie den 
Kantonen übertragen worden sind. 
Die IV richtet folglich keine Bau- 
und Betriebsbeiträge an Institutio­
nen und Organisationen mehr aus. 
Für diesen Zweck wendete sie 2007 
1854 Mio. Franken auf. Die NFA 
wirkt sich auch auf die Beiträge der 
IV an Organisationen für die Finan­
zierung der Aus- und Weiterbildung 
aus. In diesem Bereich liegen die 
Ausgaben der IV 23 Prozent tiefer 

Betriebsrechnung der EO 2008

Einnahmen Beträge 
in Fr.

Verände- 
rung in %

1.  Beiträge der Versicherten und Arbeitgeber  949 971 097 4,7

2.  Ertrag der Anlagen und Zinsbelastung IV –174 262 977 –652,4

Ertrag der Anlagen –192 680 156 –1980,9

Zinsbelastung IV  18 417 179 –13,6

Total Einnahmen (ohne Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

 949 971 097 4,7

Total Einnahmen (inkl. Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

 775 708 120 –17,4

Ausgaben

1.  Geldleistungen 1 433 490 751 7,6

Entschädigungen 1 365 155 017 7,8

Rückerstattungsforderungen –12 049 892 31,0

Beitragsanteil zu Lasten der EO  80 385 626 7,9

2.  Verwaltungskosten  3 032 938 –28,3

Posttaxen  1 357 510 0,4

Kosten EOG (Art. 29)  398 408 –41,2

Kostenbelastung aus der Betriebsrechnung AHV  1 277 021 –42,0

Total Ausgaben 1 436 523 689 7,5

Umlageergebnis (ohne Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

–486 552 592 13,5

Betriebsergebnis (inkl. Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV)

–660 815 569 66,4

Kapitalkonto 1 482 645 515 –30,8
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Mutterschaft. Insgesamt belaufen 
sich die Ausgaben der EO auf 1437 
Mio. Franken (2007: 1336 Mio. Fran­
ken, + 7,5 Prozent). 

Das Umlageergebnis (Jahreser­
gebnis ohne Ertrag der Anlagen und 
Zinsbelastung IV) ist negativ und 
beträgt –487 Mio. Franken (2007: 
–429 Mio. Franken). Zusammen mit 
dem Verlust auf den Anlagen (–193 
Mio. Franken) und der IV-Zinsbe­
lastung (18 Mio. Franken) resultiert 
ein negatives Betriebsergebnis von 
–661 Mio. Franken (2007: –397 Mio. 
Franken).

Das negative Betriebsergebnis hat 
zur Folge, dass der Fondsstand um 
30,8 Prozent von 2143 Mio. Franken 
auf 1483 Mio. Franken sinkt. Damit 
deckt er noch rund 1,03 Jahresaus­
gaben. Der EO-Fonds vermag die 
Defizite noch während rund zwei 
Jahren aufzufangen. Länger wird  
er den gesetzlichen Mindestbetrag 
(Art. 28 EOG) von einer halben Jah­
resausgabe nicht mehr decken kön­
nen. Deshalb werden danach Bei­
tragerhöhungen erforderlich sein. 

Laurence Capraro, wissenschaftl. Mitarbei-
terin, Bereich Mathematik der Abteilung 
Mathematik, Analysen, Statistik, BSV.  
E-Mail: laurence.capraro@bsv.admin.ch

Anna Jost-Bosshardt, wissenschaftl. Mitar-
beiterin, Bereich Mathematik der Abteilung 
Mathematik, Analysen, Statistik, BSV. 
E-Mail: anna.jost@bsv.admin.ch

Saldo IV-Rechnung und Fondsstand
Die IV-Einnahmen deckten rund 

86 Prozent der IV-Ausgaben, so dass 
ein Betriebsdefizit von 1362 Mio. 
Franken resultiert. Die aufkumulier­
te Schuld gegenüber der AHV steigt 
im Jahr 2008 auf 12 733 Mio. Franken 
(2007: 11411 Mio. Franken).

Erwerbsersatzordnung (EO) 

Die Einnahmen der EO (ohne Er­
trag der Anlagen und Zinsbelastung 
IV), d.h. die Einnahmen aus den 
Beiträgen der Versicherten und der 
Arbeitgeber, haben gegenüber dem 
Vorjahr um 4,7 Prozent auf 950 Mio. 
Franken zugenommen (2007: 907 
Mio. Franken). 

Die Geldleistungen, in erster Linie 
die Taggelder (Armee, Zivilschutz, 
Jugend und Sport, Zivildienst, seit 
2005 auch Mutterschaftsentschädi­
gung), sind um 7,6 Prozent gestiegen. 
Die Erwerbsersatzentschädigungen 
belaufen sich auf 1353 Mio. Franken 
(2007: 1257 Mio. Franken). Dieser 
Anstieg liegt in der Erhöhung der 
Anzahl Diensttage wegen der UEFA 
Euro 2008 begründet (breit ange­
legte Sportveranstaltung in verschie­
denen Schweizer Städten). Hinzu 
kommt eine Erhöhung der Geldleis­
tungen bei Mutterschaft. Knapp die 
Hälfte der Erwerbsersatzentschädi­
gungen (42,5 Prozent der Entschädi­
gungen oder rund 580 Mio. Franken) 
entfallen auf den Erwerbsersatz bei 

Massnahmen ist ein Zuwachs von 10 
Prozent zu verzeichnen, von 671 
Mio. Franken auf 735 Mio. Franken. 
Die mit der 5. IV-Revision neu ein­
geführten Leistungen der Frühinter­
vention und der Integrationsmass­
nahmen verursachten zusätzliche 
IV-Kosten von insgesamt 5,7 Mio. 
Franken. In den nächsten Jahren 
wird dieser Kostenpunkt sich weiter 
erhöhen. NFA-bedingt sind die Bei­
träge für die Sonderschulung um 72 
Prozent von 378 Mio. Franken auf 
107 Mio. Franken und die Reisekos­
ten um 42 Prozent von 116 Mio. 
Franken auf 68 Mio. Franken gesun­
ken. Die Kosten für Hilfsmittel ver­
zeichnen einen Zuwachs um 4 Pro­
zent.

Die Durchführungskosten (14 Mio. 
Franken, +9 Prozent) und der Ver­
waltungsaufwand (68 Mio. Franken, 
+23 Prozent) lagen über dem Mittel 
der letzten Jahre. Der Grund dafür 
liegt in der personellen Verstärkung 
der IV-Stellen im Zusammenhang 
mit der Inkraftsetzung der 5. IV-Re­
vision respektive in der Personalauf­
stockung der regionalen ärztlichen 
Dienste bei der Umsetzung der 4. IV-
Revision.

Die Zinsbelastung der IV für die 
Schulden beim Ausgleichsfonds ist 
im Jahr 2008 von 313 Mio. Franken 
auf 345 Mio. Franken gestiegen. Dies 
entspricht gegenüber dem Vorjahr 
einer Zunahme um 10 Prozent und 
hat seinen Grund vor allem in der 
höheren Schuld.
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Schweizer Bauernhaushalte stehen, 
bedingt durch die wirtschaftlichen 
und agrarpolitischen Entwicklungen 
der letzten beiden Jahrzehnte, vor 
grossen Herausforderungen. Als Fol­
ge der Marktöffnung gerieten viele 
Bauernbetriebe in eine kritische Er­
tragssituation. Die Bauernfamilien 
reagierten darauf mit grossen An­
strengungen. Sie passten ihre Be­
triebsstrukturen an, richteten ihre 
Produktion verstärkt auf den Markt 
aus oder suchten sich Nischenmärk­
te. Trotzdem ist die Einkommens­
situation vieler Bauernfamilien un­
befriedigend.1 Zahlreiche bäuerliche 
Haushalte befinden sich in äusserst 
prekärer Lage: Das wirtschaftliche 
Überleben der Familie ist in Frage 
gestellt, der Bauernbetrieb gefähr­
det.2 

Zur sozialen Abfederung des 
Strukturwandels, welcher mit der 
Agrarpolitik 2011 angestrebt wird, 
erliess der Bund verschiedene Be­
gleitmassnahmen.3 Unverschuldet in 
finanzielle Bedrängnis geratene Be­
wirtschafter von Bauernbetrieben 
können zinslose Darlehen beantra­
gen. Ebenso werden Umschulungs­
beihilfen gewährt. Vor dem Hinter­
grund der veränderten Rahmen­
bedingungen wurden jedoch auch 
bereits bestehende agrar- und sozial­
politische Instrumente wie Direkt­
zahlungen oder Familienzulagen neu 
reflektiert und teilweise Revisionen 
unterzogen. 

Gerade bei Bauernfamilien in 
schwierigen finanziellen Situationen 
stellt sich die Frage, inwiefern solche 
staatlichen Transferzahlungen zur 

Verhinderung prekärer Einkommens­
verhältnisse beitragen und eine So­
zialhilfeabhängigkeit vermeiden hel­
fen. Über die Wirkung der Familien­
zulagen oder Direktzahlungen zur 
Sicherstellung des Existenzmini­
mums bzw. zur Vermeidung von Ar­
mut bei Bauernfamilien ist indes 
noch wenig bekannt. Ein Ziel der 
Konzeptstudie «Bauernhaushalte un­
ter dem Existenzminimum»4 der 
Berner Fachhochschule BFH be­
stand deshalb darin, die Bedeutung 
von Transferleistungen für das Ein­
kommen in der Landwirtschaft zu 
untersuchen. Im Zentrum ging es 
dabei um die Frage, inwiefern sozia­
le Transferzahlungen wie die Fami­
lienzulagen, die Prämienverbilligung 
für die Krankenkasse, Renten- und 
Versicherungsleistungen, Alimente 
oder Stipendien zur Vermeidung 
prekärer Einkommensverhältnisse 
beitragen. Neben diesen Sozialtrans­
fers wurde auch die Bedeutung der 
Direktzahlungen für das bäuerliche 
Haushaltseinkommen analysiert.

Als Datengrundlage dienten sie­
ben problemzentrierte Interviews 
mit Bauernfamilien aus der Deutsch­
schweiz, die sich in prekären finan­
ziellen Situationen befinden. Zur 
Gewinnung von Hinweisen betref­
fend Höhe und Anteil von Transfer­
leistungen am bäuerlichen Einkom­
men wurden zudem Auswertungen 
der Einkommens- und Verbrauchser­
hebung (EVE) des Bundesamts für 
Statistik vorgenommen.

Zahlreiche Schweizer Bauernhaushalte befinden sich in äusserst schwie-
riger finanzieller Lage. Sie leben teilweise unter dem Existenzminimum 
und sind von Sozialhilfeabhängigkeit oder Verschuldung bedroht. Eine 
neue Studie der Berner Fachhochschule BFH hat konzeptionelle Grund-
lagen zur adäquaten Messung der Armut bei Bauernhaushalten erarbei-
tet. Analysiert wird darin auch die Bedeutung von sozialen Transferleis-
tungen für die Vermeidung von prekären Einkommensverhältnissen bei 
Bauernfamilien.

Wenn Bauernfamilien unter dem 
Existenzminimum leben

1	 Schweizerischer Bauernverband (2007): Situ-
ationsbericht 2007, Brugg: SBV, S. 24.

2	 Zwischen 1990 und 2007 hat die Anzahl Be-
triebe in der Schweiz um einen Drittel auf 
rund 60 000 abgenommen. Vgl. Bundesamt 
für Landwirtschaft (2008): Agrarbericht 2008, 
Bern: BLW, S. 11.

3	 Verordnung über die sozialen Begleitmassnah-
men in der Landwirtschaft (2003), Art. 1–33.

4	 Fluder, Robert et al. (2008): Konzeptstudie 
Bauernhaushalte unter dem Existenzmini-
mum, Bern: BFH.

Sarah Neukomm	 Robert Fluder	 Sandra Contzen 
Berner Fachhochschule



Soziale Sicherheit CHSS 2/2009 � 107

	 Familienfragen	 Arme Bauernhaushalte

lichen Verkehr. Solche Zusatzkosten 
werden durch die Familienzulagen 
und oft auch durch die Stipendien 
nicht gedeckt. Je nach Lage des Be­
triebes kann auch die Ausübung eines 
Hobbys durch ein Kind das Haus­
haltsbudget strapazieren. Für Bauern­
familien, die in Zentrumsnähe woh­
nen, fallen zudem Ausgaben ins Ge­
wicht, welche für die soziale Integra­
tion der Kinder bedeutsam sind. Die 
Anschaffung von Markenartikeln 
gewinnt dort zunehmend an Bedeu­
tung, wenn die Kinder von Gleich­
altrigen akzeptiert werden wollen. 
Auf entsprechende Auslagen wollen 
die Familien nicht verzichten. 

Als zweite Quelle für die Ermitt­
lung des Stellenwerts der Familien­
zulagen in der Landwirtschaft wurde 
auf die über fünf Jahre gepoolten 
Daten der EVE zurückgegriffen. Für 
den Zweck der Konzeptstudie wur­
den die Bauernhaushalte der unters­
ten drei Einkommensdezile berück­
sichtigt und mit den nicht-bäuer­
lichen Haushalten im gleichen Ein­
kommenssegment verglichen. Bau­
ernhaushalte mit Kindern erhalten 
gemäss diesen Auswertungen im 
Schnitt 427 Franken Familienzulagen 
pro Haushalt. Bei den übrigen Haus­
halten sind dies nur 257 Franken, 
wobei zu berücksichtigen ist, dass 
die Bauernfamilien in der EVE-
Stichprobe im Durchschnitt mehr 
Kinder haben.10 Der durchschnitt­
liche Betrag pro Kind macht bei den 
in der Stichprobe enthaltenen Bau­

tigen Beitrag zur Existenzsicherung 
der Bauernfamilien mit Kindern 
leisten. Von den betroffenen Fami­
lien werden die Zulagen mit einer 
Ausnahme als wichtige Einnahme­
quelle betrachtet. 

Sehr relevant ist für die befragten 
Bauernfamilien die Höhe der Fami­
lienzulagen. Die Ansätze der Fami­
lienzulagen für die Landwirtschaft 
lagen bei der Mehrheit der inter­
viewten Familien über dem kantona­
len Leistungsniveau.9 In zwei Fällen 
von Nebenerwerbsbauernfamilien 
wurden die Zulagen über die ausser­
landwirtschaftliche Haupttätigkeit 
bezogen, was von diesen als Nachteil 
empfunden wird, weil für sie im Ver­
gleich zu ihren hauptamtlichen Be­
rufskollegen tiefere Einkünfte aus 
den Familienzulagen resultieren. 
Alle Bauernfamilien sind sich einig, 
dass die Zulagen bei weitem nicht 
die Kosten abdecken, die für die 
Kinder anfallen. Dies wird vor allem 
dann betont, wenn tiefere Ansätze 
gemäss kantonalen Bestimmungen 
gewährt werden: «Mit 160 Franken 
pro Monat kriegen Sie nie ein Kind 
durch. Das bezahlt nicht mal die 
Windeln.» 

Gleichzeitig wird sichtbar, dass bei 
Bauernhaushalten im Vergleich zu 
den übrigen Haushalten oft zusätz­
liche Kosten für Kinder anfallen: 
Kosten für Transporte und auswär­
tiges Wohnen aufgrund der periphe­
ren Lage ihres Hofs und der fehlen­
den Erschliessung durch den öffent­

Familienzulagen

Familienzulagen in der Landwirt­
schaft sind im Rahmen der Agrar­
politik 2011 eine wichtige sozialpo­
litische Massnahme.5 Mit der geziel­
ten Unterstützung der Landwirte 
mit Kindern und einem gewissen 
Ausgleich der Kinderkosten bei der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung 
soll eine finanzielle Entlastung der 
bäuerlichen Familien erreicht wer­
den.6 2008 traten verschiedene Neu­
erungen des Bundesgesetzes über 
die Familienzulagen in der Land­
wirtschaft (FLG) in Kraft, die diese 
Zielsetzung aufnahmen: Die bisher 
geltende Einkommensgrenze für die 
Auszahlung von Familienzulagen an 
Landwirte wurde abgeschafft. Da­
durch erweiterte sich der Kreis der 
bezugsberechtigten Bauernfamilien. 
Zudem wurden die Familienzulagen 
erhöht und per 1.1.2009 an die Min­
destleistungen gemäss allgemeinem 
Bundesgesetz über die Familienzu­
lagen (FamZG) angepasst7: Neu be­
tragen auch die Zulagen für die 
Landwirtschaft 200 resp. 250 Fran­
ken pro Kind und Monat. In der 
Bergregion liegen die Ansätze je­
weils 20 Franken höher. 2007 gaben 
Bund und Kantone für die Familien­
zulagen in der Landwirtschaft 114,4 
Mio. Franken aus.8

Anhand der im Rahmen der Kon­
zeptstudie durchgeführten Analysen 
zeigt sich, dass die Familienzulagen 
in der Landwirtschaft einen wich­

5	 Botschaft des Bundesrates zur Weiterent-
wicklung der Agrarpolitik (Agrarpolitik 2011) 
vom 17. Mai 2006, in: BBl 2006, S. 6397.

6	 Ebd., S. 6498.
7	 Gemäss Bundesgesetz vom 24. März 2006 

über die Familienzulagen (Art. 5) sind folgende 
Mindestansätze zu gewähren: eine Kinderzula-
ge von 200 Franken für Kinder bis 16 Jahre 
resp. eine Ausbildungszulage von 250 Franken 
für Kinder zwischen 16 und 25 Jahren. 

8	 Zentrale Ausgleichsstelle (2008): Jahresbilanz 
und Betriebsrechnungen des Ausgleichsfonds 
der AHV und der EO, Rechnung der IV per 
31. Dezember 2007, Bern: EFD, S. 22.

9	 Die Interviews wurden 2008 vor dem Inkraft-
treten des Bundesgesetzes über die Familien-
zulagen (FamZG) durchgeführt.

10	 Durchschnittliche Kinderzahl der Haushalte in 
der EVE-Stichprobe: 2,47 (Bauernhaushalte) 
bzw. 1,67 (übrige Haushalte).

Durchschnittliche Beträge für Familienzulagen � T1 
der Haushalte, in Franken pro Monat

Haushalte mit Kind(ern)

Unterste drei 
Einkommensdezile der 
Bauernhaushalte (N=32)

Vergleichsgruppe übrige 
Haushalte  
(N=76)

Familienzulagen 
427 
(N=26)*

257 
(N=19)

Quelle: EVE 2001–2005, eigene Berechnungen

* Anzahl Haushalte mit gültigen Angaben zu Familienzulagen
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mit Sozialdienstmitarbeitenden. Sie 
zeigen, dass bei Bauernfamilien, wel­
che die Kosten für den Lebensunter­
halt nicht mehr selbstständig zu be­
streiten vermögen und deshalb So­
zialhilfeunterstützung beantragen, 
das Existenzminimum gemäss SKOS 
oft gerade um den Betrag der für die 
Grundversicherung zu leistenden 
verbilligten Prämien unterschritten 
wird. Die Sozialdienste verfolgen 
deshalb häufig die Praxis, für in fi­
nanzielle Not geratene Bauernfami­
lien die Kosten für die Krankenkasse 
zu übernehmen.

Anhand der in der EVE ausgewie­
senen Bruttokrankenkassenprämien 
zeigt sich, dass beim untersten Ein­
kommenssegment die Bruttoprä­
mien bei den Bauernhaushalten we­
sentlich höher sind als bei den übri­
gen Haushalten. Verursacht werden 
die höheren Ausgaben der Bauern­
haushalte vor allem durch die grös­
sere Anzahl Personen, die in diesen 
Haushalten wohnt.15 Entsprechend 

zogenen Prämienverbilligungen in 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
ist nicht bekannt.14 Aufgrund von Er­
fahrungen der Krankenversicherung 
AGRISANO kann angenommen 
werden, dass die Inanspruchnahme 
unterdurchschnittlich ist. 

Zur Existenzsicherung der Bau­
ernfamilien leisten die Prämienver­
billigungen einen wichtigen Beitrag, 
wobei selbst die verbilligten Kran­
kenkassenprämien das Haushalts­
budget noch stark belasten. Die 
Krankenkassenprämien werden trotz 
Verbilligung von allen befragten 
Familien als die höchsten Privataus­
gaben deklariert. Dies obwohl sie 
darauf bedacht sind, möglichst kos­
tensparende Modelle zu wählen: 
«Wir gingen aufs Maximum bei der 
Franchise, die 2500, und dieses Haus-
arztmodell, damit wir Prämien spa-
ren können.» Ohne die individuelle 
Verbilligung wären die Kosten für 
die Krankenversicherung in den Au­
gen sämtlicher Interviewten kaum 
zu bewältigen. Als zusätzlicher Kos­
tenfaktor fällt ins Gewicht, dass bei 
Bauernfamilien anders als bei den 
nicht selbständig Erwerbenden i.R. 
hohe Auslagen für eine Unfall- und 
Taggeldversicherung anstehen.

Dass die Krankenkassenprämien 
ein Kostenfaktor sind, der die bäuer­
lichen Haushaltsbudgets stark belas­
tet und in Notsituationen mitunter 
entscheidend sein kann, ob Sozial­
hilfe beansprucht werden muss, be­
stätigen auch im Rahmen der Kon­
zeptstudie durchgeführte Gespräche 

ernhaushalten 173 Franken aus, bei 
den übrigen Haushalten 154 Fran­
ken.11 Die grösseren Einnahmen der 
analysierten Bauernhaushalte erklä­
ren sich also einerseits aufgrund 
leicht höherer Ansätze, andererseits 
aber vor allem auch aufgrund der 
grösseren Kinderzahlen.

Insgesamt steuern die Familienzu­
lagen in der Landwirtschaft durch­
schnittlich rund 13 Prozent zum ge­
samten Haushaltseinkommen bei, 
bei den übrigen Haushalten mit Kin­
dern nur 7 Prozent. Es zeigt sich also, 
dass die Zulagen bei den ärmeren 
Bauernhaushalten in deutlich höhe­
rem Umfang zur Existenzsicherung 
beitragen.

Prämienverbilligung

Auch die Prämienverbilligung für 
die obligatorische Grundversiche­
rung der Krankenkasse verfolgt das 
sozialpolitische Ziel, die untersten 
Einkommen zu entlasten. Gemäss 
Bundesgesetz über die Krankenver­
sicherung (KVG) werden die Prä­
mien der Versicherten in bescheide­
nen wirtschaftlichen Verhältnissen 
individuell vergünstigt, wobei den 
Kantonen bei der Festlegung der 
Verbilligung weitgehend freie Hand 
gelassen wurde.12 Seit 2006 gilt zusätz­
lich die Regelung, dass die Prämien 
von Kindern und jungen Erwachse­
nen für untere und mittlere Einkom­
men um mindestens 50 Prozent ver­
billigt werden.13 Der Anteil an be­
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Durchschnittliche Beträge für Krankenkassenprämien der Haushalte � T2 
vor Verbilligung, in Franken pro Monat

Haushalte ohne Kinder Haushalte mit Kind(ern)

Unterste drei 
Einkommensdezile der 
Bauernhaushalte (N=26)

Vergleichsgruppe 
übrige Haushalte 
(N=62, Zufallsstichp.)

Unterste drei 
Einkommensdezile der 
Bauernhaushalte (N=32)

Vergleichsgruppe 
übrige Haushalte  
(N=76)

Grundversicherung 
(brutto) 

239 
(N=25)

120 
(N=46)

358 
(N=32)

265 
(N=65)

Quelle: EVE 2001–2005, eigene Berechnungen

11	 Die Konzeptstudie war nicht darauf angelegt, 
repräsentative statistische Ergebnisse zu lie-
fern.

12	 Balthasar, Andreas et al. (2008): Monitoring 
2007. Die sozialpolitische Wirksamkeit der 
Prämienverbilligung in den Kantonen, Bern: 
BAG, S. 32.

13	 Bundesgesetz über die Krankenversicherung 
(KVG) vom 18. April 1994, Art. 65 Abs. 1bis.

14	 Bundesamt für Landwirtschaft (2000): Sozia-
le Sicherheit / Nutzung sozialer Dienste in der 
Landwirtschaft, Bern: BLW, S. 93.

15	 Durchschnittliche Personenzahl der Bauern-
haushalte in der EVE-Stichprobe: 1,73 (ohne 
Kinder) bzw. 4,47 (mit Kindern); Übrige Haus-
halte: 1,23 (ohne Kinder) bzw. 3,67 (mit Kin-
dern).
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Kindern zentral: «So lange es Stipen-
dien gegeben hat, ging es ungefähr 
auf. (…) Sonst hätten wir die Ausbil-
dung der Ältesten kaum finanzieren 
können.» Deutlich erkannt wird 
auch, dass Stipendien das Vererben 
von Armut an die nachkommende 
Generation verhindern, indem die 
Kinder eine gute Ausbildung und so­
mit bessere Arbeitsmarktchancen 
erhalten. 

Auch Alimente haben als regel­
mässige Einnahmequelle eine bud­
getentlastende Wirkung für die Bau­
ernfamilien. Bleiben die fest einkal­
kulierten Zahlungen hingegen aus, 
kann sich eine bereits schwierige fi­
nanzielle Lage verschlimmern. Stark 
ins Gewicht fällt ausserdem, wenn 
ein Elternteil der Bauernfamilie sel­
ber Alimente entrichten muss.

Eine grosse Bedeutung für die 
Linderung prekärer Situationen 
haben private Organisationen und 
das soziale Netz der Bauernfamilien. 
Dank Beiträgen von Hilfswerken 
lassen sich die Ökonomie- oder 
Wohngebäude sanieren oder können 
unvorhergesehene Gesundheitskos­
ten beglichen werden. Private Zu­
wendungen ermöglichen den Kauf 
von Kleidern oder Spielsachen für 
die Kinder. Auch erlauben sie den 
Familien, einmal in die Ferien fahren 
und sich körperlich und geistig zu 
erholen.

Sozialhilfe als subsidiäre staatliche 
Leistung wird von Bauernfamilien 
sehr zurückhaltend in Anspruch ge­
nommen. Die geringe Anzahl bäuer­
licher Sozialhilfebezüger erklärt sich 
damit, dass sich Bauernfamilien i. R. 
erst an den Sozialdienst wenden, 
wenn ihre finanzielle Situation un­
tragbar ist oder eine Notlage infolge 
Krankheit, Unfall oder familiärer 
Probleme vorliegt. Auch ist seitens 
der Bauernfamilien wenig Bereit­
schaft vorhanden, Unterstützung an­
zunehmen. Viele von ihnen sind sich 
gewohnt, bescheiden zu leben. Als 
autonome Bauersleute mit entspre­
chendem Stolz und ausgeprägter Be­
rufsidentität sind sie gegenüber In­
terventionen von aussen skeptisch.

zu zwei Drittel des landwirtschaft­
lichen Einkommens aus, bei den 
Familien aus der Talregion hingegen 
höchstens 20 Prozent.21 Die Familien 
aus der Talregion betonen, dass sie 
vor allem von der Produktion leben 
und nicht von den Beiträgen, wobei 
auch einer der Talbauern betont, 
dass die Direktzahlungen für die 
Existenz seines Betriebes notwendig 
sind: «Ohne die Direktzahlungen 
könnte ich morgen aufhören.» 
Durchwegs existentiell sind die Di­
rektzahlungen für Bauernfamilien 
aus der Bergregion. Würden diese 
Zahlungen wegfallen, «würde [das] 
nicht nur für uns, sondern für alle 
[hier oben] der Todesstoss sein.» 

Bestätigt wird diese existentielle 
Bedeutung der Direktzahlungen 
durch die im Rahmen der Konzept­
studie befragten Sozialdienstmit­
arbeitenden. Ausbleibende Direkt­
zahlungen – z.B. aufgrund missach­
teter Hygienevorschriften oder Tier­
schutzbestimmungen – sind ein 
wichtiger Grund für die Entstehung 
finanzieller Notlagen, welche Bau­
ernfamilien zum Aufsuchen des So­
zialdienstes veranlassen.

Weitere staatliche und private 
Transfers

Renten oder andere Versiche­
rungsleistungen erhielt zur Zeit der 
Befragung keine der Bauernfami­
lien. Verschiedentlich wird aber an­
getönt, dass der Erhalt einer solchen 
Leistung, im Falle eines verunfallten 
Landwirts etwa einer IV-Rente, die 
finanzielle Situation markant ver­
bessern würde. Auch von einer 
AHV-Rente, welche mehreren der 
interviewten Bergbauern bald zu­
steht, erhofft man sich eine Linde­
rung der finanziellen Probleme, so­
fern die Ehefrau den Betrieb unter 
ihrem Namen weiterführen und 
Direktzahlungen geltend machen 
kann.

Stipendien für die Ausbildung sind 
zur Entlastung der knappen Haus­
haltsbudgets der Bauernfamilien mit 

dürfte auch die Entlastung des Bud­
gets durch die Prämienverbilligung 
bei den Bauernfamilien grösser sein.16 

Direktzahlungen

Gemäss Bundesverfassung Art. 104 
sind die bäuerlichen Einkommen 
zur Erzielung eines angemessenen 
Entgelts für die erbrachten Leistun­
gen durch Direktzahlungen zu er­
gänzen. Entsprechend hält das Land­
wirtschaftsgesetz (LwG) fest, dass 
nachhaltig wirtschaftende und öko­
nomisch leistungsfähige Betriebe im 
Durchschnitt mehrerer Jahre die 
Möglichkeit haben sollen, ein Ein­
kommen zu erzielen, welches mit 
dem Einkommen der übrigen er­
werbstätigen Bevölkerung in der 
Region vergleichbar ist.17 Dieses Ziel 
wird einerseits damit begründet, dass 
nur so die Leistungserbringung durch 
die Landwirtschaft längerfristig si­
chergestellt werden kann.18 Ande­
rerseits enthalten die Direktzahlun­
gen eine sozialpolitische Kompo­
nente. Durch Transferzahlungen des 
Bundes soll der im Zuge des Struk­
turwandels nötige Übergang zu neu­
en Produktionsformen sozialver­
träglich sichergestellt werden.19 Im 
Jahr 2007 gab der Bund beinahe  
2,6 Milliarden Franken für Direkt­
zahlungen aus.20 

Die Direktzahlungen und weitere 
ökologische Beiträge, z.B. durch den 
kantonalen Naturschutz, bilden denn 
auch für alle interviewten Bauern­
familien eine zentrale Einkommens­
komponente. Bei den befragten 
Bergbauernfamilien machen sie bis 
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16	 Die EVE-Daten zur Prämienverbilligung konn-
ten aus Qualitätsgründen nicht ausgewertet 
werden.

17	 Bundesgesetz über die Landwirtschaft (LwG) 
vom 29. April 1998, Artikel 5.

18	 Vogel et al. (2008): Ziele für eine multifunk
tionale Landwirtschaft, in: Agrarforschung 15 
(8), S. 394.

19	 Vgl. Botschaft Bundesrat zur Agrarpolitik 
2011.

20	 Agrarbericht 2008, S. 167–169. 
21	 Angaben zum Anteil der Direktzahlungen am 

Rohertrag sind aufgrund der Interviews nicht 
möglich.
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dueller Situation der Bauernfamilie 
einen sehr unterschiedlichen Stellen­
wert. Verfügbare Leistungen entlas­
ten die Haushaltsbudgets z.T. spür­
bar. Ausserdem zeigen sie indirekt 
wichtige Wirkungen, indem sie zur 
Verbesserung der Lebensqualität 
der betroffenen Bauernfamilien bei­
tragen.

Inwiefern die analysierten sozialen 
Transferleistungen tatsächlich zur 
Vermeidung von Armut und Sozial­
hilfeabhängigkeit beisteuern, lässt 
sich jedoch aufgrund der Erkennt­
nisse der Konzeptstudie erst ansatz­
weise beantworten. Für gesicherte 
Informationen wären zusätzliche 
statistische Daten zu erheben (z.B. 
anhand der im Rahmen der Kon­
zeptstudie vorgeschlagenen Base­
line-Erhebung).22

Sarah Neukomm, lic. phil., wissenschaft
liche Mitarbeiterin, Berner Fachhochschule, 
Fachbereich Soziale Arbeit.  
E-Mail: sarah.neukomm@bfh.ch 

Robert Fluder, Prof. Dr., Forschungsleiter, 
Berner Fachhochschule, Fachbereich Soziale 
Arbeit.  
E-Mail: robert.fluder@bfh.ch 

Sandra Contzen, lic. phil., wissenschaftliche 
Mitarbeiterin, Berner Fachhochschule, 
Schweizerische Hochschule für Landwirt-
schaft SHL.  
E-Mail: sandra.contzen@bfh.ch 

haltsbudget noch stark und können 
für Haushalte in finanziell prekären 
Situationen ausschlaggebend sein, 
dass diese Sozialhilfeunterstützung 
beziehen müssen. Oft macht Sozial­
hilfeunterstützung zuhanden von 
Bauernhaushalten gerade etwa den 
Betrag für die Krankenkassenprä­
mien der Familie aus. 

Bestätigt wird im Rahmen der 
Konzeptstudie schliesslich die wich­
tige sozialpolitische Funktion der 
Direktzahlungen. Für diese staatli­
che Transferleistung kann von einer 
direkt armutverhindernden Wirkung 
ausgegangen werden. Würden die 
Direktzahlungen wegfallen, könnte 
wohl eine Mehrheit der Schweizer 
Bauernfamilien ihre Existenz nicht 
mehr bestreiten. Bei den Bauernfa­
milien mit tiefen Einkommen sind 
ausbleibende Direktzahlungen häu­
fig ein entscheidender Grund für das 
Aufsuchen des Sozialdienstes.

Die weiteren staatlichen und pri­
vaten Transfers haben je nach indivi­

Synthese

Von grosser Bedeutung zur Ver­
hinderung prekärer Einkommens­
verhältnisse unter Bauernfamilien 
sind die Familienzulagen und die 
Prämienverbilligung. Die Einnahmen 
aus den Familienzulagen in der Land­
wirtschaft sind für die Existenzsiche­
rung der Bauernfamilien mit Kindern 
zentral. Sie bilden mit durchschnitt­
lich rund 13 Prozent einen bedeuten­
den Bestandteil des bäuerlichen Ein­
kommens und werden auch von den 
Betroffenen selber als wichtige Ein­
nahme eingeschätzt. Die Prämien­
verbilligung für die Krankenkasse 
leistet ebenfalls einen unerlässlichen 
Beitrag zur Existenzsicherung. 

Deutlich wird jedoch auch, dass 
sowohl die Familienzulagen als auch 
die Prämienverbilligung nicht immer 
ausreichen, um das Existenzminimum 
der Bauernfamilien sicherzustellen. 
Selbst die verbilligten Krankenkas­
senprämien belasten das Haus­

Die Grundlagen für den Artikel wurden im Rahmen der Konzeptstudie «Bauernhaushalte 
unter dem Existenzminimum» der Berner Fachhochschule BFH erarbeitet. Das Hauptziel 
dieser Studie bestand darin, Grundlagen für ein gesamtschweizerisches Monitoringsystem 
zu erarbeiten, welches regelmässig Informationen zum Ausmass der Armut in der Land-
wirtschaft bereitstellt und Aussagen zur sozialen und wirtschaftlichen Lage der Bauern-
haushalte mit tiefen Einkommen ermöglicht. Mitfinanziert wurde die Studie von den Bun-
desämtern für Landwirtschaft und Sozialversicherungen, vom Schweizerischen Bauernver-
band sowie von der Vereinigung zum Schutz kleiner und mittlerer Bauern. An der Studie 
beteiligt waren S. Contzen, M. Genoni (BFH, Hochschule für Landwirtschaft), R. Fluder und 
S. Neukomm (BFH, Soziale Arbeit).

Kontakt:
Berner Fachhochschule
Fachbereich Soziale Arbeit
E-Mail: forschung.soziale-arbeit@bfh.ch

22	 Vgl. Fluder, Robert et al. (2008): Kapitel 8.
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Soziale Sicherungssysteme, die dar­
auf basieren, dass die aktuell Er­
werbstätigen die Renten der Pensio­
nierten finanzieren, geraten durch 
die demografische Entwicklung zu­
nehmend unter Druck. Für die Be­
wältigung der damit verbundenen 
Probleme werden verschiedene poli­
tische Massnahmen diskutiert: Zum 
Beispiel die Mobilisierung eigener 
Arbeitsmarktreserven durch eine 
Erhöhung der Zahl erwerbstätiger 
Frauen bzw. durch eine Ausdehnung 
des Beschäftigungsumfangs Teilzeit 
arbeitender Frauen bzw. Mütter. Al­
lerdings wird mit der Förderung der 
Erwerbstätigkeit von Frauen häufig 
die Befürchtung einer gleichzeitig 

weiter sinkenden Geburtenrate ver­
knüpft, ein Phänomen, welches – 
nicht nur in der Schweiz – bis in die 
80er Jahre als empirisch belegt galt. 

Neuere Untersuchungen zur Er­
werbstätigkeit von Frauen und der 
Geburtenrate zeigen jedoch, dass 
durch geeignete gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen dieser Ziel­
konflikt nicht nur entschärft, son­
dern sogar eine positive Dynamik in 
beiden Bereichen gleichzeitig er­
reicht werden kann (Bonoli 2008). 
Die skandinavischen Länder, aber 
auch Frankreich gelten als eigent­
liche Vorzeigemodelle, was die Kom­
bination hoher Frauenerwerbstätig­
keit mit überdurchschnittlichen Ge­
burtenraten betrifft (siehe Grafik 
G1). Damit berufstätige Frauen (und 
Männer) eine Familie gründen bzw. 
Mütter (und Väter) erwerbstätig sein 
können, wurden in diesen Ländern 
zum Teil sehr unterschiedliche Mass­
nahmen zur Vereinbarkeit von Er­
werbstätigkeit und Familie getroffen. 
Ihnen gemeinsam ist die Perspekti­
ve, dass es nicht um eine bevölke­
rungspolitisch motivierte Erhöhung 
der Geburtenrate geht, sondern um 

Tiefe Geburtenraten und eine steigende durchschnittliche Lebens
erwartung bewirken, dass das Verhältnis zwischen Beschäftigten und 
Personen im Ruhestand immer ungünstiger wird. Untersuchungen 
zeigen, dass viele Paare sich zwar Kinder wünschen, diesen Wunsch 
aber nicht immer vollständig realisieren. Die Ergebnisse einer Befra-
gung zu den Voraussetzungen und Hindernissen der Familiengründung 
machen deutlich, dass die Verwirklichung des Kinderwunsches im 
Verlauf von Ausbildung und Erwerbstätigkeit in unterschiedlichem 
Ausmass von ökonomischen und nicht-ökonomischen Faktoren beein-
flusst wird. 

Kinderwunsch und Kinderzahl – Determinanten 
der Geburtenrate in der Schweiz

Renate Schubert	 Raoul Steiger 	 Sabina Littmann-Wernli	  
ETH Zürich		  ETH Zürich	 Bundesamt für  
			   Sozialversicherungen

Frauenerwerbstätigkeit und Geburtenrate� G1

Quelle: Häusermann, 2006
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Opportunitätskosten spielen auch 
bei der Erwerbsentscheidung von 
Müttern (und Vätern) eine wichtige 
Rolle. Zentrale ökonomische Deter­
minante dieser Entscheidung ist das 
auf dem Arbeitsmarkt erzielbare 
Einkommen. Je höher das Einkom­
men ist, desto attraktiver ist die Er­
werbstätigkeit, aber desto höher sind 
auch die Opportunitätskosten bei 
einem – teilweisen – Verzicht auf Er­
werbstätigkeit, um Kinder selber zu 
betreuen. Weitere wichtige Bestim­
mungsfaktoren des Arbeitsangebots 
sind die steuerlichen Rahmenbedin­
gungen sowie die Höhe des gesam­
ten verfügbaren Familieneinkom­
mens, sowie die direkten Kosten 
einer familienexternen Kinderbe­
treuung. Aus ökonomischer Sicht wä­
re eine Erhöhung der Erwerbsbetei­
ligung von Müttern nur zu erwarten, 
wenn das zusätzlich erzielbare Ein­
kommen, unter Berücksichtigung des 
gesamten Haushaltseinkommens, we­
der durch die steuerliche Belastung 
noch durch die Kosten der Kinderbe­
treuung überkompensiert wird. 

Die Situation in der Schweiz
Neue Berechnungen des Bundes­

amts für Statistik zeigen, dass in der 
Schweiz die indirekten Kosten der 
Kinder durch Erwerbsverzicht ten­
denziell höher ausfallen als die di­
rekten Kosten. In Abhängigkeit von 
der Kinderzahl und dem Familien­
typ schwanken die errechneten di­
rekten Kosten zwischen 500 Franken 
und 1000 Franken pro Kind und Mo­
nat, die indirekten Kosten durch Er­
werbsverzicht variieren zwischen 
300 und 1300 Franken durchschnitt­
lich pro Monat (BFS 2008). Dazu 
kommen Krankenkassenprämien, 
Kosten für familienergänzende Kin­
derbetreuung und zusätzliche Steu­
ern bei einer Erwerbstätigkeit bei­
der Eltern, bzw. verlorene Sozialver­
sicherungsbeiträge bei Erwerbsver­
zicht. Mit zunehmendem Alter der 
Kinder nehmen die direkten Kosten, 
insbesondere für die Ausbildung 
tendenziell zu, während die indirek­
ten Kosten zurückgehen, wenn der 

hend. Viel wichtiger erscheint heute 
der immaterielle Nutzen von Kindern, 
d.h. die Freude, die das Aufziehen und 
Zusammenleben mit Kindern den El­
tern bereitet. Direkte Kosten ergeben 
sich aus den zusätzlichen Ausgaben 
für Wohnen, Freizeit, Lebensunter­
halt, Ausbildung usw., die anfallen, 
wenn Kinder eine Familie vergrös­
sern. Betrachtet man nur die direkten 
Kosten, müssten sich Familien mit 
hohem Haushaltseinkommen eher 
Kinder leisten können als Familien 
mit geringem Einkommen. Empiri­
sche Untersuchungen zeigen aber, 
dass mit steigendem Pro-Kopf-Ein­
kommen die Zahl kinderloser Haus­
halte zunimmt (Dickmann, 2003, 
S. 13). Dieses sogenannte «demogra­
fisch-ökonomische» Paradoxon ist vor 
allem durch die indirekten Kosten 
(Opportunitätskosten) zu erklären, 
die (weitere) Kinder verursachen. Je 
mehr Frauen in ihre Berufsausbildung 
investieren und je besser ihre Er­
werbschancen auf dem Arbeitsmarkt 
sind, desto höher sind die Opportuni­
tätskosten der Familiengründung. Die 
Opportunitätskosten entstehen durch 
Einkommenseinbussen als Folge ein­
geschränkter Erwerbstätigkeit sowie 
langfristig als Folge der Entwertung 
des Humankapitals. Gut ausgebildete 
und erwerbstätige Frauen haben des­
halb meist weniger Kinder als sie sich 
gewünscht haben.

Aus ökonomischer Perspektive 
wäre demnach eine Erhöhung der 
Geburtenrate nur zu erwarten, wenn 
die direkten und indirekten Kosten 
von Kindern gesenkt werden. Direkte 
Kosten können gesenkt werden, wenn 
sie vom Staat übernommen oder teil­
weise kompensiert werden. Die indi­
rekten Kosten (Opportunitätskosten) 
können gesenkt werden, wenn eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie gewährleistet wird, d.h. wenn 
für junge Kinder zuverlässige und 
qualitativ gute Betreuungsangebote 
in ausreichender Anzahl vorhanden 
sind. Dabei spielt es zunächst keine 
Rolle, ob dies familieninterne oder 
-externe, private oder staatliche An­
gebote sind.

den Abbau aller Hürden, die der 
Verwirklichung des Kinderwunsches 
von Paaren und Eltern oder der Auf­
nahme oder Erweiterung einer Er­
werbstätigkeit von Müttern und Vä­
tern im Wege stehen.

Während die Hindernisse bezüg­
lich der Erwerbstätigkeit von Müttern 
in der Schweiz inzwischen hinlänglich 
gut dokumentiert sind (BFS 2008), 
fehlen spezifische Untersuchungen 
bezüglich der Hürden, die die Ent­
scheidung zu Familiengründung oder 
für ein weiteres Kind beeinflussen, 
weitgehend. Die in diesem Artikel 
präsentierten Ergebnisse einer Be­
fragung von 1200 Frauen und Män­
nern mit und ohne Kinder schliessen 
einen Teil dieser Lücke (Littmann-
Wernli/Schubert/Steiger 2009). Sie 
dokumentieren die Voraussetzungen 
und Hindernisse für eine Familien­
gründung in der Schweiz, aber auch 
die Ansatzpunkte familienpoliti­
scher Massnahmen für eine Annähe­
rung von Kinderwunsch und Kin­
derzahl.

Familiengründung und 
Erwerbsentscheidung aus 
ökonomischer Sicht

Direkte und indirekte Kosten
Ökonomische Determinanten ei­

ner Familiengründung oder -erwei­
terung sind zunächst die direkten 
und indirekten Kosten und Nutzen 
von Kindern. Neben ökonomischen 
Faktoren spielen selbstverständlich 
auch nicht-ökonomische, individu­
elle wie paarbezogene Aspekte oder  
z. B. soziale Normen eine Rolle. 

Historisch betrachtet lag der di­
rekte ökonomische Nutzen von Kin­
dern in ihrer – zukünftigen – Leis­
tungsfähigkeit als Arbeitskraft auf 
dem elterlichen Hof und ihrer Fähig­
keit, für die alten Eltern zu sorgen. 
Angesichts umfassender Systeme so­
zialer Sicherheit sind Kinder bzw. 
deren zukünftige Produktivität zu 
einem «kollektiven Gut» geworden, 
ein direkter ökonomischer Nutzen 
für die Eltern entfällt damit weitge­
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weitgehend äquivalente Verteilung 
bzgl. Familienstruktur und Erwerbs­
tätigkeit erzielt. Lediglich Einperso­
nenhaushalte und Alleinerziehende 
sind leicht untervertreten.

Kinderwunsch und Kinderzahl
Der Kinderwunsch, vor allem für 

ein erstes Kind, ist in der Schweiz 
sehr stark ausgeprägt: 81 Prozent der 
Befragten ohne Kinder möchten be­
stimmt oder zumindest vielleicht 
einmal Kinder haben. Ein weiteres 
Kind wollten nur 30 Prozent der Be­
fragten, die schon mindestens ein 
Kind hatten. Ein Vergleich des Kin­
derwunschs bei Personen mit unter­
schiedlicher Ausbildung ergab, dass 
mit zunehmender Ausbildung der 
Kinderwunsch stärker ausgeprägt 
ist: Befragte mit mittlerer und hoher 
Schulbildung äusserten einen signifi­
kant höheren Kinderwunsch als Per­
sonen mit tiefer Schulbildung. Dies 
ist vor allem auf die Kinderwünsche 
gut ausgebildeter Frauen, die noch 
keine Kinder haben, zurückzuführen 
(vgl. Grafik G2). Der Anteil Männer 
ohne Kinder, die einen starken Kin­
derwunsch äussern, ist dagegen in 
allen Bildungskategorien gleicher­
massen hoch (vgl. Grafik G3). 

Ein Blick auf die durchschnittliche 
Kinderzahl in Abhängigkeit vom 
Einkommen zeigt, dass auch in der 
Schweiz das demografisch-ökonomi­
sche Paradoxon zu gelten scheint, 
allerdings nur für die beiden höchs­
ten Einkommensklassen: Mit zuneh­
mendem Einkommen steigt zunächst 
die Zahl der Kinder pro Haushalt. 
Ab einem Haushaltseinkommen von 
9000 Franken und mehr sinkt die 
durchschnittliche Kinderzahl aller­
dings wieder.

Personen mit hoher Schulbildung 
haben, selbst unter Berücksichti­
gung von Alter und Einkommen, 
signifikant weniger Kinder als Per­
sonen ohne hohen Schulabschluss. 
Auch dieser Effekt ist vor allem auf 
die geringere Kinderzahl von Frau­
en mit hohem Bildungsgrad zurück­
zuführen. Sie haben signifikant we­
niger Kinder als Frauen mit tiefem 

Kindergärten und Primarschulen 
Blockzeiten, Mittagstische oder an­
dere Brückenangebote immer noch 
eher die Ausnahme als die Regel. 
Die Kindertagesstätten- und Hort­
tarife sind in der Regel einkom­
mensabhängig. Unter den gegebe­
nen steuerlichen Rahmenbedin­
gungen bedeutet das, dass sich für 
viele Familien eine vermehrte Er­
werbstätigkeit der Mütter aus öko­
nomischer Sicht kaum lohnt und 
eine Entscheidung für ein weiteres 
Kind eine erhebliche direkte und 
indirekte Kostenbelastung nach 
sich zieht (Bütler, 2006). 

Die Rahmenbedingungen in der 
Schweiz unterstützen weder eine – 
höhere – Erwerbsbeteiligung von 
Müttern noch leisten sie einen wirk­
samen Beitrag an die direkten und 
indirekten Kosten der Familien­
gründung oder -erweiterung. Eine 
langfristige Erhöhung der Gebur­
tenrate und eine höhere Erwerbs­
beteiligung von Müttern sind in 
dieser Konstellation kaum zu er­
warten, zumindest nicht in den 
Kantonen oder Gemeinden, die El­
tern bei der Vereinbarkeit von Be­
ruf und Familien nicht entgegen­
kommen (Bonoli 2008). 

Ergebnisse der Befragung 
«Determinanten der 
Geburtenrate in der Schweiz»

Die Befragung wurde in den IHA-
GfK-Telefonlabors in Hergiswil und 
Lausanne im April und Mai 2006 
durchgeführt. Als Grundgesamtheit 
galten alle Personen der deutsch- 
und französischsprachigen Schweiz 
im Alter von 18 bis 44 Jahren. Die 
Stichprobenbildung erfolgte mit 
dem Random-Quota-Verfahren: Die 
Quotenmerkmale waren Geschlecht, 
Alter und Schulbildung. Nach einem 
Pretest und Testinterviews wurden 
insgesamt 1273 Personen telefonisch 
befragt. Die Sollvorgaben für eine 
repräsentative Befragung bzgl. Alter, 
Geschlecht, Ausbildung und Region 
wurden erfüllt. Ebenso wurde eine 

betreuende Elternteil wieder er­
werbstätig wird.

In der Schweiz werden etwa 1,3 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
für Sozialleistungen für Familien 
ausgegeben, davon entfallen 77  
Prozent auf Familienzulagen1, 14  
Prozent auf Subventionen für die  
Kinderbetreuungsinfrastruktur und  
7 Prozent auf die Lohnfortzahlung 
bei Mutterschaft. Seit 1995 sind die 
Sozialleistungen für Familien von 
4,7 Mrd. auf 5,9 Mrd. Franken ange­
stiegen, ihr Anteil an allen Sozial­
leistungen von 5,1 Prozent auf 4,8 
Prozent leicht zurückgegangen. Das 
Schweizer Steuersystem geht mehr­
heitlich von einer traditionellen 
Rollenteilung zwischen Frauen und 
Männern aus. Die durchschnittliche 
Steuerentlastung eines Ehepaars 
durch Kinderabzüge beträgt knapp 
80 Franken pro Kind und Monat.2 
Elternpaare, die sich Erwerbs- und 
Familienarbeit teilen wollen und zu­
mindest teilweise familienergänzen­
de Kinderbetreuung benötigen, wer­
den, vor allem mit zunehmendem 
Haushaltseinkommen, bei der Be­
steuerung überproportional belastet. 
Einerseits wird das gemeinsame Ein­
kommen aufgrund der Progression 
zu einem höheren Satz besteuert, an­
dererseits können die Ausgaben für 
die familienergänzende Betreuung 
der Kinder nicht oder nur teilweise 
geltend gemacht werden. 

Dazu kommt, dass das öffentliche 
Angebot an Betreuungseinrichtun­
gen für Kinder unterschiedlicher Al­
tersstufen in der Schweiz insgesamt, 
verglichen mit andern Ländern, 
klein ist. Bis zum Alter von drei Jah­
ren stehen nur für etwa 7 Prozent 
der Kinder Betreuungsplätze zur 
Verfügung. Regional sind hier aller­
dings grosse Unterschiede zu ver­
zeichnen. Schliesslich sind in vielen 

1	 Seit Beginn 2009 gelten bundesrechtlich vor-
geschriebene Mindestansätze für Familienzu-
lagen in der Höhe von 200 Franken pro Kind 
bzw. 250 Franken für Jugendliche in Ausbil-
dung.

2	 Alleinernährermodell, Medianeinkommen 
von 100 000 Franken (BFS, 2008).
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Das Einkommen sollte für die Fa­•	
milie ausreichend sein (96,6 Pro­
zent).
Die finanzielle Situation sollte gut •	
sein (89,9 Prozent).
Einer von beiden Partnern sollte •	
beruflich in einer gesicherten Si­
tuation sein (89,4 Prozent).

Frauen mit hohem Bildungsabschluss 
gaben signifikant häufiger an, dass 
vor der Entscheidung für ein Kind, 
beide eine abgeschlossene Ausbil­
dung haben und einige Jahre berufs­
tätig gewesen sein sollten. Zudem 
müsste einer der Partner bereit sein, 
beruflich zurück zu stecken, und für 
das Kind sollte eine adäquate Be­
treuungsmöglichkeit zur Verfügung 
stehen. Befragte ohne Kinder wiesen 
tendenziell ein höheres Anspruchs­
niveau für die Familiengründung 
auf: Sie verlangten überdurchschnitt­
lich häufig, dass das Einkommen 
ausreiche, dass beide schon das Le­
ben genossen hätten und dass Kin­
der die Karrierechancen nicht ge­
fährden dürften.

Hürden für eine Familiengründung 
bzw. -erweiterung

44 Prozent aller Befragten (mit 
Kindern) gaben an, dass Eltern in 
der Schweiz benachteiligt seien. 
Demgegenüber nahmen diejenigen, 
die keine eigenen Kinder hatten, 
überdurchschnittlich häufig an, dass 
sich die Vor- und Nachteile der El­
ternschaft in etwa ausgleichen wür­
den (54 Prozent). Bei knapp 70 Pro­
zent der Personen, die fanden, dass 
Eltern in der Schweiz benachteiligt 
seien, standen die wirtschaftlichen 
und finanziellen Nachteile im Vor­
dergrund. An zweiter Stelle, mit 33 
Prozent der Nennungen, fungierte 
der Mangel an Betreuungsplätzen 
und an dritter Stelle mit ebenfalls 30 
Prozent der Nennungen die berufli­
chen Nachteile, vor allem für Müt­
ter.3 Ein Vergleich der Antworten 

ein (weiteres) Kind entscheiden, be­
treffen einerseits die Partnerschaft 
und andererseits finanzielle Aspekte. 
Bezüglich der Partnerschaft wurden 
die Stabilität der Beziehung, der ge­
meinsame Kinderwunsch und die 
persönliche Reife als wichtigste Vor­
aussetzung genannt. Bezüglich der 
finanziellen oder beruflichen Aspek­
te erhielten folgende Bedingungen 
die höchsten Zustimmungswerte:

oder mittlerem Bildungsgrad. Bei 
Männern ist dieser Unterschied 
nicht signifikant.

Voraussetzungen für die 
Erfüllung des Kinderwunsches

Die wichtigsten Voraussetzungen, 
die nach Meinung der Befragten er­
füllt sein müssen, bevor sie sich für 

Männer mit starkem Kinderwunsch� G3

Quelle: Littmann-Wernli/Schubert/Steiger, 2009
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3	 Die Summe der Anteile ergibt mehr als 100 
Prozent, da Mehrfachnennungen möglich 
waren.

Frauen mit starkem Kinderwunsch� G2

Quelle: Littmann-Wernli/Schubert/Steiger, 2009
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Fragen «Voraussetzungen für Kin­
der» und «Gründe, die zurzeit gegen 
ein (weiteres) Kind sprechen» als 
aktivierende, d.h. Cluster unterschei­
dende Variablen gewählt. Insgesamt 
brachte die Clusteranalyse bei sechs 
Gruppen die am besten interpretier­
baren Ergebnisse. Zusätzliche Signi­
fikanztests der soziodemografischen 
Variablen zeigen, in welchen Merk­
malen sich die Personen in den Clus­
tern unterscheiden. 

Die Clusteranalyse erbrachte drei 
Gruppen mit überdurchschnittli­
chem Kinderwunsch und drei Grup­
pen mit deutlich geringerem Kinder­
wunsch. Der Kinderwunsch war ge­
ring bei jüngeren Personen in Aus­
bildung, mit tiefem Einkommen und 
ohne festen Partner, bei – teilzeiter­
werbstätigen – Müttern, die sich kei­
ne weiteren Kinder mehr wünschten, 
und bei Personen, die den Verlust 
persönlicher Freiräume und ihrer 
Unabhängigkeit sowie ihre beruf­
lichen Chancen durch eine Familien­
gründung eingeschränkt oder zu­
mindest gefährdet sahen. Demge­
genüber war der Kinderwunsch 
gross bei Personen mit tertiärer Aus­
bildung, bei Personen mit hohem 
Haushaltseinkommen und bei Per­
sonen in Ausbildung, die bereits mit 
einem Partner oder einer Partnerin 
zusammenlebten, aber nur über ein 
tiefes Einkommen verfügten.

Bei jüngeren Personen, die sich 
noch in der Ausbildung oder am An­
fang ihrer Berufstätigkeit befinden, 
stehen nicht-ökonomische Faktoren 
im Vordergrund. Der Ausbildungs­
abschluss oder das Sammeln von Be­
rufserfahrung, die persönliche Un­
abhängigkeit oder die Suche nach 
einem geeigneten Partner sind zu­
nächst wichtiger als die Gründung 
einer Familie. Nach Abschluss der 
Ausbildung fallen in Abhängigkeit 
von der Einkommens- und Erwerbs­
situation die ökonomischen Fakto­
ren viel stärker ins Gewicht. Haus­
halte mit tiefem oder mittlerem Ein­
kommen fürchten vor allem die hohe 
finanzielle Belastung, also die direk­
ten Kosten, die mit einer Familien­

treuungsangebote. Befragte mit und 
ohne Kinder wiesen keine unter­
schiedlichen Erwartungen an 
familienpolitische Massnahmen auf, 
dagegen zeigten sich deutliche Un­
terschiede in Abhängigkeit vom Bil­
dungsgrad. Knapp die Hälfte aller 
Befragten mit mittlerem Bildungsab­
schluss und 41 Prozent der Befragten 
mit tiefem Bildungsabschluss befür­
worteten in erster Linie eine finanzi­
elle Entlastung des Familienbudgets. 
Für 41 Prozent der Befragten mit ho­
hem Bildungsgrad ist dagegen eine 
Erweiterung der Betreuungsangebo­
te am wichtigsten. Flexiblere Arbeits­
möglichkeiten waren in allen Bil­
dungsgruppen sehr erwünscht. 

Zusätzlich wurde geprüft, welchen 
der vorgeschlagenen Massnahmen 
die höchste Priorität eingeräumt 
wurde. Bei finanziellen Entlastungen 
von Familien wurden von über der 
Hälfte aller Eltern und gar von 70 
Prozent der Befragten mit hohem 
Einkommen an erster Stelle steuer­
liche Erleichterungen genannt. We­
niger bedeutend scheint – mit 26 
Prozent der Erstnennungen – die fi­
nanzielle Unterstützung von Eltern, 
die ihre Kinder selber betreuen und 
mit 17 Prozent Erstnennungen die 
Erhöhung der Kinderzulagen zu 
sein. Unter den bevorzugten Mass­
nahmen zur Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie wurden Verbesserungen 
der Mittags- oder Ganztagesbetreu­
ung in Kindergärten und Schulen am 
häufigsten genannt (56 Prozent). Mit 
je gut 20 Prozent folgte der Wunsch 
nach verbesserten Betreuungsplät­
zen für Kinder zwischen 3 und 6 Jah­
ren bzw. für Kinder zwischen 0 und  
3 Jahren. 

Clusteranalyse
Ergänzend zur deskriptiven Ana­

lyse wurde mit den Befragungsdaten 
eine Clusteranalyse durchgeführt. 
Damit sollte geprüft werden, inwie­
weit die Ergebnisse der deskriptiven 
Analyse sich in gut unterscheidba­
ren Gruppen in der Stichprobe «wie­
derfinden» lassen. Entsprechend der 
Fragestellung wurden die beiden 

von Frauen und Männern ergab 
sechs signifikante Unterschiede: 
Frauen gaben deutlich häufiger an, 
dass 

sich ein Kind mit ihren beruflichen •	
Plänen nur schwer vereinbaren 
lasse,
dass sie nicht einschätzen könnten, •	
ob sie genügend Kraft und Nerven 
für ein Kind hätten und 
dass sie sich lange nicht für ein •	
Kind entschliessen konnten und 
sich jetzt zu alt für ein Kind füh­
len. 

Männer dagegen gaben signifikant 
häufiger an, dass 

sie bisher nicht die passende Part­•	
nerin gefunden hätten,
dass sie sich noch zu jung für Kin­•	
der fühlten,
und lieber insgesamt unabhängig •	
sein wollten.

Immerhin 34 Prozent der männli­
chen Befragten, aber nur 5 Prozent 
der weiblichen Befragten begründe­
ten den Verzicht auf ein erstes oder 
weiteres Kind damit, dass dieser 
Entscheid mit beruflichen Nachtei­
len für die Partnerin bzw. den Part­
ner verbunden wäre. Diese ge­
schlechtsspezifisch differenzierte 
Begründung macht deutlich, dass 
neben den finanziellen Aspekten die 
Vereinbarkeit von Beruf und Fami­
lie vor allem für die – zukünftigen – 
Mütter eine entscheidende Rolle 
spielt. Die Befürchtung beruflicher 
Einschränkungen für die betreuende 
Person stellt für Frauen und für 
Männer eine ernst zu nehmende 
Hürde für die Verwirklichung des 
Kinderwunsches dar. 

Ansatzpunkte für die 
Familienpolitik

Als wichtigste Massnahme zur 
besseren Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie wurde am häufigsten die 
finanzielle Entlastung von Familien 
genannt. An zweiter Stelle standen 
flexiblere Arbeitsmöglichkeiten, und 
an dritter Stelle stand der Wunsch 
nach einer Erweiterung der Be­
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alle Kantone einbeziehen, können 
die Zielkonflikte zwischen Familie 
und Beruf verringert werden und 
bestünde eine berechtigte Hoffnung, 
dass der vorhandene Kinderwunsch 
von Frauen und Männern wieder zu 
entsprechenden Kinderzahlen führt.
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Erwerbs- und Einkommenssituation 
der Befragten.

Die gesellschaftlichen Rahmenbe­
dingungen in der Schweiz stellen 
Paare und Eltern bei der Realisie­
rung ihres Kinderwunsches offenbar 
immer wieder vor eine «Entweder-
Oder-Entscheidung». Nur Paare, die 
es sich sowohl in beruflicher wie fi­
nanzieller Hinsicht leisten können, 
ihre Erwerbstätigkeit zugunsten der 
Kinderbetreuung einzuschränken, 
erzielen eine hohe Übereinstim­
mung zwischen Kinderwunsch und 
Kinderzahl. Das bedeutet, dass unter 
den gegebenen Rahmenbedingun­
gen in der Schweiz das Ziel mehr 
Kinder und mehr erwerbstätige 
Mütter und Väter nicht erreicht wer­
den kann.

Familienpolitische Massnahmen, 
die die Verwirklichung vorhandener 
Kinderwünsche unterstützen und 
die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf erleichtern sollen, müssen 
gleichzeitig und in adäquatem Aus­
mass sowohl bei den direkten wie 
bei den indirekten Kosten der Fami­
liengründung ansetzen. Einheitliche 
Familienzulagen und die Anstoss­
finanzierung sind Schritte in die rich­
tige Richtung, greifen aber zu kurz. 
Die Ergebnisse der Befragung zei­
gen deutlich, dass bezüglich der öko­
nomischen Einflussfaktoren mehr 
Kinder einen besseren Ausgleich der 
direkten und indirekten Kosten und 
mehr erwerbstätige Mütter und Vä­
ter mehr Betreuungsangebote vor­
aussetzen. 

Paare und Eltern in der Schweiz 
sollten, unabhängig vom Wohnort, 
darauf vertrauen können, dass die 
direkten Kosten der Erziehung von 
Kindern durch Familienzulagen oder 
steuerliche Abzugsfähigkeit, die in­
direkten Kosten durch eine ausrei­
chende Zahl von familienergänzen­
den Betreuungsangeboten und In­
dividualbesteuerung erwerbstätiger 
Eltern zumindest teilweise kompen­
siert werden. Schliesslich stellen 
Kinder eine hohe positive Externali­
tät für eine Gesellschaft dar. Nur 
durch umfassende Massnahmen, die 
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gründung verbunden sind. Für Er­
werbstätige mit mittlerem Bildungs­
abschluss und hohem Haushaltsein­
kommen stehen nicht die direkten 
Kosten der Familiengründung im 
Vordergrund, sondern die Opportu­
nitätskosten in Form beruflicher 
Nachteile. Die Bedeutung dieser 
Opportunitätskosten lässt sich daran 
ablesen, dass in dieser Gruppe der 
Unterschied zwischen geäussertem 
Kinderwunsch und realisierter Kin­
derzahl am grössten ist. Vollzeitig 
erwerbstätige Personen mit hohem 
Bildungsabschluss und hohem Haus­
haltseinkommen haben zwar einen 
entsprechenden beruflichen Status 
erreicht, dafür aber offenbar auf die 
vollständige Realisierung ihres Kin­
derwunsches verzichtet. Die Gruppe 
der Mütter (und Väter), die mit 
durchschnittlich zwei Kindern ihren 
Kinderwunsch mehrheitlich ver­
wirklichen konnten, weist ebenfalls 
ein hohes Haushaltseinkommen auf, 
obwohl in dieser Gruppe überdurch­
schnittlich viele nicht- oder teilzei­
terwerbstätige Frauen vertreten sind. 
Die Verwirklichung des Kinderwun­
sches war offensichtlich mit dem – 
teilweisen – Rückzug vor allem der 
Mütter aus dem Arbeitsmarkt ver­
bunden. 

Vom Kinderwunsch zur 
Familiengründung – 
Schlussfolgerungen

Entscheidungen zur Familiengrün­
dung oder -erweiterung werden in 
erheblichem Ausmass vom individu­
ellen Ausbildungs- und Erwerbsver­
lauf beeinflusst. Generell konnten 
für diese Entscheidungssituation so­
wohl die erwarteten ökonomischen 
sowie mehrere nicht-ökonomische 
Einflussfaktoren, wie die Verfügbar­
keit eines geeigneten Partners, tradi­
tionelle Rollenerwartungen oder der 
Wunsch nach Unabhängigkeit und 
Selbstverwirklichung, nachgewiesen 
werden. Die relative Bedeutung der 
ermittelten Einflussfaktoren verän­
dert sich mit der Ausbildungs-,  
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Ein neues Instrument: 
Beschwerdevalidierungstests

Eine Untersuchung aus dem Jahr 
2007 schätzt, dass bei rund 8 bis 10 
Prozent der IV-Renten ein Risiko­
potenzial besteht, dass die Leistun­
gen nicht adäquat vergeben wurden. 
Die Autoren (Ott, Bade und Wapf, 
2007) sprechen in diesem Zusam­
menhang von sogenannten nicht-
zielkonformen Leistungen. Bei ei­
nem kleineren Teil dieser Fälle muss 
davon ausgegangen werden, dass 
Leistungen aufgrund falscher Anga­
ben der Klientel zugesprochen wur­
den. Nicht-zielkonforme Leistungen 
der IV sind zur Hauptsache bei 
schwer objektivierbaren Gesund­
heitsstörungen zu erwarten. Dazu 
zählen zum Beispiel chronische 
Rückenschmerzen ohne körperlich 
erkennbare Ursache und andere 
Schmerzkrankheiten, Schleuder­
traumata, Depressionen. Bei diesen 
Störungsbildern besteht ein teil­

weise erheblicher Ermessensspiel­
raum für die Einschätzung der Er­
werbsunfähigkeit und des IV-Gra­
des. Auf diesem Hintergrund besteht 
ein Bedarf nach zusätzlichen Instru­
menten für die Abklärungspraxis 
der MEDAS- und RAD-Zentren, 
insbesondere die Entwicklung von 
Standards für die Begutachtung von 
schwer objektivierbaren Gesund­
heitsbeeinträchtigungen. 

Eine wesentliche Rolle spielen 
dabei sogenannte Beschwerdevali­
dierungstests (BVT). Das sind Ver­
fahren zur Überprüfung der Plausi­
bilität von Beschwerden, die eine 
Klientin oder ein Klient im Rahmen 
einer Abklärung beschreibt. Es kön­
nen zwei Arten von Verfahren zur 
Beschwerdevalidierung unterschie­
den werden: 

	standardisierte Tests, die in der •	
Regel auf einem Fragebogen ba­
sieren, der von der Klientin selber 
oder vom Gutachter ausgefüllt 
wird. 

	Leitlinien, die mehrere Kriterien •	
zur Überprüfung der Glaubwür­
digkeit der geschilderten Be­
schwerden einer Klientin oder 
eines Klienten umfassen. 

Beschwerdevalidierungstests kann 
der Zauber einer «Lügendetektor-
Metaphorik» anhaften: Mag es doch 
verlockend erscheinen, ein Instru­
ment zur Hand zu haben, das die 
Überprüfung der Plausibilität von 
Beschwerden in einfacher und ob­
jektiver Form verspricht. Die Frage 
ist jedoch, wie zuverlässig und pra­
xistauglich Beschwerdevalidierungs­
tests überhaupt sind, und wie sich 
der Stand der wissenschaftlichen 
Entwicklung in diesem Bereich prä­
sentiert. Dies war der Gegenstand 
einer Studie im Auftrag des Bundes­
amts für Sozialversicherungen BSV. 
Im Rahmen dieser Studie (Kool, 
Meichtry, Schaffert, Rüesch, 2008) 
wurden eine systematische Recher­
che der wissenschaftlichen Literatur 
zu Beschwerdevalidierungstests so­
wie Interviews und eine schriftliche 
Befragung von Gutachtenden der 
Medizinischen Abklärungsstellen 
(MEDAS) und von Mitarbeitenden 
der Regionalen Ärztlichen Dienste 
(RAD) durchgeführt. In diesem Bei­
trag sollen wesentliche konzeptio­
nelle Aspekte der Entwicklung und 
Anwendung von Beschwerdevali­
dierungstests dargestellt werden, die 
wichtig für die Abklärungspraxis 
sein können. 

Kriterien der Testqualität

Die wissenschaftliche Literatur zu 
Beschwerdevalidierungstests ist breit. 
Eine systematische Recherche wis­
senschaftlich publizierter Literatur 
ergab für den Zeitraum 1997 bis 
2007 rund 1100 Referenzen. Davon 
entfielen 570 Beiträge auf die letzten 

In den letzten Jahren wurde in der Öffentlichkeit der ungerechtfertigte 
Bezug von Leistungen der IV teils heftig debattiert. Es besteht ein 
Bedarf nach verbesserten Abklärungsmethoden für schwer objektivier-
bare Gesundheitsschäden. In einer Studie wurde geprüft, ob sich 
Beschwerdevalidierungstests für die Abklärungspraxis eignen, und ob 
sie schon heute angewendet werden. Die Studie zeigt, dass in der 
Fachliteratur viele Beschwerdevalidierungstests beschrieben und einige 
in der Praxis angewendet werden. Dennoch sind Vorbehalte gegenüber 
einem breiten Einsatz angebracht. Diese liegen in der teilweise unzurei-
chenden Genauigkeit der Tests begründet. Es bestehen auch definitori-
sche Probleme bei der Prüfung der Glaubwürdigkeit von Beschwerden. 
Deshalb sollten Beschwerdevalidierungstests nur als ein Element unter 
anderen im Gesamtzusammenhang einer umfassenden Abklärung der 
Erwerbsfähigkeit verwendet werden. 

Mehr Objektivität und Effizienz durch 
Beschwerdevalidierungstests?

Peter Rüesch	 André Meichtry	 René Schaffert	 Jan Kool 
ZHAW Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften, Departement Gesundheit



118� Soziale Sicherheit CHSS 2/2009

	 Invalidenversicherung	 Abklärungspraxis

sind die Begriffe der Aggravation 
und Simulation von wesentlicher 
Bedeutung. Aggravation ist in der 
Fachliteratur zur Beschwerdevali­
dierung definiert als Übertreibung 
oder Ausweitung von Beschwerden, 
indem tatsächlich vorhandene Symp­
tome zur Erreichung eines Ziels 
(z.B. Zuspruch einer Rente, Erlass 
einer Massnahme etc.) verstärkt 
werden. Demgegenüber meint Si­
mulation die absichtliche, reflek­
tierte, zweckvolle Vortäuschung von 
Symptomen oder fälschliche Be­
schwerdenschilderung. Beide Ver­
haltensweisen äussern sich häufig 
als Inkonsistenzen zwischen in der 
Abklärung beobachteten und, auf­
grund der geschilderten Beschwer­
den, erwarteten Fähigkeiten oder 
Leistungen einer Klientin oder 
eines Klienten. Beschwerdevalidie­
rungstests sollen also Aggravation 
oder Simulation in einem bestimm­
ten Störungsbereich (z.B. neurologi­
sche Beschwerden) messen. 

Für die Validität der Tests besteht 
nun aber ein wesentliches Problem 
darin, dass Inkonsistenzen zwischen 
beobachteten und erwarteten Leis­
tungen nicht nur Ausdruck von Ag­
gravation oder Simulation sondern 
auch von gesundheitlichen Störun­
gen sein können, denen Krankheits­
wert zugebilligt wird. Dazu werden 
in der Fachliteratur besonders be­
stimmte psychische Erkrankungen, 
nämlich die somatoformen Störun­
gen und die artifizielle Störung ge­
zählt. Wie ist aber eine Unterschei­
dung zwischen Aggravation/Simula­
tion zum einen und Störungen mit 
Krankheitswert zum anderen mög­
lich? Dazu werden zwei Kriterien 
angeführt (vgl. Tabelle T1): die Moti­
vierung des Klienten oder der Klien­
tin durch einen externen Anreiz wie 
der Erhalt einer Rente, der Erlass 

Tests beachtet werden sollten. Zu­
nächst ist jedoch eine kurze Erläute­
rung der drei Gütekriterien notwen­
dig. 

	Die Gültigkeit oder •	 Validität be­
zieht sich auf die Anforderung, 
dass ein Test das messen soll, was 
er zu messen vorgibt. Zum Bei­
spiel wäre ein Mathematiktest, der 
erhebliche Lesekompetenzen für 
die Lösung der Aufgaben voraus­
setzt, nur begrenzt valide. 
	Die •	 Reliabilität verlangt, dass ein 
Test reproduzierbar ist, zwischen 
verschiedenen Klienten differen­
zieren kann und somit zuverlässi­
ge Ergebnisse liefert. Mit der Re­
liabilität eng verknüpft ist die 
Messgenauigkeit.
	Die •	 Objektivität1 schliesslich be­
trifft die Anwendung des Tests: 
Unabhängig von der anwenden­
den Person und vom Setting der 
Anwendung sollte der Test mög­
lichst immer die gleichen Resulta­
te liefern. 

Wichtig ist, dass diese hier kurz be­
schriebenen Kriterien aufeinander 
aufbauen: ohne Objektivität in der 
Anwendung kann ein Test nicht re­
liabel, und ohne Reliabilität auch 
nicht valide sein. 

Validität: Was messen 
Beschwerdevalidierungstests?

Beschwerdevalidierungstests sol­
len eine Aussage zur Plausibilität 
der geschilderten Beschwerden ei­
ner Klientin oder eines Klienten lie­
fern. In diesem Zusammenhang 

fünf Jahre von 2003 bis und mit 2007 
wovon 340 Veröffentlichungen seit 
2005 erschienen waren. Besonders 
im englischsprachigen Raum gibt es 
auch bereits eine längere Tradition 
des Themas. Da englischsprachige 
Tests nicht ohne weiteres in den 
schweizerischen Landessprachen 
verwendet werden können, wurde 
für die vorliegende Studie die Re­
cherche eingeschränkt auf Tests, die 
in einer deutsch- oder französisch­
sprachigen Version vorliegen. Zu be­
achten war auch, dass Beschwerde­
validierungstests in unterschiedli­
chen Umfeldern eingesetzt werden 
(z.B. Begutachtung arbeitsbezoge­
ner Leistungsfähigkeit, forensische 
Abklärungen); deshalb wurde die 
Recherche weiter eingeschränkt auf 
Themen mit Bezug zur IV. Insgesamt 
wurden so Angaben zu 30 deutsch­
sprachigen Beschwerdevalidierungs­
tests gefunden. Für den französi­
schen Sprachraum blieb die Recher­
che ohne Ergebnis. 

Angesichts der Vielzahl von Tests 
sind konkrete Kriterien zur Beurtei­
lung ihrer Qualität besonders wich­
tig. Bei der Bewertung der Tauglich­
keit von Beschwerdevalidierungs­
tests können dieselben Kriterien 
verwendet werden wie für andere, 
z.B. psychologische, Tests. Diese so­
genannten Testgütekriterien sind die 
Gültigkeit (Validität), Zuverlässig­
keit (Reliabilität) und Objektivität. 
Betrachtet man die aktuell verfüg­
baren Beschwerdevalidierungstests 
aus dem Blickwinkel dieser drei Kri­
terien, so werden einige kritische As­
pekte deutlich, die bei der Anwen­
dung und weiteren Entwicklung der 

1	 Das Kriterium der Objektivität ist ein sehr 
hoher Anspruch, und aus wissenschaftstheo-
retischer Perspektive kaum vollständig einlös-
bar. Da im vorliegenden Kontext ein von der 
Messung unabhängiges Konstrukt a priori als 
illusorisch erscheint, wäre der bescheidenere 
Begriff der Intersubjektivität dem der Objekti-
vität vorzuziehen.

Abgrenzung Simulation/Aggravation von artifziellen, � T1 
somatoformen und dissoziativen Störungen

Diagnostisches 
Konstrukt

Bewusstheit der 
Symptomerzeugung

Motivation des 
Klientenverhaltens

Simulation/Aggravation absichtlich, gesteuert («bewusst») reflektiert, klar («bewusst»)

Artifizielle Störung absichtlich, gesteuert («bewusst») unreflektiert, unklar («unbewusst»)

Somatoforme und 
dissoziative Störungen 

unbeabsichtigt, nicht gesteuert 
(«unbewusst»)

unreflektiert («unbewusst»)
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Für die Entwicklung von reliablen 
Beschwerdevalidierungstests entste­
hen auf diesem Hintergrund zwei 
Schwierigkeiten. Die eine besteht im 
Fehlen eines sogenannten «Goldstan­
dards» der Beschwerdevalidierung, 
d.h. eines schon bestehenden Instru­
ments, das eine eindeutige Unter­
scheidung zwischen echter und fal­
scher (aggravierter oder simulierter) 
Beschwerdendarbietung erlauben 
würden. Denn fast alle in der Fachli­
teratur beschriebenen Tests wurden 
nicht in einem realen Setting geprüft, 
sondern bei ProbandInnen, die im 
«Labor» SimulantInnen schauspie­
lern. Der Nachweis der Übertragbar­
keit dieser Labor-Ergebnisse auf die 
Praxis einer regionalen Abklärungs­
stelle in der Schweiz steht bei vielen 
Tests noch aus. 

Zum anderen sind Sensitivität und 
Spezifität eines Beschwerdevalidie­
rungstests auch von der Häufigkeit 
(Prävalenz) von Aggravation oder Si­
mulation in der Grundgesamtheit der 
Klientinnen und Klienten einer Ab­
klärungsstelle abhängig. Bei sehr ge­
ringer Häufigkeit nimmt die Wahr­

als Spezifität des Tests bezeichnet 
(d/(b+d)).

Die Herausforderung besteht nun 
darin, dass Sensitiviät und Spezifität 
eines Tests voneinander abhängig 
sind: Je grösser die Sensitivität eines 
Tests, desto geringer seine Spezifität. 
In der Praxis der Testentwicklung 
muss deshalb ein Kompromiss zwi­
schen diesen beiden Grössen ge­
sucht werden, der für den jeweiligen 
Anwendungskontext möglichst op­
timal ist. Im medizinischen Kontext, 
wenn es etwa um die frühzeitige Di­
agnose einer gefährlichen Krankheit 
geht, mag die Optimierung der Sen­
sitivität im Vordergrund stehen, 
selbst wenn so bei einer Reihe von 
Personen der Test falsch-positiv an­
zeigt. Im Kontext der Beschwerde­
validierung dürfte hingegen eine 
möglichst gute Spezifität eines Tests 
anzustreben das Ziel sein. Es sollten 
in Anbetracht der Konsequenzen 
für die betroffene Person falsch-po­
sitive Testbefunde − d.h. jemand 
wird zu Unrecht als SimulantIn 
identifiziert − möglichst vermieden 
werden. 

einer Strafe etc., und die Bewusst­
seinsnähe des Verhaltens. 
Postuliert wird: je stärker das Verhal­
ten durch externe Anreize motiviert 
und je bewusster es ist, desto grösser 
ist die Wahrscheinlichkeit für das 
Vorliegen von Aggravation oder Si­
mulation. Beide Kriterien − Motivie­
rung und Bewusstseinsnähe − sind 
jedoch einer Überprüfung durch be­
stimmte Messinstrumente und somit 
einer Objektivierung kaum zugäng­
lich. Es liegt vielmehr im Ermessens­
spielraum der oder des Gutachten­
den, die Motivation und den Grad 
der Bewusstheit eines Klienten oder 
einer Klientin zu bestimmen. Auf­
grund dieser konzeptionellen Prob­
leme bedarf die Bestimmung von 
Simulation oder Aggravation einer 
fundierten differentialdiagnostischen 
Abklärung, die Alternativerklärun­
gen für das Klientenverhalten mit 
grosser Wahrscheinlichkeit auszu­
schliessen vermag.

Messen Beschwerde
validierungstests zuverlässig?

Die praktische Erwartung an 
einen Beschwerdevalidierungstest 
besteht darin, dass der Test sowohl 
möglichst zuverlässig simulierte 
oder aggravierte Beschwerden an­
zeigt als auch «echte» Beschwerden 
anerkennt. Der Test sollte also mög­
lichst positiv ausfallen bei Aggrava­
tion oder Simulation von Beschwer­
den und negativ bei echten Be­
schwerden. Aber: diese beiden An­
forderungen bei der Konstruktion 
eines Tests unter einen Hut zu brin­
gen, ist grundsätzlich anspruchsvoll, 
wie das Beispiel aus einem anderen 
Anwendungskontext von Tests, 
dem medizinischen Screening zeigt 
(vgl. Tabelle T2). Der Anteil der er­
krankten Personen, die durch den 
Test auch als krank erkannt wurden 
und somit ein positives Testresultat 
erhalten haben, bezeichnet man als 
Sensitivität des Tests (d.h.: a/(a+c)). 
Demgegenüber wird der Anteil der 
Gesunden mit negativem Befund 

Sensitivität und Spezifität eines Tests� T2

Krankheit (z.B. Brustkrebs)

Test vorhanden (+) nicht vorhanden (−)

positiv (+) richtig positiv (a) falsch positiv (b)

negativ (−) falsch negativ (c) richtig negativ (d)

Abhängigkeit der Zuverlässigkeit eines Tests von der Häufigkeit� T3 
des zu prüfenden Phänomens

Phänomen: Prävalenz = 15 % Phänomen: Prävalenz = 5 %

Test + − Total + − Total

+ 150 42 192 50 47 97

− 0 808 808 0 903 903

Total 150 850 1000 50 950 1000

Sensitivität = 100,00 %
Spezifität = 95,06 %
positiver prädiktiver Wert (PPW) = 78,13 %

Sensitivität = 100,00 %
Spezifität = 95,05 %
positiver prädiktiver Wert (PPW) = 51,55 %
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che Interviews als auch eine schriftli­
che Befragung von Gutachtenden 
der Medizinischen Abklärungsstel­
len (MEDAS) und von Mitarbeiten­
den der Regionalen Ärztlichen 
Dienste (RAD) durchgeführt. Die 
Häufigkeit (Prävalenz) von Aggra­
vation oder Simulation in der Abklä­
rungspraxis wurde von einem Gross­
teil der Gutachtenden als gering be­
schrieben. Die meisten Gutachten­
den waren der Meinung, dass Simu­
lation kein eigentliches Kernprob­
lem ihrer Arbeit darstelle. Die höhe­
ren Raten, die aus wissenschaftlichen 
Studien berichtet werden, führten 
die Gutachtenden auf die spezifi­
schen Populationen der Studien so­
wie auf die Abstraktion von psycho­
sozialen Faktoren bei der Entstehung 
von chronischen Beschwerden zu­
rück. Die Gutachtenden schätzen die 
zuverlässige Beurteilung von Simu­
lation als schwierig ein, indem über 
die Hälfte der Befragten ein ab­
schliessend eindeutiges Urteil selten 
als möglich erachteten (Grafik G1). 

Demgegenüber wird die Bewer­
tung von aggravierendem Verhalten 
von Klientinnen oder Klienten als 
einfacher eingeschätzt. Die Befra­
gung zeigte weiter, dass Beschwer­
devalidierungstests vereinzelt be­
reits heute in der Praxis angewendet 
werden. 

Die Anwendung erfolgt jedoch 
nicht nach einheitlichen Richtlini­
en. In der Fachliteratur wurden da­
zu umfassende Leitlinien entwi­
ckelt. Diese definieren mehrere 
Kriterien, die erfüllt sein müssen, 
damit ein solide begründeter Ver­
dacht auf aggravierendes oder si­
mulierendes Verhalten einer Klien­
tin oder eines Klienten besteht. Ein 
anerkanntes Beispiel sind die 
Richtlinien von Bianchini et al. 
(2005) für den Bereich chronischer 
Schmerzen. Die Autoren schlagen 
fünf Kriterien (A-E) vor, wovon 
zwei spezifische Kriterien (A und 
E) immer erfüllt sein müssen, so­
dass mit ausreichender Wahrschein­
lichkeit von Simulation gesprochen 
werden kann. Die verbleibenden 

Klient, eine einzelne Klientin tat­
sächlich aggraviert oder simuliert. 
Die Prävalenz von Aggravation und 
Simulation unter IV-Klientinnen 
und Klienten ist nicht bekannt, auf­
grund der bereits erwähnten Studie 
von Ott, Bade und Wapf (2007) muss 
aber von tiefen Werten ausgegangen 
werden, die deutlich unter 10 Pro­
zent liegen.

Wie werden Beschwerde
validierungstests angewendet?

Die Intersubjektivität von Be­
schwerdevalidierungstests kann im 
Allgemeinen als gegeben betrachtet 
werden. So wurde bei der Testent­
wicklung beispielsweise geprüft, ob 
verschiedene Anwendende zu glei­
chen Befunden gelangen. Weniger 
bekannt ist aber, wie die konkrete 
Anwendungssituation der Tests in 
der Praxis − insbesondere in der 
Schweiz − aussieht. In der vorliegen­
den Studie wurden sowohl persönli­

scheinlichkeit ab, dass eine Person mit 
positivem Testbefund auch tatsächlich 
vom zu überprüfenden Phänomen 
wie z.B. Simulation betroffen ist; diese 
Wahrscheinlichkeit bezeichnet man 
als den positiv-prädiktiven Wert 
(PPW) eines Tests. Dies sei an einem 
Zahlenbeispiel illustriert (vgl. Tabelle 
T3), wobei wir von einem Test ausge­
hen mit perfekter Sensitivität von 1,0 
und nahezu perfekter Spezifität von 
0,95. 

Würde die Prävalenz von Simula­
tion in der Grundgesamtheit der IV-
Klientinnen und -Klienten 15 Pro­
zent betragen, so läge der PPW bei 
78 Prozent. Wäre die Prävalenz aber 
nur 5 Prozent, so würde der PPW 
noch bei 52 Prozent liegen mit einer 
entsprechend grösseren Zahl an 
Fehldiagnosen. Mit anderen Worten: 
Selbst ein sehr präziser Test kann bei 
einer geringen Häufigkeit von Ag­
gravation und Simulation in der 
Grundgesamtheit nur relativ «un­
scharfe» Aussagen zur Wahrschein­
lichkeit liefern, dass ein einzelner 

Zuverlässigkeit der Einschätzung von Aggravation oder Simulation aus der � G1 
Sicht von MEDAS- und RAD-Gutachtenden (N=27, nach Kool et al., 2008)
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len deshalb, Beschwerdevalidie­
rungstests in Zukunft vermehrt ein­
zusetzen und ausgewählte Verfahren 
bei Stichproben realer IV-Klientin­
nen und -Klienten einer wissenschaf­
lichen Prüfung zu unterziehen.
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probt worden. Beschwerdevalidie­
rungstests können ausserdem bei 
geringer Prävalenz von Simulation 
oder Aggravation in der Grundge­
samtheit der Rentenbeziehenden 
Fehleinschätzungen in einer Grös­
senordnung produzieren, die ethisch 
kaum verantwortbar wäre. Zu be­
achten ist schliesslich, dass die theo­
retische Grundlage der Tests noch 
nicht überzeugend ist: die Konstruk­
te von Simulation und Aggravation 
können nur mit einer gewissen Un­
schärfe von Störungsbildern mit 
Krankheitswert abgegrenzt werden. 

Der Wert von Beschwerdevalidie­
rungstests liegt aber u.a. darin, dass 
sie ein einheitliches Vorgehen bei 
der Beschwerdevaliderung in der 
Abklärungspraxis fördern können. 
Die Tests verlangen, dass sich die 
Anwendenden Gedanken über klar 
messbare Kriterien der Diagnose 
von Simulation oder Aggravation 
machen. Darüberhinaus werden in 
der wissenschaftlichen Literatur eine 
Reihe von Leitlinien zur Überprü­
fung der Plausibilität verschiedener 
Störungsbilder präsentiert. Wir er­
achten es als empfehlenswert, dass 
entsprechende Leitlinien vermehrt 
auch in der Praxis der RAD und der 
MEDAS angewendet werden. Dies 
läge nicht zuletzt im Interesse der 
Klientinnen und Klienten, die so auf 
ein transparentes und einheitliches 
Abklärungsverfahren zählen kön­
nen. Trotz der gegenwärtig noch als 
kritisch zu bewertenden Zuverläs­
sigkeit der Beschwerdevalidierungs­
tests ist zu beachten, dass eine grund­
sätzliche Nicht-Anwendung keines­
wegs zu einer zuverlässigeren Diag­
nose führt bzw. eine verantwortungs­
vollere Option darstellt. Im Unter­
schied nämlich zu den Tests − bei 
denen Aussagen zur diagnostischen 
Validität (Sensitivität, Spezifität) ge­
macht werden können − ist die diag­
nostische Zuverlässigkeit anderer 
Methoden unbekannt. Wir empfeh­

Kriterien (B, C, D) sind relevant für 
die Erfassung des Schweregrades 
von Simulation: 

	A: Nachweis relevanter externer •	
Anreize für Simulation (z.B. Ren­
tenabklärungen);
	B: Hinweise auf Aggravation der •	
Behinderung im Rahmen der kli­
nischen Untersuchung (z.B. nega­
tive Leistungsverzerrung, Inkon­
sistenzen);
	C: Hinweise auf Aggravation der •	
Behinderung im Rahmen von ko­
gnitiven und neuropsychologi­
schen Tests;
	D: Hinweise auf Aggravation der •	
Behinderung im Rahmen der Be­
schreibung der Symptome und Be­
schwerden durch den Klienten, die 
Klientin;
	E: die Befunde der Kriterien A bis •	
D sind nicht vollständig durch psy­
chiatrische, neurologische oder 
entwicklungsbedingte Faktoren 
erklärbar.

Fazit

Beschwerdevalidierungstests kön­
nen ein wichtiger Bestandteil einer 
systematischen Abklärung der Plau­
sibilität von Beschwerden darstellen, 
die eine Klientin oder ein Klient im 
Rahmen einer IV-Begutachtung 
schildert. Die Tests vermögen jedoch 
keinesfalls ein umfassendes Abklä­
rungsprozedere zu ersetzen. Die Lis­
te von Beschwerdevalidierungstests, 
die in der wissenschaftlichen Litera­
tur präsentiert werden, ist auch im 
deutschsprachigen Raum relativ 
lang. Gegenüber der unkritischen 
Anwendung in realen Praxissettings 
einer Abklärungsstelle − z.B. einer 
MEDAS − sind aktuell jedoch Vor­
behalte angebracht, wie wir in die­
sem Beitrag zu zeigen versucht ha­
ben. Die Tests sind in der Mehrheit 
noch zuwenig an Stichproben von 
realen Klientinnen und Klienten er­
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Strategie des Europarats für 
den sozialen Zusammenhalt

Sozialer Zusammenhalt ist ein 
neuer Begriff, der die in verschiede­
nen Bereichen geführte Politik zur 
Gewährleistung der Menschenrech­
te erfasst. Er wurde 1997 am Gipfel­
treffen in Strassburg von den Staats- 
und Regierungschefs des Europarats 
zum ersten Mal eingebracht. Der 
Grundsatz, nach dem der soziale Zu­
sammenhalt eine wesentliche Anfor­
derung des erweiterten Europas ist, 
wurde eingeführt. Gleichzeitig wur­
de beschlossen, dass der soziale Zu­
sammenhalt ein Ziel im Sinne einer 
unerlässlichen Ergänzung zur Förde­
rung der Menschenrechte und der 
Menschenwürde darstellt.

Um diesem Beschluss Folge zu ge­
ben, setzte der Europarat einen eu­
ropäischen Ausschuss für sozialen 
Zusammenhalt (CDCS) ein, unter 
dessen Leitung das Ministerkomitee 
im Jahr 2000 eine Strategie für den 
sozialen Zusammenhalt erarbeitete 

und einführte. Dabei wurde der sozi­
ale Zusammenhalt wie folgt defi­
niert: «Fähigkeit einer Gesellschaft, 
das Wohlergehen all ihrer Mitglieder 
zu gewährleisten, Ungleichheiten zu 
minimieren und die Marginalisierung 
zu vermeiden; Fähigkeit der Gesell-
schaft, mit Unterschieden und Un-
stimmigkeiten umzugehen und mit 
entsprechenden Mitteln die soziale 
Sicherheit all ihrer Mitglieder sicher-
zustellen».

Im Jahr 2004 wurde die Strategie 
für den sozialen Zusammenhalt revi­
diert. Am 3. Gipfeltreffen der Staats- 
und Regierungschefs in Warschau 
wurde die Bedeutung des sozialen 
Zusammenhalts bekräftigt. Dieser 
spielt eine wesentliche Rolle für die 
Verankerung der Grundwerte des 
Europarats sowie für die langfristige 
Sicherheit in Europa. Im Anschluss 
an den Gipfel wurde eine hochran­
gige Task Force geschaffen, welche 
die Strategie des Europarats für den 
sozialen Zusammenhalt überprüfen 
und einen ausführlichen Bericht so­

wie Empfehlungen zur Förderung 
des sozialen Zusammenhalts in Eu­
ropa verfassen sollte.

Bericht der Task Force

Die Task Force gab ihren Bericht 
2007 ab. Dieser trägt den Titel «To­
wards an Active, Fair and Socially 
Cohesive Europe» (Auf dem Weg zu 
einem aktiven, gerechten und sozial 
geeinten Europa). Er analysiert die 
heutige Lage mit der aufkommen­
den Wirtschaftskrise im Hintergrund 
und untersucht verschiedene Stoss­
richtungen zur Ausarbeitung einer 
Politik des sozialen Zusammenhalts.

Die Task Force hielt fünf grosse 
Herausforderungen für die Politik 
fest:

die 1.	 Globalisierung, die zwar eine 
verstärkte wirtschaftliche Ent­
wicklung in Aussicht stellt, aber 
auch eine Sozialpolitik zum Schutz 
des Einzelnen auf einem flexibler 
gestalteten Arbeitsmarkt erfor­
dert,
der 2.	 demografische Wandel, der 
eine neue Zusammensetzung der 
Bevölkerung mit sich bringt und 
das Verhältnis zwischen Alters­
gruppen, Geschlechtern und Ge­
nerationen grundlegend verän­
dert,
die 3.	 Entwicklung der Migration 
und der kulturellen Vielfalt, welche 
die Gesellschaft vor die Heraus­
forderung stellt, die Migranten 
und Migrantinnen zu integrieren 
und nach gemeinsamen Werten zu 
suchen,
die 4.	 politischen Veränderungen, die 
sich auf das Vertrauen ins politi­
sche System und das Desinteresse 
der Bürger und Bürgerinnen am 
öffentlichen Leben auswirken,
die 5.	 wirtschaftlichen und sozialen 
Veränderungen, welche die ausrei­

Am 26. und 27. Februar dieses Jahres fand in Moskau unter der Leitung 
des Europarats die erste Konferenz der europäischen Minister für sozia-
len Zusammenhalt statt. Bundesrat Pascal Couchepin nahm daran teil. 

Europarat – hin zu mehr sozialem Zusammenhalt
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zur Erlernung der Sprache ihres 
Gastlandes, nutzen können, um ih­
ren Rückstand aufzuholen.

Die Task Force nennt noch weite­
re politische Massnahmen, die eine 
Rolle für den sozialen Zusammen­
halt spielen: Wohnraumpolitik, akti­
ve Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger am öffentlichen Leben, de­
mokratisches Engagement, Bürger­
dialog, Integration von Migrantin­
nen und Migranten und Bewältigung 
der Migration.

Die Task Force schlägt schliesslich 
vor, dass die für den sozialen Zusam­
menhalt verantwortlichen Minister 
regelmässig eine Konferenz abhal­
ten, um die Grundlagen des künfti­
gen Handelns und der Zusammenar­
beit auf europäischer Ebene zu defi­
nieren. Die erste Konferenz dieser 
Art fand in Moskau statt, und zwar 
vor dem Hintergrund einer schwe­
ren Wirtschaftskrise.

Die Konferenz in Moskau

Die Konferenz befasste sich mit 
drei Themen und war entsprechend 
in drei Panels gegliedert. Sie fand 
vor dem Hintergrund einer Wirt­
schaftskrise statt, welche die Wort­
meldungen der verschiedenen Staa­
ten stark prägte. Es zeigte sich klar, 
dass die Wirtschaftskrise das soziale 
Gefüge schwächt, und alle waren 
sich darin einig, dass dem sozialen 
Zusammenhalt mehr Bedeutung 
denn je zukommt. Daraus wurde der 
Schluss gezogen, dass der Staat ein­
greifen muss, um der Wirtschaft und 
den direkt oder indirekt von der Kri­
se betroffenen Menschen zu helfen. 
Die Mittel zur Unterstützung variie­
ren je nach Staat und hängen vom 
sozialen Entwicklungsgrad des je­
weiligen Landes ab, aber alle hoben 
den Bedarf nach Unterstützung, Be­
schäftigungsförderung sowie Mass­
nahmen zugunsten der Arbeitslosen 
und zur Eingliederung in den Ar­
beitsmarkt hervor.

Das erste Panel mit dem Titel 
«Weiter in die Sozialrechte investie­

rufsleben zu finden. Das setzt voraus, 
dass die soziale Mobilität durch eine 
Aktivierungs-, Rehabilitations- und 
Wiedereingliederungspolitik geför­
dert wird. Gleichzeitig muss ein 
Gleichgewicht zwischen den mit der 
Beschäftigung verbundenen Rech­
ten und Pflichten gesucht und das 
Verantwortungsgefühl des Einzel­
nen gegenüber der Arbeit geweckt 
werden, indem eine Politik zur Rück­
führung zur Beschäftigung über die 
Arbeitslosenversicherung betrieben 
wird, aber auch Systeme zur präven­
tiven und rehabilitatorischen Be­
handlung bei Krankheiten oder Un­
fällen sowie Wiedereingliederungs­
verträge eingeführt werden.

Die Task Force ist auch der An­
sicht, dass die Politik der sozialen Si­
cherheit der wichtigste Vorzug des 
sozialen Zusammenhalts ist: Der 
Wohlfahrtsstaat bleibt die legendäre 
europäische Errungenschaft, Spiegel 
der Grundwerte Europas. Der mit 
der Globalisierung verbundene rau­
he Wettbewerb setzt den unbeding­
ten Aufbau eines Schutzes gegen die 
sozialen Risiken voraus. Dabei spie­
len das demografische Ungleichge­
wicht, die Entwicklung der Familie 
und die Neuorientierung im Alter ei­
ne wichtige Rolle. Eine Neuausrich­
tung der Pflege- und Gesundheitspo­
litik ist laut Task Force ebenfalls eine 
Notwendigkeit, denn die Pflegeleis­
tungen müssen den Bedürfnissen al­
ler gerecht werden und gleichzeitig 
ihren finanziellen Bestand gewähr­
leisten. Das Augenmerk ist auch auf 
die Langzeitpflege zu richten.

Der soziale Zusammenhalt setzt 
auch eine Bildungspolitik voraus: 
Der Zugang zur Bildung muss je 
nach individuellen Fähigkeiten ge­
währleistet, angemessen und gerecht 
sein. Ausserdem ist die lebenslange 
Weiterbildung zu ermöglichen. Ein 
weiterer wichtiger Punkt ist die Bil­
dung im Rahmen der Migration und 
des Multikulturalismus, damit Kin­
der von Migranten und Migrantin­
nen die gleichen Chancen erhalten 
wie andere Kinder und dass sie spe­
zielle Bildungsangebote, vor allem 

chenden Ressourcen hinsichtlich 
Finanzen, Gesundheit, Beschäfti­
gung oder Bildung für einen ge­
wissen Teil der Bevölkerung ge­
fährden und die Gräben zwischen 
den verschiedenen Bereichen ver­
tiefen.

Gemäss dem Bericht kann man die­
se Herausforderungen nur mit sozia­
lem Zusammenhalt bewältigen, denn 
«als der Sozialpolitik zugrunde lie-
gendes Konzept und Leitprinzip ver-
fügt der soziale Zusammenhalt über 
viele Vorteile». Der Bericht definiert 
vier vorrangige Ziele für den sozia­
len Zusammenhalt im Europa des 
21. Jahrhunderts:

in soziale Rechte und geeinte Ge­1.	
sellschaften investieren,
eine Gesellschaft mit gemeinsam 2.	
getragener, sozialer Verantwor­
tung aufbauen,
die Mechanismen der demokrati­3.	
schen Vertretung und des demo­
kratischen Entscheidungsprozes­
ses verstärken sowie den Dialog 
und das soziale und bürgerliche 
Engagement fördern,
Antworten auf die Fragen des de­4.	
mografischen Wandels und des 
Multikulturalismus finden und das 
Vertrauen auf eine gemeinsame 
und für alle sichere Zukunft ent­
wickeln.

Sozialer Zusammenhalt ist ein Quer­
schnittsthema und muss Gegenstand 
einer spezifischen Politik sein, die im 
Zentrum des Entwicklungsmodells 
der Staaten steht. Das setzt abge­
sprochenes Handeln und die Suche 
nach Synergien auf mehreren Ebe­
nen voraus. Der soziale Zusammen­
halt betrifft also Handlungen in ver­
schiedenen Bereichen, die koordi­
niert werden müssen.

Bei der globalisierungsgeschädig­
ten Beschäftigungs- und Arbeits­
kräftepolitik – die Globalisierung 
stellt eine ernste Bedrohung für den 
Arbeitsmarkt dar – besteht die Her­
ausforderung darin, mit der Flexibi­
lität umzugehen und das Gleichge­
wicht zwischen Familien- und Be­
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Minister eine Schlusserklärung, in 
der sie die Empfehlungen der Task 
Force ratifizierten. Damit zeichneten 
sie den Weg vor, den der Europarat 
in den nächsten Jahren im Bereich 
des sozialen Zusammenhalts gehen 
wird. Ein Aktionsplan wird vom Mi­
nisterkomitee erarbeitet, und die 
Fachausschüsse müssen die Empfeh­
lungen der Task Force umsetzen. 
Der Aktionsplan muss die Auswir­
kungen der Weltwirtschaftskrise be­
rücksichtigen. Zur Optimierung der 
Bemühungen und Schaffung von Sy­
nergien ist eine Zusammenarbeit 
mit den entsprechenden Organen 
der Vereinten Nationen und anderen 
internationalen Organisationen auf­
zubauen. Das Konzept ist entwick­
lungsfähig. Die Fachstellen müssen 
es regelmässig überprüfen.

Die Minister verpflichteten sich,
über soziale Sicherheit und sozia­•	
len Schutz als Pfeiler des sozialen 
Zusammenhalts die Sozialrechte 
und somit auch die Ratifizierung 
der entsprechenden Instrumente 
des Europarats zu fördern, 
die Verantwortung gemeinsam zu •	
tragen und die Vertretungsmecha-
nismen sowie den Sozial- und Bür-
gerdialog zu stärken,
das Vertrauen auf eine für alle si-•	
chere Zukunft zu entwickeln.

Die Minister nahmen das Datum der 
nächsten Konferenz, die 2012 in der 
Türkei stattfinden soll, zur Kenntnis.

Ausführlichere Informationen zur 
Konferenz sind auf folgender Web­
site des Europarats verfügbar: http://
www.coe.int/t/dc/files/ministerial_
conferences/2009_social_cohesion/
default_DE.asp.

Erika Schnyder, Juristin, Leiterin des 
Bereichs Internationale Organisationen, 
Geschäftsfeld Internationales, BSV.  
E-Mail: erika.schnyder@bsv.admin.ch

(Bürgerdialog) aufbauen muss. Was 
den Einzelnen angeht, so steht die 
Stärkung des sozialen Verantwor­
tungsbewusstseins der Bürger bei 
Arbeit, Konsum und Investitionen 
im Vordergrund.

Das dritte Panel mit dem Titel 
«Politik für sozialen Zusammenhalt 
und Wohlbefinden für alle – eine Zu­
kunftsvision» sollte schliesslich er­
möglichen, die demokratische Ver­
tretung und den demokratischen 
Entscheidungsprozess für die Zu­
kunft zu stärken sowie angesichts 
der ungewissen und sich rasch ver­
ändernden heutigen Welt eine aktive 
Migrationspolitik zu entwickeln. Im 
Laufe des Panels hoben mehrere 
Länder die bedeutenden Anstren­
gungen hervor, die sie zugunsten der 
Jugendlichen unternommen haben 
und noch unternehmen werden, ge­
rade in einer Zeit der Wirtschaftskri­
se. Die Bemühungen betreffen nicht 
nur die Beschäftigung, sondern auch 
die arbeitsmarktliche Wiedereinglie­
derung von Personen, die aus ver­
schiedenen Gründen ausgegrenzt 
worden sind: Mutterschaft, Familie, 
Arbeitslosigkeit, Invalidität.

Fazit aus den Debatten und 
Schlusserklärung

Die Konferenz ermöglichte vor al­
lem, einen Konsens unter den Mit­
gliedstaaten des Europarats zu fin­
den: Alle anerkennen, dass die Fi­
nanzkrise ihre Wirtschaftssysteme 
lähmt und deren Auswirkungen die 
Staatshaushalte stark belasten. Den­
noch sind sich alle darin einig, dass 
die sozialen Errungenschaften nicht 
darunter leiden dürfen. Der Schutz 
des sozialen Gefüges soll vielmehr 
noch verstärkt werden. Wie im Bei­
spiel Russlands, das durch seinen 
Premierminister Putin1 vertreten 
war, besteht ein allgemeiner Trend 
zum staatlichen Interventionismus, 
und die Priorität liegt bei der Stär­
kung des sozialen Zusammenhalts.

Auf der Grundlage dieser Schluss­
folgerungen verabschiedeten die 

ren und das Vertrauen auf eine für alle sichere 
Zukunft aufbauen» erinnerte an die Bedeu­
tung der Prozesse zur Erreichung dieser Ziele. 
In dieser Hinsicht besteht ein offensichtlicher 
Zusammenhang zwischen dem Vertrauen in 
die Zukunft und den Sozialrechten. Die Panel­
diskussion drehte sich um die Stärkung der 
bestehenden Rechte in den verschiedenen 
Staaten. Es ging vor allem darum, das Engage­
ment für die von den Instrumenten des Euro­
parats (Europäische Sozialcharta, Revidierte 
Europäische Sozialcharta, Europäische Ord­
nung der Sozialen Sicherheit) garantierten So­
zialrechte wiederzubeleben. Dabei soll ein 
besonderes Augenmerk auf schwächere Grup­
pen (vor allem Kinder, Migranten, Behinderte, 
Minderheiten, Familien mit tiefem Einkom­
men) gerichtet werden, damit sich bei allen 
ein Sicherheitsgefühl und das Vertrauen in die 
Zukunft entwickeln. Dazu muss man die sozi­
ale Mobilität fördern, indem man die Verein­
barkeit von Familien- und Berufsleben ver­
bessert und jungen Menschen ermöglicht, ihre 
eigenen Lebenspläne zu entwerfen.

Die meisten Staaten hoben die Anstrengun­
gen hervor, die sie seit dem Gipfel in Warschau 
für den sozialen Zusammenhalt und die So­
zialhilfe unternommen haben. Sie zeigten 
auch die Massnahmen auf, die sie hinsichtlich 
besonders schwacher Bevölkerungsgruppen 
wie Familien, Kinder, Behinderte und 
Migranten getroffen haben. Mehrere Staaten 
äusserten ihre Absicht, die Charta oder revi­
dierte Charta sowie weitere Instrumente des 
Europarats zu ratifizieren, die sie noch nicht 
oder nur teilweise anerkennen.

Das zweite Panel mit dem Titel «Sozialer 
Zusammenhalt als gemeinsam getragene Ver­
antwortung – Stärkung der Vertretungsme­
chanismen und des Sozial- und Bürgerdialogs» 
befasste sich mit der Stärkung des sozialen 
Verantwortungsbewusstseins aller betroffe­
nen Akteure: Behörden, Sozialpartner, Zivil­
gesellschaft, Einzelne. Es handelt sich um eine 
geteilte Verantwortung, bei der sich jeder Ak­
teur seiner eigenen Fähigkeit, mit entspre­
chender Unterstützung der Behörden etwas 
zum Gesellschaftsleben beizutragen, bewusst 
wird. Was die Behörden betrifft, betonten die 
verschiedenen Redner, dass man deren Ver­
antwortung auf regionaler und lokaler Ebene 
fördern, den Querschnittscharakter der Poli­
tik für den sozialen Zusammenhalt weiterent­
wickeln und einen Dialog mit den Sozialpart­
nern (Sozialdialog) und der Zivilgesellschaft 

1	 Die Rede von Herrn Putin ist im Internet ab-
rufbar: http://premier.gov.ru/eng/events/2176.
html.
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Mehrwertsteuererhöhung in der 
Wirtschaft reibungslos und ohne 
unnötige Mehrkosten umzuset­
zen? 
Teilt er die Ansicht, dass es im ge­2.	
genwärtigen wirtschaftlichen Um­
feld schwierig ist, die Stimmbe­
rechtigten von der Notwendigkeit 
einer Mehrwertsteuererhöhung zu 
überzeugen und die Erfolgsaus­
sichten zusätzlich kompromittiert 
werden, wenn die Befürchtungen 
um eine zu kurze Umstellungszeit 
einen Teil der KMU zusätzlich ins 
ablehnende Lager drängt?
Teilt er die Ansicht, dass es ange­3.	
zeigt ist, das Inkrafttreten der 
Mehrwertsteuer-Erhöhung auf 
den 1. Januar 2011 oder 2012 zu 
verschieben? Ist er bereit, die nöti­
gen Massnahmen vorzubereiten 
und dies noch vor der Abstim­
mung bekannt zu geben? Welche 
Massnahmen erachtet er als ange­
messen (z.B. dringliches Bundes­
gesetz, um das Inkrafttreten zu 
verschieben, oder andere)? 

Begründung
Der Bundesrat hat den Abstim­

mungstermin über die IV-Zusatzfi­

nanzierung überraschend auf den 
24. September 2009 verschoben. Die 
Bundesversammlung war mehrheit­
lich davon ausgegangen, dass die 
Abstimmung spätestens im Mai 
2009 erfolgen würde. Dies, weil die 
Umsetzung der Mehrwertsteuer-
Erhöhung in der Wirtschaft erfah­
rungsgemäss mindestens sechs bis 
acht Monate benötigt, womit das ge­
setzliche Inkrafttreten per 1. Januar 
2010 möglich wäre. Nachdem dieser 
Zeitplan nun nicht mehr eingehal­
ten werden kann, sollte allein schon 
aus diesem Grund das Inkrafttreten 
neu festgelegt werden. Damit der 
Wirtschaft eine ausreichend lange 
Vorlaufszeit eingeräumt und eine 
unterjährige Anpassung verhindert 
werden kann, ist die Inkraftsetzung 
neu frühestens auf den 1. Januar 
2011 festzulegen.

Anpassungen bei den Mehrwert­
steuersätzen lassen sich auf der Be­
triebsebene nicht von heute auf 
morgen umsetzen. Jede Korrektur 
an einem Mehrwertsteuersatz be­
dingt Anpassungen an diversen 
EDV-Programmen, Kassen und 
Waagen müssen neu eingestellt wer­
den, Preislisten und Preisetikettie­

Parlamentarische Vorstösse

Das BSV bietet im Internet eine Zusam-
menstellung der parlamentarischen 
Vorstösse im Bundesparlament an zu den 
Themen Kinder, Jugend, Familien und 
Generationen. Link: www.bsv.admin.ch/
themen/zulagen/00062/index.html?lang=de

Invalidenversicherung

09.3218 – Interpellation Frick 
Bruno, 19.3.09: Inkraftsetzung der 
IV-Zusatzfinanzierung

Ständerat Bruno Frick (CVP, SZ) 
hat folgende Interpellation einge­
reicht:

«Ich bitte den Bundesrat um die 
Beantwortung folgender Fragen:

Teilt er die Auffassung, dass der 1.	
Zeitraum zwischen der Abstim­
mung vom 24. September 2009 bis 
zum Inkrafttreten am 1. Januar 
2010 zu kurz bemessen ist, um die 

Die Zeitschriften-Sammelbox für die CHSS

#

Immer für 2 Jahrgänge der «Sozialen Sicherheit» (CHSS) bieten wir Ihnen eine ideale Sammelbox.
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Telefon 071 388 81 81, Telefax 071 388 81 82
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ordnungen vorzunehmen, mit dem 
Ziel Ausgaben und Einnahmen 
der Sozialwerke AHV, IV, ALV 
und EO in einem nachhaltigen 
Gleichgewicht zu halten;
für das Erreichen und Einhalten •	
des Gleichgewichts sind Regeln zu 
formulieren und ihre Anwendung 
sicherzustellen. Die Regeln legen 
finanzielle Steuergrössen fest, bei 
deren Erreichen bzw. Überschrei­
ten der Bundesrat innert einer zu 
definierenden Frist eine Vorlage 
zur Wiederherstellung und Siche­
rung des finanziellen Gleichge­
wichts zwischen Leistungen und 
Einnahmen vorlegen muss. Zu­
dem sind Sofortmassnahmen zu 
definieren, welche wirken, bis die 
eingeleiteten Gesetzesrevisionen 
in Kraft sind.

Begründung
Die aktuellen Finanzperspekti­

ven für die Sozialwerke sind be­
sorgniserregend. Die laufenden 
und absehbaren Fehlträge sind 
grosse Verschuldungsquellen für 
unser Land. IV und ALV weisen 
bereits heute erhebliche Schulden 
aus. Nachhaltige Politik verlangt, 
dass künftigen Generationen kei­
ne Schuldenberge hinterlassen 
werden. Die nachhaltige Finanzie­
rung der Sozialversicherungswer­
ke ergänzt die Schuldenbremse zu 
einer insgesamt soliden Finanzpo­
litik.

In den einzelnen Sozialversiche­
rungsgesetzen sind die Lösungen 
und Massnahmen sowie die erfor­
derlichen Zeiträume im Detail zu 
definieren. Die Verpflichtung der 
Sozialwerke zur nachhaltigen Fi­
nanzierung ist Voraussetzung für 
eine solide Finanzpolitik mit einer 
beschränkten und vertretbaren 
Verschuldung. Das Parlament wür­
de frühzeitig die notwendigen 
Massnahmen für die Sicherung des 
finanziellen Ausgleichs festlegen 
müssen. Ohne Einbezug der Sozi­
alversicherungen ist es illusorisch, 
eine nachhaltige Finanzpolitik zu 
betreiben.»

Altersvorsorge

09.3082 – Motion der FDP-Liberale 
Fraktion, 11.3.09: 
Stärkung der Säule 3a. 
Selbstverantwortung für die 
Altersvorsorge

Die FDP-Liberale Fraktion hat im 
Nationalrat folgende Motion einge­
reicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt, 
das Bundesrecht so abzuändern, 
dass die maximalen Steuerfreibeträ­
ge für Einzahlungen in die Säule 3a 
gegenüber heute substanziell erhöht 
werden.

Begründung
Nach Ansicht der FDP-Liberale 

Fraktion ist die Eigenverantwortung 
in der Altersvorsorge zu stärken. 
Das soll durch eine stärkere Förde­
rung der gebundenen Selbstvorsorge 
(Säule 3a) mittels Steueranreizen er­
folgen. Die FDP-Liberale Fraktion 
fordert deshalb eine substanzielle 
Erhöhung der heute geltenden ma­
ximalen Steuerfreibeträge in der 
Säule 3a für Arbeitnehmende und 
Selbstständigerwerbende. Das stärkt 
die Eigenverantwortung und setzt 
die richtigen Anreize für die indivi­
duelle Vorsorge. Die staatliche und 
berufliche Vorsorge wird dadurch 
nicht negativ tangiert. Im Gegenteil: 
eine robustere Säule der privaten 
Vorsorge stärkt das gesamte Vorsor­
gesystem.»

Sozialversicherungen

09.3186 – Motion Weibel Thomas, 
19.3.09: 
Nachhaltigkeitsregeln für die 
Finanzierung der Sozialwerke

Nationalrat Thomas Weibel (GLP, 
ZH) hat folgende Motion einge­
reicht:

«Der Bundesrat wird beauftragt,
die notwendigen Änderungen an •	
Gesetzen vorzulegen und an Ver­

rungen müssen adaptiert werden, 
die neuen Sätze müssen bei der Aus­
arbeitung von Offerten sowie in der 
ganzen Budgetierung berücksichtigt 
werden können. Zur Erledigung et­
licher Aufgaben müssen externe 
Fachkräfte herbeigezogen werden, 
deren Verfügbarkeit beschränkt ist. 
Zudem ist die Anpassung mit Kos­
ten verbunden; die gesamte Wirt­
schaft rechnet mit rund 600 bis 900 
Millionen Franken.

Ausreichende Fristen zwischen 
Abstimmungstag und Inkraftsetzung 
sind nötig, damit alle notwendigen 
Anpassungen rechtzeitig geplant 
und ohne grosse Reibungsverluste 
umgesetzt werden können. Kürzere 
Vorlaufszeiten erhöhen die Fehler­
anfälligkeit und verursachen den 
Betrieben erhebliche Mehrkosten. 
Eine Umsetzungsfrist von nur drei 
Monaten ist viel zu kurz und provo­
ziert zusätzlichen Widerstand gegen 
die Vorlage; ein zusätzliches Er­
schwernis zum bestehenden wirt­
schaftlichen Umfeld.

Hinzu kommt die wirtschaftliche 
Situation. Wir rechnen mit einem 
Rückgang des BIP bis zu 2 Prozent 
und bis zu 400 000 Arbeitslosen. 
Diese Entwicklung war anlässlich 
der parlamentarischen Beratung 
nicht abzusehen, schon gar nicht in 
diesem Ausmass. In diesem Umfeld 
ist eine Erhöhung der Mehrwert­
steuer per 1. Januar 2010 – so wich­
tig sie zur Sicherung der Sozialwer­
ke IV und AHV ist – zusätzliches 
Gift.

Es ist im Hinblick auf die Abstim­
mung wichtig, dass der Bundesrat 
diese Anliegen ernst nimmt und sich 
für ein Inkrafttreten per 1. Januar 
2011, allenfalls per 1. Januar 2012 
ausspricht. Gleichzeitig mag er die 
ihm geeigenete Massnahme bezeich­
nen. Sie kann beispielsweise in ei­
nem dringlichen Bundesgesetz be­
stehen, welches der Bundesrat nach 
erfolgreichem Ausgang der Volksab­
stimmung vorlegt, und welcher das 
Inkrafttreten um ein oder zwei Jahre 
verschiebt. Denkbar sind auch an­
dere Massnahmen.»
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suisse und verschiedene Kassenver­
treter haben unmissverständlich klar 
gemacht, dass für 2010 Prämienstei­
gerungen bis zu 10 Prozent im Be­
reich des Möglichen liegen. 

Die Ursachen für die gegenwärti­
ge Situation sind zweifellos vielfältig. 
Bedenklich ist, dass die Gesund­
heitskosten wegen falscher Anreize 
weiterhin zu stark ansteigen. Ver­
schiedene Billiganbieter mussten 
bereits erhebliche Mittel aus dem 
VVG-Bereich zur Subventionierung 
der Fehlbeträge dieser Billigkassen 
einsetzen. Dazu kommt, dass die Bil­
ligkassenanbieter ihr Versicherten­
wachstum nicht nur durch zu tiefe 
Prämien, sondern auch durch exter­
ne Vermittler realisiert haben und 
diesen sehr hohe Provisions- und 
Bonuszahlungen ausgerichtet haben. 
Diese ‹Sofahändler› platzieren be­
kanntlich alle zwei bis drei Jahre 
nach Ablauf der «Stornofrist» gegen 
immense Bonuszahlungen die Ver­
sicherten von einer Billigkasse zur 
nächsten um.»

pingangebote von Billigkassen zu 
unterbinden, damit nicht weiter­
hin der sozialen Krankenversiche­
rung wichtige finanzielle Mittel 
entzogen werden, welche nun 
durch Prämienerhöhungen per 
2010 und 2011 wettgemacht wer­
den müssen? 
Was gedenkt er zu unternehmen, 4.	
um der Entsolidarisierung in der 
sozialen Krankenversicherung 
durch exorbitante Provisions- und 
Bonuszahlungen an Vermittleror­
ganisationen durch die Kranken­
versicherer zu begegnen? 

Begründung
Die Reserven der Krankenversi­

cherer sind zum Teil dramatisch ge­
schrumpft. In Folge der Finanz­
marktkrise haben verschiedene Kas­
sen empfindliche Verluste hinneh­
men müssen, welche ihre finanzielle 
Situation weiter belasten. Die Kos­
ten im Gesundheitswesen sind über 
die letzten Jahre bedeutend stärker 
gestiegen als die Prämien. Santé­

Gesundheit

1.1 09.3090 – Interpellation 
Forster-Vannini Erika, 11.3.09: 
Massnahmen im Zusammenhang 
mit den bevorstehenden Prämien
erhöhungen der Krankenkassen

Ständerätin Erika Forster-Vannini 
(FDP, SG) hat folgende Interpella­
tion eingereicht:

«Ich bitte den Bundesrat um die 
Beantwortung folgender Fragen: 

Was gedenkt er zu unternehmen, 1.	
damit das jährliche Kostenwachs­
tum von zurzeit zwischen 5 und 6 
Prozent auf ein vernünftiges Ni­
veau von 2 bis 3 Prozent reduziert 
wird? 
Sieht er die Notwendigkeit von 2.	
aufsichtsrechtlichen Massnahmen 
zur Beeinflussung von Kosten­
wachstum und Prämienentwick­
lung in der sozialen Krankenver­
sicherung? 
Gedenkt er zu aufsichtsrechtli­3.	
chen Massnahmen zu greifen, um 
die Risikoselektion durch Dum­

	 Parlament	 Parlamentarische Vorstösse
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	 Parlament	 Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrats

Gesetzgebung: Vorlagen des Bundesrats, Stand 31. März 2009

Vorlage	 Datum 	 Publ. im	 Erstrat		  Zweitrat		  Schluss-	 Inkrafttreten/ 
	 der Botschaft	 Bundesblatt					     abstimmung	 Volksentscheid 
			   Kommission	 Plenum	 Kommission	 Plenum	 (Publ. im BBl)

KVG – Vorlage 1B	 26.5.04	 BBl 2004,	 SGK-SR	 SR	 SGK-NR	 5.3., 4.6.08	 13.6.08 (Teil 2)	 14.6.08 (Teil 2) 
Vertragsfreiheit	 	 4293	 21./22.6.04	 6.12.07	 30.6.04, 18.1.,	 (Teil 2) 
			   30.5., 21.+23.8.06,	(Teil 2	 2.6.08 (Teil 2) 
			   8.1., 15.2., 	 verl. Zulassungs-	 16.1., 12.2.,  
			   15.10, 9.11.07	 stopp) 27.5., 	 25.3.09 
			   18.2.08 (Teil 1)	 5.6.08 (Teil 2)	 (Zulassungsstopp) 
			   18.3., 5.6.08 	 18.12.08 
			   (Teil 2), 14.4., 	 (Nichteintreten) 
			   13.5., 27.6.,  
			   26.8., 28.10.,  
			   24.11.08 (Teil 1), 
			   27.1.09 (Zulassungs- 
			   stopp)

KVG – Vorlage 1D	 26.5.04	 BBl 2004,	 SGK-SR	 SR	 SGK-NR 
Kostenbeteiligung	 	 4361	 21./22.6.,	 21.9.04	 30.6.04 
			   23./24.8.04

KVG – Vorlage 2B	 15.9.04	 BBl 2004,	 SGK-SR	 SR	 SGK-NR	 NR	 1.10. (Teil 2) 
Managed Care		  5599	 18./19.10.04	 5.12.06	 25.10.07, 10.3.,	 4.12.07	 Ablehnung NR 
			   30.5., 21./23.8.,	 (1. Teil ohne	 24.4., 18.9.08	 (2. Teil 
			   12./13.9.,	 Medikamente),	 (2. Teil	 Medikamente) 
			   16./17.10., 	 13.6.07, 4.3.,	 Medikamente)	 4.6., 18.9.08 
			   13.11.06,	 17.9.08 (2. Teil		  (2. Teil Diff.) 
			   2. Teil Medika-	 Medikamente) 
			   mente: 9.1.,	 4.3.08 (2. Teil 
			   15.2., 26.3., 3.5., 	 Diff.) 
			   13.9.07	  
			   8.1., 15.4.,  
			   27.8.08 (2. Teil  
			   Medikamente, Diff.)

IV-Revision	 22.6.05	 BBl 2005,	 SGK-NR	 NR	 SGK-SR	 SR	 13.6.08	 Volksabstimmung 
Zusatzfinanzierung		  4623	 26.1.07,	 20.3.07,	 3.7., 27./28.8.,	 18.12.07		  am 27.9.2009 
			   17./18.1.08	 18./19.3.,	 12., 15., 16.10.,	 27.5., 4./5.6., 
				    11.6.08	 9.11.07, 19.2.09	 12.6.08 (Diff.)

11. AHV-Revision. Leis-	 21.12.05	 BBl 2006,	 SGK-NR	 NR	 SGK-SR 
tungsseitige Massnahmen		  1957	 5.5.06, 25.1.,	 18.3.08	 29.10.08, 
			   22.2.07 Subkomm.	 27.1., 19.2.09 
			   16.11.07, 
			   17./18.1.08

11. AHV-Revision. 	 21.12.05	 BBl 2006,	 SGK-NR	 NR	 SGK-SR 
Vorruhestandsleistung		  2061	 5.5.06, 25.1., 	 18.3.08	 29.10.08, 
			   22.2.07 Subkomm. 	 27.1., 19.2.09 
			   16.11.07,  
			   17./18.1.08

VI Ja zur Komplementär-	 30.8.06	 BBI 2006,	 SGK-NR	 NR	 SGK-SR	 SR	 3.10.08	 Zurückgezogen. 
medizin		  7591	 23.11.06,	 18./19.9.,	 16.10., 9.11.07	 13.12.07		  Direkter Gegen- 
			   25.1.07, 	 19.12.07,	 13.5., 26.6.08			   vorschlag. Volksab- 
			   24.4., 8.9.08	 17.9.08				    stimmung 17.5.09

UVG Revision	 30.5.08	 BBI 2008,	 SGK-NR 
		  5395	 20.6., 9.9., 16.10., 
			   6./7.11.08, 
			   15./16.1., 12./13.2., 
			   26./27.3.09

NR = Nationalrat / NRK = Vorberatende Kommission des Nationalrates / SR = Ständerat / SRK = Vorberatende Kommission des Ständerates / WAK = Kommission für Wirtschaft und Abgaben/ 
SGK = Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit / RK = Kommission für Rechtsfragen / SiK = Sicherheitskommission/VI = Volksinitiative / SPK = Staatspolitische Kommission
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daten und fakten
	 Daten und Fakten	 Agenda

Familien im Wandel – Wie Väter 
Familie und Beruf vereinbaren können

Wie lassen sich Familienleben, Erziehungs­
aufgaben und Berufstätigkeit unter einen Hut 
bringen? Diese Frage stellt sich den meisten 
Müttern von Kindern. Sie betrifft aber nicht 
nur die Frauen. Was ist mit den Vätern? Viele 
von ihnen möchten sich aktiver am Familien­
leben beteiligen und ihre Vaterrolle bewusster 
leben können. In der Schweiz setzen sich zwar 
langsam Massnahmen durch, die es Müttern 
ermöglichen, Familie und Beruf besser zu ver­
einbaren. Doch bleibt es für viele Eltern 
schwierig, gemeinsam ein Organisationsmo­
dell zu wählen, das auf ihre Bedürfnisse und 
die ihrer Kinder zugeschnitten ist. Im Unter­
schied zu vielen anderen Ländern kennt die 
Schweiz nämlich noch keinen Elternurlaub. 

Das Forum Familienfragen 2009 widmet 
sich der Rolle der Väter in Familie und Erzie­
hung. Es beleuchtet die Erfahrungen, die an­
dere Länder mit dem Elternurlaub machen, 
und geht der Frage nach, wie ein Elternurlaub 
in der Schweiz aussehen und verwirklicht wer­
den könnte. Nach dem Einführungsreferat 
von Bernard Fusulier stellt Ursula Armbrus­
ter das schwedische Modell des Elternurlaubs 
vor. Danach beleuchtet Sabine Wagner die 
Massnahmen, die in Österreich zur Förderung 
der Teilzeitarbeit – auch bei Männern – in die 
Wege geleitet wurden. 

Im Anschluss an die Referate diskutieren 
die Teilnehmenden in Workshops über die Er­
fahrungen in anderen Ländern, die gegenwär­
tige Situation in der Schweiz und Massnah­
men, die es den Eltern – Vätern und Müttern 
– ermöglichen würden, Familie und Beruf bes­
ser miteinander zu vereinbaren.

St.Galler Tagung zum Gesundheitsrecht

Das Gesundheitsrecht ist ein bisher noch 
wenig erfasstes und umrissenes Rechtsgebiet, 
dessen praktische Bedeutung aber immens ist. 
In der Schweiz werden jährlich über 50 Mil­
liarden Franken für die Gesundheit umgesetzt. 
Die «St.Galler Tagungen zum Gesundheits­
recht» wollen diesen Rechtsbereich intensiv, 
gut fundiert und praxisbezogen durchleuch­
ten. 

Agenda
Tagungen, Seminare, Lehrgänge

Datum Veranstaltung Ort Auskünfte

7.5.09 Schweizerisches Forum der 
sozialen Krankenversicherung

Kongresshaus, Zürich RVK, Haldenstrasse 25
6006 Luzern
T: 041 417 05 00
F: 041 417 05 01
www.rvk.ch

12.5.09 Sozialversicherungen aktuell Kongresshaus, Zürich VPS-Verlag, Postfach 4242
6002 Luzern
T: 041 317 07 21
F: 041 317 07 00
tagung@vps.ch
www.schweizerpersonla 
vorsorge.ch/tagungen

11.–13.6.09 Leistungsverträge zwischen 
Nonprofit-Organisationen und 
Verwaltung

Weiterbildungszentrum 
der Uni St.Gallen,  
St.Gallen

IDT-HSG, Dufourstrasse 40a
9000 St.Gallen
T: 071 224 73 45
F: 071 224 25 36
monika.steiger@unisg.ch

23.6.09 Forum Familienfragen der  
Eidg. Koordinationskomm. für 
Fam.-fragen EKFF: Familien  
im Wandel – Wie Väter Familie 
und Beruf vereinbaren können
(vgl. Hinweis)

Kursaal, Bern EKFF, Effingerstrasse 20
3003 Bern
T: 031 324 06 56
www.ekff-coff.ch

23.6.09 Sozialversicherungsrechts
tagung 2009

Grand Casino, Luzern IRP, Universität St.Gallen,
Bodanstrasse 4, 
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 2244 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch

26.8.09 Haftung der Medizinalpersonen Grand Casino, Luzern IRP, Universität St.Gallen,
Bodanstrasse 4, 
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 2244 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch

27.8.09 Das Krankenversicherungsge-
setz (KVG) zwischen 
kantonalen Spitalplanungen 
und Pay for Performance-
Konzepten

Grand Casino, Luzern IRP, Universität St.Gallen,
Bodanstrasse 4, 
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 2244 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch

3.9.09 1. St.Galler Tagung zum 
Gesundheitsrecht (vgl. Hinweis)

Grand Casino, Luzern IRP, Universität St.Gallen,
Bodanstrasse 4, 
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 2244 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch

7.–9.9.09 Durchführungsfragen des 
Leistungsrechts der beruflichen 
Vorsorge

Kartause Ittingen IRP, Universität St.Gallen,
Bodanstrasse 4, 
9000 St.Gallen
T: 071 224 24 24
F: 071 2244 28 83
irp@unisg.ch
www.irp.unisg.ch
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Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

 

KV Obligatorische Krankenpflegeversicherung OKPV	 1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 8 869	 13 944	 19 685	 20 245	 …	 2,8%
davon Prämien (Soll)		  6 954	 13 442	 19 384	 19 774	 …	 2,0%

Ausgaben	 	 8 417	 14 056	 18 737	 19 654	 …	 4,9%
davon Leistungen		  8 204	 15 478	 20 653	 21 639	 …	 4,8%
davon Kostenbeteiligung		  –801	 –2 288	 –3 042	 –3 159	 …	 3,8%

Rechnungssaldo		  451	 –113	 948	 590	 …	 –37,7%

Kapital		  …	 7 122	 9 604	 10 231	 …	 6,5%

Prämienverbilligung		  332	 2 545	 3 309	 3 421	 …	 3,4%

BV/2. Säule Quelle: BFS/BSV	 1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 32 882	 46 051	 53 734	 58 560	 …	 9,0%
davon Beiträge AN		  7 704	 10 294	 13 488	 14 172	 …	 5,1%
davon Beiträge AG		  13 156	 15 548	 19 908	 22 684	 …	 13,9%
davon Kapitalertrag		  10 977	 16 552	 15 081	 15 467	 …	 2,6%

Ausgaben		  15 727	 31 605	 36 081	 36 650	 …	 1,6%
davon Sozialleistungen		  8 737	 20 236	 26 895	 28 407	 …	 5,6%

Kapital		  207 200	 475 000	 604 400	 625 200	 …	 3,4%
Rentenbezüger/innen	 Bezüger	 508 000	 748 124	 896 026	 …	 …	  ,  …

EL zur IV 	 	 1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 VR1

Ausgaben (= Einnahmen)	 Mio. Fr.	 309	 847	 1 349	 1 419	 1 608	 13,3%
davon Beiträge Bund		  69	 182	 291	 306	 598	 95,3%
davon Beiträge Kantone		  241	 665	 1 058	 1 113	 1 010	 –9,3%

Bezüger/innen      (Personen, bis 1997 Fälle)	 30 695	 61 817	 96 281	 97 915	 …	  ,  …

IV		  1990	 2000	 2006	 2007	3	 2008	3	 VR1,3

Einnahmen	 Mio. Fr.	 4 412	 7 897	 9 904	 11 786	 8 162	 –30,8%
davon Beiträge Vers./AG		  2 307	 3 437	 4 039	 4 243	 4 438	 4,6%
davon Beiträge öff. Hand		  2 067	 4 359	 5 730	 7 423	 3 591	 –51,6%

Ausgaben		  4 133	 8 718	 11 460	 13 867	 9 524	 –31,3%
davon Renten		  2 376	 5 126	 6 542	 6 708	 6 282	 –6,4%

Rechnungssaldo		  278	 –820	 –1 556	 –2 081	 –1 362	 –34,5%
Kapital		  6	 –2 306	 –9 330	 –11 411	 –12 773	 11,9%
Bezüger/innen IV-Renten	 Personen	 164 329	 235 529	 298 684	 295 278	 294 080	 –0,4%

EL zur AHV		  1990	 2000	 2006	 2006	 2008	 VR1

Ausgaben (= Einnahmen)	 Mio. Fr.	 1 124	 1 441	 1 731	 1 827	 2 072	 13,4%
davon Beiträge Bund		  260	 318	 382	 403	 563	 39,7%
davon Beiträge Kantone		  864	 1 123	 1 349	 1 424	 1 508	 5,9%

Bezüger/innen       (Personen, bis 1997 Fälle)	 120 684	 140 842	 156 540	 158 717	 …	  ,  …

AHV		  1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 Veränderung in % 
							       VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 20 355	 28 792	 34 390	 34 801	 31 592	 –9,2%
davon Beiträge Vers./AG		  16 029	 20 482	 24 072	 25 274	 26 459	 4,7%
davon Beiträge öff. Hand 		  3 666	 7 417	 8 815	 9 230	 9 455	 2,4%

Ausgaben		  18 328	 27 722	 31 682	 33 303	 33 878	 1,7%
davon Sozialleistungen		  18 269	 27 627	 31 541	 33 152	 33 747	 1,8%

Rechnungssaldo		  2 027	 1 070	 2 708	 1 499	 –2 286	 –252,6%
Kapital		  18 157	 22 720	 32 100	 40 6372	 38 351	 	 –5,6%2

Bezüger/innen AHV-Renten	 Personen	 1 225 388	 1 515 954	 1 701 070	 1 755 827	 1 814 596	 3,3%
Bezüger/innen Witwen/r-Renten 	 74 651	 79 715	 104 120	 107 539	 111 220	 3,4%
Beitragszahler/innen AHV, IV, EO		 3 773 000	 3 904 000	 4 113 000	 4 150 000	 …	  ,  …

AHV

EL zur AHV

IV

EL zur IV

BV (Sozialleistungen)
1985–87 keine Daten vorhanden

KV
1980–85
keine Daten vorhanden

statistik
	 Sozialversicherungsstatistik	 BSV, Bereich Statistik
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52,9%
56,9%

Veränderung der Ausgaben in % seit 1980

EO		  1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 1 060	 872	 999	 939	 776	 –17,4%
davon Beiträge		  958	 734	 864	 907	 950	 4,7%

Ausgaben		  885	 680	 1 321	 1 336	 1 437	 7,5%
Rechnungssaldo		  175	 192	 –321	 –397	 –661	 66,4%
Kapital		  2 657	 3 455	 2 541	 2 143	 1 483	 –30,8%

FZ		  1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 VR1

Einnahmen geschätzt	 Mio. Fr.	 3 049	 4 517	 5 009	 5 145	 …	 2,7%
davon FZ Landw. (Bund)		  112	 139	 120	 117	 …	 –2,9%

ALV Quelle: seco		  1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 736	 6 230	 4 651	 4 820	 5 138	 6,6%
davon Beiträge AN/AG		  609	 5 967	 4 253	 4 404	 4 696	 6,6%
davon Subventionen		  –	 225	  390	 402	 429	 6,7%

Ausgaben		  452	 3 295	 5 706	 4 798	 4 520	 –5,8%
Rechnungssaldo		  284	 2 935	 –1 054	 22	 618	  ,  …
Kapital		  2 924	 –3 157	 –3 729	 –3 708	 –3 090	 –16,7%
Bezüger/innen4	 Total	 58 503	 207 074	 299 282	 261 341	 …	  ,  …

UV alle UV-Träger		  1990	 2000	 2006	 2007	 2008	 VR1

Einnahmen	 Mio. Fr.	 4 181	 5 992	 7 674	 8 014	 …	 4,4%
davon Beiträge der Vers.		  3 341	 4 671	 6 009	 6 238	 …	 3,8%

Ausgaben		  3 259	 4 546	 5 485	 5 531	 …	 0,9%
davon direkte Leistungen inkl. TZL	 2 743	 3 886	 4 724	 4 762	 …	 0,8%

Rechnungssaldo		  923	 1 446	 2 190	 2 483	 …	 13,4%
Kapital		  12 553	 27 322	 38 387	 41 051	 …	 6,9%

Gesamtrechnung der Sozialversicherungen GRSV* 2007
Sozialversicherungszweig	 Einnahmen	 Veränderung	 Ausgaben	 Veränderung		  Kapital
	 Mio. Fr.	 2006/2007	 Mio. Fr.	 2006/2007		  Mio. Fr.

AHV (GRSV)	 35 447	 5,4%	 33 303	 5,1%	 2 144	 40 637
EL zur AHV (GRSV)	 1 827	 5,5%	 1 827	 5,5%	 –	 –
IV (GRSV)	 10 315	 4,2%	 11 905	 3,9%	 –1 590	 –10 916
EL zur IV (GRSV)	 1 419	 5,2%	 1 419	 5,2%	 –	 –
BV (GRSV) (Schätzung)	 58 560	 9,0%	 36 650	 1,6%	 21 910	 625 200
KV (GRSV)	 20 245	 2,8%	 19 654	 4,9%	  590	 10 231
UV (GRSV)	 8 014	 4,4%	 5 531	 0,9%	 2 483	 41 051
EO (GRSV)	  980	 5,5%	 1 336	 1,2%	 –356	 2 143
ALV (GRSV)	 4 820	 3,6%	 4 798	 –15,9%	 22	 –3 708
FZ (GRSV) (Schätzung)	 5 145	 2,7%	 5 090	 2,2%	  55	 …
Konsolidiertes Total (GRSV)	 146 816	 6,1%	 121 558	 2,5%	 25 258	 704 637

Volkswirtschaftliche Kennzahlen	 � vgl. CHSS 6/2000, S.313ff.

	 2000	 2003	 2004	 2005	 2006	 2007
Soziallastquote5 (Indikator gemäss GRSV)	 26,1%	 27,3%	 27,2%	 27,6%	 27,3%	 27,6%
Sozialleistungsquote6 (Indikator gemäss GRSV)	 19,8%	 22,1%	 22,4%	 22,5%	 21,8%	 21,4%

Arbeitslose	 ø 2006	 ø 2007	 ø 2008	 Jan. 09	 Feb. 09	 März 09
Ganz- und Teilarbeitslose	 131 532	 109 189	 101 725	 128 430	 132 402	 134 713

Demografie Basis: Mittleres Szenario A-00-2005, BFS 

	 2000	 2010	 2020	 2030	 2040	 2050
Jugendquotient7	 37,6%	 33,5%	 31,3%	 32,1%	 32,1%	 31,7%
Altersquotient7	 25,0%	 28,0%	 33,5%	 42,6%	 48,9%	 50,9%

1	 Veränderungsrate des letzten verfügbaren Jahres.
2	 Inkl. Überweisung von 7038 Mio. Fr. Bundesanteil aus dem Verkauf des SNB-Goldes 

im Jahr 2007.
3	 Infolge NFA mit Vorjahreswerten nicht direkt vergleichbar.
4	 Daten zur Arbeitslosigkeit finden Sie weiter unten.
5	 Verhältnis Sozialversicherungseinnahmen zum Bruttoinlandprodukt in %.
6	 Verhältnis Sozialversicherungsleistungen zum Bruttoinlandprodukt in %.

7	 Jugendquotient: Jugendliche (0–19-Jährige) im Verhältnis zu den Aktiven.
	 Altersquotient: Rentner/innen (>65-jährig) im Verhältnis zu den Aktiven.
	 Aktive: 20-Jährige bis Erreichen Rentenalter (M 65 / F 65).

Quelle: Schweiz. Sozialversicherungsstatistik 2009 des BSV; seco, BFS.
Auskunft: salome.schuepbach@bsv.admin.ch

UV

ALV

EO

neues 
UVG in 
Kraft seit 
1.1.84

GRSV: Einnahmen (schwarz) 
und Ausgaben (grau) 2007

Registrierte  
Arbeitslose  
seit 1980
(ab 1984 inkl.  
Teilarbeitslose)

*GRSV heisst: Gemäss den Definitionen der Gesamtrechnung der Sozialversicherungen, die Angaben können deshalb von 
den Betriebsrechnungen der einzelnen Sozialversicherungen abweichen. Die Einnahmen sind ohne Kapitalwertänderungen 
berechnet. Die Ausgaben sind ohne Rückstellungs- und Reservenbildung berechnet.

Rechnungs
saldo 
Mio. Fr.
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Literatur

Sozialpolitik

Stefan Kutzner / Ueli Mäder / Car­
lo Knöpfel / Claudia Heinzmann / 
Daniel Pakoci: Sozialhilfe in der 
Schweiz. Klassifikation, Integration 
und Ausschluss von Klienten. 180 
Seiten. Fr. 48.–. 2009. ISBN 978-3-
7253-0913-9. Verlag Rüegger, Zürich. 
Die Schweizer Sozialhilfe befindet 
sich in einer schwierigen Situation: 
Ihre Ausgaben steigen, die Problem­
lagen ihrer KlientInnen werden viel­
schichtiger, schliesslich sieht sich die 
Sozialhilfe in der Öffentlichkeit hef­
tiger Kritik ausgesetzt. In diesem 
Spannungsfeld versucht die Sozial­
hilfe neue Wege zu gehen. Im Rah­
men dieser Studie interessierte die 
AutorInnen vor allem, nach welchen 
Kriterien die Sozialhilfe bestimmten 
Klientengruppen eher Hilfen zu­
kommen lässt als anderen. Die im­
pliziten Normen, die darüber ent­
scheiden, wen die Sozialhilfe eher 
begünstigt, wen dagegen schlechter 
stellt, waren das Erkenntnisziel, das 
sie verfolgten. Sie gingen dabei von 
der Annahme aus, dass die immer 
wieder geforderten Differenzierun­
gen der Hilfen gegenüber Sozialhilfe­
klienten letzten Endes auf unter­
schiedliche Bewertungen vorhande­
ner Armutslagen beruhen. 

Der Band fasst die Hauptergeb­
nisse einer grösseren Nationalfonds­
studie über den gegenwärtigen Um­
bruch im Sozialhilfewesen zusam­
men. Das sozialpolitische Hilfever­
ständnis der Sozialhilfe, ihre ver­
schiedenen Menschenbilder, die 
Entwicklung des Umgangs mit ihren 
KlientInnen, die Sicht der politi­
schen Parteien auf die Sozialhilfe 
sowie unterschiedliche kantonale 
Strategien der Armutsbekämpfung 
sind die Themen. Insgesamt verdeut­
lichen die verschiedenen Beiträge 
die Normen und Mechanismen, mit 

denen die Sozialhilfe ihren KlientIn­
nen gegenübertritt und somit einige 
mehr bei der Integration unterstützt, 
bei anderen hingegen soziale Aus­
schlussprozesse hinnimmt.

Sozialversicherungen

René Schaffhauser / Franz Schlau­
ri (Hrsg.): Sozialversicherungsrechts-
tagung 2008. 174 Seiten. Fr. 72.–. 2009. 
ISBN 978-3-908185-78-9. Schriften­
reihe des Instituts für Rechtswissen­
schaft und Rechtspraxis, Universität 
St.Gallen. Die beiden Tagungen vom 
10. Juni und 26. August 2008 waren 
zunächst der Analyse von neueren 
sozialversicherungsrechtlichen Ur­
teilen der bundesgerichtlichen Praxis 
gewidmet: Wie kommt es, dass Rück­
weisungsurteile kantonaler Versiche­
rungsgerichte als «Zwischenent­
scheide» gewertet werden müssen? 
Steht die Idee einer Bindungswir­
kung der Invaliditätsschätzungen 
unter den Sozialversicherungen vor 
der Auflösung? Was zählt zu den 
Dauerleistungen in der Sozialversi­
cherung und steht daher unter den 
Schutzwirkungen der rechtskräftigen 
Festlegung? Im Weiteren wurden 
Rentenüberprüfungsaktionen der 
IV-Stellen (gefolgt von solchen der 
Pensionskassen) mit schmerzhaften 
Revisionen in langjährig laufenden 
Rentenverhältnissen untersucht. Gilt 
zum Schutz der langjährigen Ren­
tenbezügerInnen vor dem wirtschaft­
lichen Nichts ein Wiedereingliede­
rungsanspruch vor der Rentenein­
stellung? 

Schliesslich wurde die heutige me­
dizinische Begutachtungspraxis the­
matisiert; sie wird unter dem Ein­
druck von Vorgaben der Rechtspre­
chung zu invaliditätsfremden Ein­
flüssen auf die Arbeitsfähigkeit und 
zur «zumutbaren Schadenminde­
rungspflicht» in zunehmend schwie­
rigere Operationen gedrängt: Kann 
und muss der medizinische Gutach­

ter – gewissermassen mit dem Skalpell – am 
Gewächs der Arbeitsunfähigkeit das Invalidi­
tätsfremde überhaupt präzis herausschnei­
den? 

Arbeitsmarkt

Robert E. Leu / Michael Gerfin / Yves Flücki­
ger / Tobias Müller / Gebhard Kirchgässner / 
Carlo Knöpfel / Alexander Spermann: Er-
werbsabhängige Steuergutschriften und Ar-
beitsanreize. 147 Seiten. Fr. 39.–. 2009. ISBN 
978-3-7253-0908-5. Verlag Rüegger, Zürich. 
BezieherInnen von Sozialleistungen, die eine 
Arbeit annehmen, verlieren oft im gleichen 
Umfang oder sogar vollständig den Anspruch 
auf staatliche Unterstützung. Negative Ar­
beitsanreize gehen auch vom Steuersystem 
aus. Bedarfsleistungen, also Leistungen, die 
nur im individuellen Bedarfsfall erbracht wer­
den, sind häufig von der Steuerpflicht ausge­
nommen. Bei steigendem Erwerbseinkommen 
hingegen erhöhen sich die Steuern nicht sel­
ten mehr als das Gesamteinkommen. Damit 
sind die Anreize für TransferempfängerInnen 
negativ, sich von der Abhängigkeit zu lösen 
und eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder 
den Erwerbsumfang zu erhöhen. Negative 
Folgen dieses Systems sind eine andauernde 
Arbeitslosigkeit, die Dequalifikation und Des­
integration der Arbeitslosen und damit eine 
schwindende Vermittlungsmöglichkeit von 
Erwerbslosen auf dem Arbeitsmarkt. Seit den 
Achtzigerjahren versucht eine Reihe von In­
dustrieländern, die beschriebenen Probleme 
mit erwerbsabhängigen Steuergutschriften in 
den Griff zu bekommen. Dabei wird den 
Haushalten, deren Einkommen unter einer 
bestimmten Grenze liegt, ein Teil ihrer Steuer­
schuld erlassen. Dies geschieht in Form einer 
Steuergutschrift. Unter den zwölf Ländern, 
die 2002 über dieses Instrument verfügten, be­
finden sich neben Grossbritannien, Kanada 
und den USA auch die Niederlande, Belgien, 
Finnland, Irland und Frankreich. 

Der Bundesrat hat eine Expertengruppe 
mit der Abklärung beauftragt, ob dieses Inst­
rument die Arbeitsanreize auch in der Schweiz 
verbessern und damit das Beschäftigungsvo­
lumen im unteren Einkommensbereich anhe­
ben könnte.
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